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Titelbild: Detlev-Rohwedder-Biiste

Am 1. April 2019 jahrte sich der Todestag von Detlev Karsten Rohwedder zum 28. Mal. Seit 1992 tragt das Gebaude sei-
nen Namen, das seit 1999 Haupt-Dienstsitz des BMF ist. Nach der deutschen Einheit zog zunachst die Treuhandanstalt
ein — Detlev Rohwedder (ibernahm 1991 deren Leitung. 1932 im thiringischen Gotha geboren, war es ihm stets ein wich-
tiges Anliegen, auf die besonderen Belange und Lebensbedingungen der Menschen in Ostdeutschland einzugehen. Mit
seinem Motto ,Erst kommen die Menschen, dann die Paragraphen® gab er die Richtung vor fiir die Privatisierung von
etwa 8.500 sogenannten volkseigenen Betrieben der DDR und 45.000 Betriebsstatten mit circa 4,1 Millionen Beschaftig-
ten. Rohwedder konnte seine Aufgabe nur wenige Monate erflllen. Am 1. April 1991 wurde er in seinem Haus in Diissel-
dorf von Unbekannten erschossen. Obwohl es ein Bekennerschreiben der RAF gab, konnten bis heute keine Tater ermit-
telt werden.

Weitere Informationen zur Geschichte des Bundesministeriums der Finanzen und seines Dienstgebdudes finden Sie unter:
www.bundesfinanzministerium.de/geschichte
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@ Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

vor einer Woche war es wieder soweit: Die Finanzmi-
nisterinnen und Finanzminister kamen mit den Che-
finnen und Chefs der Notenbanken beim Internatio-
nalen Wihrungsfondsin Washington, D.C.zusammen.
Ein wichtiges Thema war die faire Besteuerung der
multinationalen Unternehmen, insbesondere aus
dem Digitalbereich. Finanzminister Olaf Scholz warb
erfolgreich fiir den gemeinsamen deutsch-franzosi-
schen Vorschlag fiir eine effektive globale Mindestbe-
steuerung. Die entsprechenden Arbeiten in der OECD
sollen beschleunigt und moglichst im néchsten Jahr
zum Abschluss gebracht werden.

Sorgen bereiteten vielen Teilnehmenden die Han-
delskonflikte und deren Auswirkungen auf die Welt-
wirtschaft. Auch in Deutschland bleiben die Unsi-
cherheiten aufgrund dieser Spannungen sowie des
Brexits nicht ohne Folgen. Die Bundesregierung hat
ihre Prognose zur Entwicklung des Wirtschafts-
wachstums daher abgesenkt. In der Frithjahrsprojek-
tion geht sie nun von 0,5 % BIP-Wachstum fiir dieses
Jahr aus - im nichsten Jahr sollen es dann 1,5 % sein.

Die Prognose zeigt, warum es wichtig ist, dass der
Bund mit fiskalischen Impulsen gegensteuert. Allein
indiesem Jahr tragen die investiven und andere Maf}-
nahmen der Bundesregierung sowie die Steuer- und
Abgabensenkungen mit 0,7 % zum Wachstum des
BIP bei. Durch den Beschluss der Bundesregierung,
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bis zum Jahre 2038 auch aus der Verstromung der
Kohle auszusteigen, werden grofle und langfristige
Investitionen in neue umweltfreundliche Kraft-
werke, Stromnetze und Speichertechnologien aus-
gelost. Um auch dann rund um die Uhr zuverlassi-
gen, bezahlbaren und regelbaren Strom zu haben,
mussen wir die Weichen fr den Ausbau der Netze
stellen und den noétigen Ausbauplan beschliefien.
Zugleich hat das Klimakabinett die Arbeit aufge-
nommen, um in den nichsten Monaten die nétigen
Schritte einzuleiten, damit Deutschland die Klima-
schutzziele 2030 erreicht.

Dazu passt es, dass sich in Washington die Finanz-
ministerinnen und Finanzminister vieler Staaten
zur Allianz fir Klimaschutz zusammengeschlos-
sen haben. Die beteiligten Linder wollen sich in die-
sem Gremium tiber ihre finanzpolitischen und mak-
rookonomischen Erfahrungen im Kampf gegen den
Klimawandel eng austauschen und voneinander
lernen, welche Instrumente am wirksamsten sind.
Auch das BMF ist mit dabei.

Nachdem im Monatsbericht Mirz die finanzielle
Lage der 16 Linder beleuchtet wurde, finden Sie dies-
mal eine Ubersicht {iber die Finanzlage der Kommu-
nen. Die umfangreiche Férderung des Bundes tritt
neben die deutlich gestiegenen Steuereinnahmen
von Lindern und Gemeinden. Derzeit verhandeln
Bund und Linder iiber die weitere Unterstlitzung
im Bereich der Integration - der Koalitionsvertrag
sieht dafiir 8 Mrd. Euro vor. Bund und Linder hat-
ten im letzten Jahr vereinbart, davon fiir 2019 circa
4,2 Mrd. Euro einzusetzen - nun geht es darum, die
restlichen Mittel moglichst effektiv zu nutzen, um
vor allem die Kommunen bestmoglich bei ihrer Auf-
gabe zu unterstiitzen.

ﬁ/a% Woat]

Wolfgang Schmidt
Staatssekretdr im Bundesministerium der Finanzen
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Deutsches Stabilititsprogramm: Steigende
Investitionen bei sinkender Schuldenquote

e Die gesamtstaatliche Schuldenstandsquote wird im Jahr 2019 erstmals seit dem Jahr 2002 wieder
unter die Obergrenze des Maastricht-Vertrags von 60 % des Bruttoinlandsprodukts sinken.

e Die gesamtstaatlichen Investitionen sind im Jahr 2018 auf ein neues Rekordniveau gestiegen; sie
werden im Jahr 2019 mit 7 3% % weiter wachsen, der hochsten Wachstumsrate seit zehn Jahren.

e Der Staatshaushalt, also der gemeinsame Haushalt von Bund, Lindern, Gemeinden und Sozialver-
sicherungen, erfiillt simtliche europiische Vorgaben.

B Einleitung

Das Bundeskabinett hat am 17. April das Deutsche
Stabilitdtsprogramm 2019 beschlossen. Deutsch-
land hat im Jahr 2018 alle haushaltsrechtlichen
Vorgaben auf europiischer Ebene aus dem Stabi-
litits- und Wachstumspakt (SWP) und dem Fis-
kalvertrag erfiillt. Das vom Bundeskabinett ge-
billigte Stabilititsprogramm wird unmittelbar an
die Europdische Kommission und den Ministerrat
(ECOFIN) uibersandt.

Staatsschuldenquote nach Maastricht-Abgrenzung
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Nach den aktuellen Projektionen zur Entwicklung
des gesamtstaatlichen Haushalts wird die gesamt-
staatliche Schuldenstandsquotevon60,9 % desBrut-
toinlandsprodukts (BIP) im Jahr 2018 auf 58 % % im
Jahr 2019 sinken. Damit wird Deutschland zu Ende
dieses Jahres erstmals seit dem Jahr 2002 wieder die
Obergrenze des Maastricht-Vertrags von 60 % ein-
halten (siehe Abbildung 1).

Die robuste Entwicklung am Arbeitsmarkt mit
Rekordbeschiftigung und deutlich steigenden

| Abbildung 1
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Lohnen, hohere Steuereinnahmen und zugleich
erhebliche Zinsminderausgaben haben die 6ffent-
lichen Finanzen in Deutschland begiinstigt. Die
Zinsausgaben der 6ffentlichen Hand verringerten
sich im Jahr 2018 auf nur noch 0,9 % des BIP - den
tiefsten Stand seit 50 Jahren.

Mit ihrer Finanzpolitik verbessert die Bundesre-
gierung die Wachstumsgrundlagen der deutschen
Wirtschaft, sichert die konjunkturelle Entwicklung
angesichts der aktuellen auflenwirtschaftlichen Ri-
siken und stiarkt den sozialen Zusammenbhalt. Fiir
das Jahr 2019 sind Mafdnahmen der deutschen Fi-
nanzpolitik vorgesehen, die zu Mehrausgaben in
Hohe von 0,5 % des BIP sowie Mindereinnahmen
einschliefllich Steuersenkungen in Héhe von 0,2 %
des BIP fiihren.

Zugleich plant die Bundesregierung bis Ende der
Finanzplanungsperiode im Jahr 2023 mit ausge-
glichenen Haushalten ohne Neuverschuldung und
tragt so zur Soliditit der offentlichen Haushalte
bei. Die Bundesregierung gibt zudem erhebliche

Entwicklung der staatlichen Investitionen (Bruttoanlageinvestitionen)
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Finanzmittel an Liander und Gemeinden weiter,
um Investitionen in Infrastruktur, Bildung und
Forschung zu fordern. Linder und Gemeinden
stehen vor entscheidenden Aufgaben, Investiti-
onsprojekte zu identifizieren, planungs- und aus-
schreibungsrechtlich umzusetzen und gewerblich
zu beauftragen.

Die Bundesregierung hat wesentlich dazu beige-
tragen, dass die gesamtstaatlichen Investitionen
auf Rekordniveau gestiegen sind und sich die Zu-
wichse verstetigt haben. Die jahrlichen Zuwichse
liegen nun schon seit drei Jahren iiber 7 ¥2 %; der
Zuwachs von 7 % % im Jahr 2019 ist der héchste seit
zehn Jahren.

Gleichzeitig steht die Finanzpolitik vor weiteren He-
rausforderungen, u. a. durch den baldigen Eintritt
der Babyboomer in die Rente, die Klimaschutzfinan-
zierung, die Ubernahme internationaler Verantwor-
tungin der sicherheits-und entwicklungspolitischen
Zusammenarbeit sowie durch die Finanzierung des
Haushalts der Européischen Union (EU).

| Abbildung 2
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B Konjunktur

Die deutsche Wirtschaft befand sich im Jahr 2018
weiter auf Wachstumskurs, hat jedoch in der zwei-
ten Jahreshilfte deutlich an Dynamik verloren.
Das preisbereinigte BIP ist gegenliber dem Vorjahr
um 1,4 % gestiegen. Der Anstieg lag damit spiirbar
unter den Wachstumsraten der beiden Vorjahre (je-
weils +2,2 %) und leicht unterhalb des gesamtwirt-
schaftlichen Produktionspotenzials von 1,6 % p. a.
Die gebremste konjunkturelle Dynamik zeigte sich
insbesondere in der schwicheren Exportentwick-
lung, die neben einer allgemein geringeren welt-
wirtschaftlichen Dynamik auf Unsicherheiten
wegen drohender Handelskonflikte und der Unge-
wissheiten im Zuge des Brexit-Prozesses zuriickzu-
fihren ist. Im Gegenzug stiitzte die starke Binnen-
wirtschaft die Konjunktur.

Der Arbeitsmarkt entwickelte sich weiterhin sehr
positiv. So stieg die Erwerbstitigkeit im Jahr 2018
auf durchschnittlich 44,8 Millionen Personen und
damit auf einen neuen Hochststand seit der deut-
schen Einheit. Der Anstieg ist insbesondere auf die
hohere Anzahl sozialversicherungspflichtiger Be-
schiftigungsverhaltnisse zuriickzufiihren. Die Zahl
der Arbeitslosen hat im Jahr 2018 mit durchschnitt-
lich 2,34 Millionen Personen ein neues langjdhriges
Rekordtief seit der deutschen Einheit erreicht. Die
jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote betrug
lediglich 5,2 %. Besonders betroffen von Fachkraf-
teengpéssen waren technische Berufe, Bauberufe
sowie Gesundheits- und Pflegeberufe.

Das globale Wachstum hat im vergangenen Jahr an
Tempo verloren. Im Euroraum verzeichneten alle
grofleren Mitgliedstaaten ein geringeres Wachstum
als im Vorjahr. Im laufenden Jahr diirfte die kon-
junkturelle Dynamik auch in Deutschland aber-
mals leicht an Fahrt verlieren. Der Arbeitsmarkt
durfte sich weiterhin robust entwickeln und eine
wichtige Stiitze der deutschen Konjunktur blei-
ben. Insgesamt erscheint fiir Deutschland eine Fi-
nanzpolitik angemessen, welche die Wachstums-
potenziale der deutschen Wirtschaft strukturell
zu verbessern hilft und zugleich mit ihrer expansi-
ven Ausrichtung auch dafiir Sorge trégt, angesichts

Deutsches Stabilitatsprogramm: Steigende Investitionen bei sinkender Schuldenquote
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auflenwirtschaftlicher Konjunkturrisiken den da-
raus resultierenden negativen Entwicklungen zu
begegnen.

Entwicklung des
Gesamtstaatlichen Haushalts

Entwicklung der staatlichen
Finanzierungssalden

Im Jahr 2018 wurde ein Finanzierungsiiberschuss
von 1,7 % des BIP erzielt. Die 6ffentlichen Haus-
halte von Bund, Lindern und Gemeinden profi-
tierten in besonderem Mafde von der dynamischen
Entwicklung der Steuereinnahmen, darunter ins-
besondere von der Entwicklung der gewinnabhén-
gigen Steuern. Dariiber hinaus trugen beim Bund
die empfangenen Vermogenseinkommen auf-
grund des deutlich erhéhten Bundesbankgewinns
zur positiven Entwicklung bei. Die Sozialversiche-
rungen konnten ebenfalls Gberproportional stei-
gende Beitrige vereinnahmen. Zugleich entlasteten
geringere Zinsausgaben die staatlichen Haushalte.
In der Folge konnten alle Teilsektoren des Staates
im Jahr 2018 Uberschiisse verzeichnen.

Fir das laufende Jahr wird ein gesamtstaatlicher
Finanzierungssaldo von %1 % des BIP erwartet. Der
Uberschuss liegt damit um rund ¥ % des BIP nied-
riger als im Jahr 2018. Ursache fiir die Verringe-
rung sind insbesondere die von der Bundesregie-
rung beschlossenen Mafnahmen. Hinzu kommt
ein im Vergleich zum Vorjahr abgeschwichter An-
stieg der Steuereinnahmen aufgrund der aktu-
ell schwicheren konjunkturellen Entwicklung.
Auch im Jahr 2020 ist nach dem jetzigen Stand
noch von einem Staatsiiberschuss von rund % %
des BIP auszugehen. Dieser wird sich dann in den
Jahren 2021 bis 2023 auf rund Y2 % des BIP verrin-
gern. Die weitere Verringerung des Uberschusses
ab dem Jahr 2021 ergibt sich zum einen aufgrund
der geplanten Absenkung des Solidarititszuschlags
und zum anderen durch den prognostizierten An-
stieg des Finanzierungsdefizits der gesetzlichen
Rentenversicherung.
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Finanzierungssalden nach staatlichen Ebenen | Tabelle 1
in % des BIP

2018 2019 2020 2021 2022 2023
Bund 0,5 0 0 0 0 Ya
Lander 0,3 £} 17 Ya Ys Ya
Gemeinden 0,4 Ya Ya 0 0 0
Sozialversicherungen 0,4 Y Yy 0 0 0
Staat insgesamt 1,7 3 3 Y 3 )

Angaben fir die Projektionsjahre sind auf ¥4 Prozentpunkte des BIP gerundet. Differenzen zwischen dem Finanzierungssaldo fir den
Staat und der Summe der Finanzierungssalden der Ebenen sind rundungsbedingt.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Der staatliche Finanzierungssaldo wird von der Fi-
nanzpolitik in erster Linie durch die Haushaltspoli-
tik beeinflusst, also die Gestaltung von Einnahmen
und Ausgaben. Daneben wirkt jedoch eine Reihe
konjunktureller, struktureller und auf}ergewohnli-
cher Faktoren, die zu grofien Teilen auflerhalb der
direkten Kontrolle von Regierungen liegen. Um
den Einfluss und die Ausrichtung der Finanzpolitik
zu bewerten, werden daher im europaischen Haus-
Indi-
katoren betrachtet. Dabei werden der strukturelle
Finanzierungssaldo und die Entwicklung der Pri-
marausgaben im Vergleich mit der trendméfigen
Entwicklung des BIP bei konjunktureller Normal-
auslastung herangezogen.

haltsiiberwachungsverfahren strukturelle

N Struktureller Finanzierungssaldo

Zur Ermittlung des strukturellen Finanzierungs-
saldos wird der nominale Saldo um konjunkturelle

Einflussfaktoren und Einmaleffekte gemaf der
EU-einheitlichen Methodik bereinigt. Im vergan-
genen Jahr verbesserte sich der strukturelle Saldo
von Bund, Lindern, Gemeinden und Sozialversi-
cherungen von 0,9 % des BIP auf 1,4 % des BIP. Hin-
tergrund dieser Entwicklung war insbesondere der
Uberproportionale Anstieg der Steuereinnahmen.

Im laufenden Jahr ist mit einer deutlichen Ver-
ringerung des strukturellen Uberschusses auf
rund 3% % des BIP zu rechnen. In den kommenden
Jahren sinkt der strukturelle Finanzierungssaldo
weiter auf ¥4 % des BIP im Jahr 2022. Zum Ende der
Programmperiode im Jahr 2023, bei einer dann an-
nahmegemifl geschlossenen Produktionsliicke
und somit einer Konjunkturkomponente von null,
steigt der strukturelle Uberschuss bei konstantem
gesamtstaatlichem Finanzierungsiiberschuss wie-
der leicht an.

Struktureller Finanzierungssaldo | Tabelle 2
in % des BIP
2018 2019 2020 2021 2022 2023
struktureller Finanzierungssaldo 1,4 3 73 E73 Y 1

Angaben fr die Projektionsjahre sind auf ¥ Prozentpunkte des BIP gerundet.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Schuldenstand 2019 unter 60 %
des BIP

Seit dem Jahr 2012 geht die Schuldenstandsquote
kontinuierlich zurtick. Hatte der Schuldenstand in
Relation zum BIP im Jahr 2012 noch bei 79,9 % ge-
legen, sank die Schuldenstandsquote zu Ende des
Jahres 2018 auf 60,9 % des BIP.

Der Riickgang der Schuldenstandsquote im ver-
gangenen Jahr ist mafigeblich auf die gute gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung zuriickzufithren. Alle
Ebenen (Bund, Linder, Gemeinden, Sozialversiche-
rungen) wiesen deutliche Uberschiisse aus und ha-
ben im Jahr 2018 ihre Schulden reduziert. Einen
spiirbaren Beitrag zum Schuldenabbau haben, wie
auch schon in den Vorjahren, die staatlichen Ab-
wicklungsanstalten durch die Verwertung ihrer
Portfolien geleistet.

Auch iber den Projektionszeitraum ist von einem
fortgesetzten Riickgang der Schuldenstandsquote
auszugehen.Im Jahr 2019 ist mit einer Riickfithrung
um rund 2 Prozentpunkte auf rund 58 34 % des BIP
zu rechnen. Der Referenzwert des Maastricht-Ver-
trags wiirde im Ergebnis zum Ende des Jahres 2019
unterschritten werden. Bis zum Ende des Projekti-
onszeitraums 2023 wird ein Riickgang der Schul-
denstandsquote auf 51 ¥ % des BIP prognostiziert.

Europaische Vorgaben werden
erfillt

Der Stabilitits- und Wachstumspakt verpflichtet
die Mitgliedstaaten, den gesamtstaatlichen Haus-
halt mittelfristig nahezu auszugleichen und sich
hierzu verbindliche Ziele zu setzen. Zudem gibt der

Deutsches Stabilitatsprogramm: Steigende Investitionen bei sinkender Schuldenquote
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Pakt Obergrenzen fiir Haushaltsdefizit und Schul-
denstand vor. Die Einhaltung dieser Ziele und
Grenzmarken sichert die finanzielle Handlungs-
fahigkeit eines jeden einzelnen Mitgliedstaats der
Wirtschafts- und Wahrungsunion.

Deutschland hat die Vorgaben des SWP im
Jahr 2018 erneut vollstindig erfillt. Dabei wurde
die Obergrenze eines nominalen Haushaltsdefizits
von 3 % in Relation zum BIP mit deutlichem Ab-
stand unterschritten. So lag der tatsidchliche Fi-
nanzierungssaldo des gesamtstaatlichen Haushalts
(Bund, Lander, Gemeinden und Sozialversiche-
rungen einschlieflich ihrer Extrahaushalte) im
Jahr 2018 bei +1,7 % des BIP. Im Jahr 2018 hat der
Gesamtstaat auch einen strukturellen Uberschuss
in Hohe von 1,4 % erzielt, wie Abbildung 3 zeigt.

Mit der Reform zur Stirkung des Stabilitatspakts
im Jahr 2011 ist die sogenannte !/,-Regel hin-
sichtlich der Riickfithrung tiberméifiiger Schulden-
stinde verbindlich fiir alle Mitgliedstaaten verein-
bart worden. Diese Regel sieht vor, dass der tiber die
Maastricht-Obergrenze von 60 % des BIP hinausge-
hende Schuldenstand um jihrlich mindestens /5
im Durchschnitt der abgelaufenen drei Jahre ver-
ringert werden muss. Tatsachlich wurde der Schul-
denstand noch stirker zuriickgefiihrt; damit halt
Deutschland auch diese Vorgabe des SWP zum
Schuldenabbau mit deutlichem Abstand ein.

Deutschland unterliegt derzeit dem sogenannten
praventiven Arm des SWP. Mitgliedstaaten, fiir wel-
che die Mafdgaben des praventiven Arms des SWP
gelten, miissen mittelfristig einen nahezu ausgegli-
chenen Haushalt oder einen Haushaltsiiberschuss
erreichen. Dafiir setzen sich diese Mitgliedstaaten
selbst ein mittelfristiges Haushaltsziel (Medium

Entwicklung der gesamtstaatlichen Schuldenstandsquote | Tabelle 3
in % des BIP
2018 2019 2020 2021 2022 2023
Schuldenstandsquote 60,9 58 %4 56 ¥» 54 3/, 53 51 Y

Angaben fir die Projektionsjahre sind auf ¥4 Prozentpunkte des BIP gerundet.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Struktureller und tatsachlicher Finanzierungssaldo im Vergleich

in % des BIP

3
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I Abbildung 3
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Finanzierungssaldo des Staates
-in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen

Struktureller Finanzierungssaldo
des Staates

= = = Maastricht-Referenzwert
(Obergrenze fiir Maastricht-Defizit)

= = = Mittelfristiges Haushaltsziel
(MTO - Obergrenze
fiir strukturelles Defizit)

1995: Ohne die Vermégenstransfers infolge der Ubernahme der Schulden der Treuhandanstalt und der Wohnungsbau-
unternehmen der ehemaligen DDR. Inklusive dieses Effekts belief sich das gesamtstaatliche Defizit auf 9,4 % des BIP.

2000: Ohne UMTS-Erlose. Inklusive dieses Effekts wies der Staatshaushalt einen Uberschuss in Héhe von 0,9 % des BIP auf.
Datenbasis bis 2018: Statistisches Bundesamt, Februar 2019. 2019 bis 2023: BMF-Projektion, April 2019.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Term Objective, MTO) fiir den strukturellen ge-
samtstaatlichen Finanzierungssaldo. Fiir die Eu-
ro-Mitgliedstaaten gilt auflerdem der Fiskalvertrag
(,Vertrag tiber Stabilitit, Koordinierung und Steu-
erung in der Wirtschafts- und Wahrungsunion®).
Nach dessen Vorgabe muss der gesamtstaatliche
Haushalt ausgeglichen oder im Uberschuss sein.
Dies ist erreicht, wenn das MTO eingehalten wird.
Deutschland behilt mit seinem Stabilitatspro-
gramm das mittelfristige Haushaltsziel eines struk-
turellen Defizits von maximal 0,5 % des BIP bei.
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Strategische Ausrichtung
der Finanzpolitik der
Bundesregierung

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, die
Zukunftsfahigkeit und die Wachstumsgrundlagen
der deutschen Wirtschaft zu verbessern, den sozi-
alen Zusammenhalt in der Gesellschaft zu stirken
und zugleich die Soliditdt der 6ffentlichen Finan-
zen sicherzustellen. Das finanzpolitische Umfeld
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mit robustem Arbeitsmarkt und Rekordbeschéf-
tigung, Gberdurchschnittlichen Steuereinnahmen
und niedrigen Zinsen auf Staatsschulden ist bislang
ausgesprochen giinstig gewesen. Allerdings gilt es,
sich auf vielfache Herausforderungen vorzuberei-
ten, vor denen Deutschland steht.

Zu diesen Herausforderungen zihlen u. a. die Kli-
maschutzfinanzierung, der von einer Experten-
kommission empfohlene Ausstieg Deutschlands
aus dem Kohleabbau und der Kohleverstromung,
die Ubernahme internationaler Verantwortung in
der sicherheits- und entwicklungspolitischen Zu-
sammenarbeit und die kiinftigen deutschen Finan-
zierungsbeitrage zum EU-Haushalt. Zudem steht
der Abgang der geburtenstarken Generation der
Babyboomer aus dem Arbeitsmarkt schon bald be-
vor. Die Folgen dieser Entwicklung werden die Fi-
nanzpolitik auf die Probe stellen. Die Bundesre-
gierung hat daher die ,Kommission Verlasslicher
Generationenvertrag” eingesetzt, die sich mit der
nachhaltigen Sicherung und Fortentwicklung der
gesetzlichen Rentenversicherung wie auch der bei-
den weiteren Rentensdulen ab dem Jahr 2025 be-
fassen und bis zum Mérz 2020 Empfehlungen vor-
legen wird.

Eine hohere Erwerbstitigkeit, insbesondere von Al-
teren, Frauen und Zugewanderten, und ein starke-
res Produktivititswachstum bleiben wesentlich fir
dauerhaft solide Finanzen. Die Bundesregierung
erleichtert daher die Eingliederung von Alteren in
den Arbeitsmarkt, verbessert die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf durch den Ausbau der Ganzta-
gesbetreuung weiter und ermoglicht eine gezieltere
Steuerung der Zuwanderung von Fachkriften. Wei-
tere Potenziale entstehen durch produktivititsstei-
gernde Mafdnahmen, u. a. durch eine bessere Qua-
lifizierung der Erwerbstitigen in Kombination mit
lebenslangem Lernen, einer konsequenten Digita-
lisierung von Wirtschaft und offentlicher Verwal-
tung sowie investitions- und innovationsfreundli-
chen Rahmenbedingungen fiir Unternehmen.

Die Bundesregierung verfolgt eine Finanzpoli-
tik, die Gber hohere Investitionen Bildung, For-
schung und Digitalisierung voranbringt und damit

Deutsches Stabilitatsprogramm: Steigende Investitionen bei sinkender Schuldenquote
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Produktivitit und Wachstumspotenzial stirkt.
Nach den aktuellen Projektionen der Bundesre-
gierung wird der gesamtstaatliche Haushalt auch
im Jahr 2019 einen deutlichen Finanzierungs-
uberschuss aufweisen, der jedoch geringer ausféllt
als im Vorjahr (+% % des BIP im Jahr 2019 gegen-
uber +1,7 % im Jahr 2018). Fur das Jahr 2019 sind
Mafnahmen der deutschen Finanzpolitik vorge-
sehen, die zu Mehrausgaben in Hohe von 0,5 %
des BIP sowie Mindereinnahmen einschliefilich
Steuersenkungen in Hohe von 0,2 % des BIP fiih-
ren. Der konjunkturbereinigte Primérsaldo wird
sich im Jahr 2019 nach der Projektion um %4 Pro-
zentpunkte von 2,2 % auf 1 ¥2% des BIP verrin-
gern; demnach ist die Ausrichtung der Finanzpo-
litik als deutlich expansiv einzuordnen. Trotz des
abgeschwichten Wirtschaftswachstums sind die
Kapazititen in der deutschen Wirtschaft weiter-
hin leicht iberausgelastet; die positive Produkti-
onslicke wird sich von 0,8 % des potenziellen BIP
im Jahr 2018 auf 0,4 % im Jahr 2019 verringern. Die
expansive Ausrichtung der Finanzpolitik erscheint
angemessen, um Konjunktur- und Auf)enwirt-
schaftsrisiken zu mindern.

Die Politik der Bundesregierung tréigt ferner dazu
bei, dass im Jahr 2019 sowohl die gesamtstaatli-
chen Investitionen der 6ffentlichen Hand (+7 3% %
gegeniiber dem Vorjahr) als auch die Investitionen
des Bundes (38,9 Mrd. €) auf ein neues Hoch stei-
gen. Bis zum Jahr 2023 fokussiert die Bundesregie-
rung ihre Zukunftsinvestitionen auf Infrastruktur,
Bildung, Hochschulen, Forschung und Digitalisie-
rung. Daviele dieser Bereiche in der Verantwortung
der Lander und Gemeinden liegen, hat die Bundes-
regierung die Weichen dafiir gestellt, dass diese Ge-
bietskorperschaften tiber umfangreiche Mittel ver-
fiigen, um Investitionsvorhaben voranzubringen.

Ein weiteres wichtiges Ziel der Bundesregierung
ist es, soziale Gerechtigkeit zu starken und den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt zu sichern. Da-
her stirkt die Bundesregierung die Bezieher von
unteren und mittleren Einkommen sowie Fami-
lien. Im Bereich des sozialen Wohnungsbaus wer-
den die Mittel im Jahr 2019 angehoben. Zudem
werden die Ausgaben fiir die Eingliederung von
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Langzeitarbeitslosen erhoht. Diese Zielsetzung bil-
det sich in den Ausgaben des Bundes flir Sozia-
les ab. So werden die Sozialausgaben im Jahr 2019
auf 173 Mrd. €, der Anteil am Bundeshaushalt zu-
gleich auf tber 50 % steigen. Auf gesamtstaatli-
cher Ebene werden die Sozialausgaben einen Anteil
von 24 %1+ % des BIP haben.

1 Fazit

In einem guten gesamtwirtschaftlichen Umfeld
verzeichneten die Staatshaushalte im Jahr 2018 au-
Rergewodhnlich hohe Uberschiisse. Die Finanzpoli-
tik der Bundesregierung hat dazu beigetragen, dass

Deutsches Stabilitatsprogramm: Steigende Investitionen bei sinkender Schuldenquote
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die Staatsschuldenquote weiter gesunken ist und
die staatlichen Investitionen auf ein Rekordniveau
gestiegen sind. Dabei wurden die verfassungsrecht-
lichen und europiischen Vorgaben vollumfing-
lich eingehalten. Diese positiven Entwicklungen
werden sich nach aktuellen Projektionen auch im
Jahr 2019 fortsetzen.

Gleichzeitig steht die deutsche Finanzpolitik vor
mehrfachen Herausforderungen, die im Stabili-
tatsprogramm 2019 benannt werden. Alle Voraus-
setzungen sind weiter gegeben, dass die deutsche
Finanzpolitik auch in den kommenden Jahren die
europdischen und nationalen finanzpolitischen
Vorgaben erfiillen kann.
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Die Finanzsituation der Kommunen - eine

Bestandsaufnahme

e Die Finanzsituation der Kommunen in den Flichenldndern stellt sich weiterhin positiv dar.
Nach dem Rekordiiberschuss im Jahr 2017 erzielten die kommunalen Kernhaushalte mit einem
deutschlandweiten Uberschuss von 8,7 Mrd. € im abgelaufenen Jahr erneut ein sehr gutes Ergeb-
nis. Zugleich sind die Investitionsausgaben mit 12,9 % gegentiber 2017 sehr deutlich gestiegen.

e Der Bund unterstiitzt die Kommunen auch in der neuen Legislaturperiode finanziell in erhebli-
chem Umfang. Zahlreiche Mafinahmen in den Bereichen Schule, Kinderbetreuung und sozialer

Wohnungsbau laufen derzeit an.

e Inallen Lindern verzeichnen die Kommunen insgesamt Uberschiisse. Die Finanzlage der einzel-
nen Kommunen ist gleichwohl heterogen. Dies ist auch ein Thema der Kommission ,,Gleichwerti-

ge Lebensverhiltnisse*.

Insgesamt positive Entwicklung
der Finanzsituation der
Kommunen

Die Finanzsituation der Kommunen in den Fla-
chenldndern verbesserte sich signifikant tiber die
vergangenen Jahre. Seit dem Jahr 2012 wies die Ge-
samtheit der kommunalen Kernhaushalte Finanzie-
rungsiiberschiisse aus. Nach dem Rekordergebnis
im Jahr 2017 erzielten die kommunalen Kernhaus-
halte 2018 erneut ein sehr gutes Ergebnis: Mit ei-
nem Finanzierungssaldo von 8,7 Mrd. € erreichte
die kommunale Ebene insgesamt einen deutlichen
Uberschuss. Dieser fiel zwar circa 1 Mrd. € gerin-
ger aus als im Vorjahr, zugleich stiegen jedoch die
Investitionsausgaben um 3,2 Mrd.€ beziehungs-
weise 12,9 % gegeniiber dem Vorjahr. Die sozialen
Ausgaben stiegen mit 0,5 % gegeniiber dem Vorjahr
hingegen nur moderat, was insbesondere auf einen
deutlichen Riickgang bei den Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz zurtickzufiihren ist.
Im zweiten Jahr in Folge konnten die kommunalen
Ebenen aller Linder Uberschiisse erzielen.

Der Bestand an Kassenkrediten betrug zum 31. De-
zember 2018 nach den Zahlen der vorldufigen
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Schuldenstatistik 38,9 Mrd. €. Nach einem erstma-
ligen Riickgang im Jahr 2017 gingen die Kassenkre-
ditbestinde zum 31. Dezember 2018 weiter signifi-
kant zurlck (-7,3 Mrd. € beziehungsweise -15,9 %).
Zu diesem Riickgang hat mafigeblich beigetragen,
dass Hessen iiber die sogenannte Hessenkasse ei-
nen Grofdteil der Kassenkredite der hessischen
Kommunen iibernommen hat und diese nun nicht
mehr in der Schuldenstatistik ausgewiesen werden.
Auch in anderen Landern mit hohen Kassenkredit-
bestinden wie Nordrhein-Westfalen und Rhein-
land-Pfalz gab es nennenswerte Riickginge.

Kassenkredite

(auch: Liquiditatskredite, Kredite zur Liqui-
ditatssicherung, Kassenverstarkungskredi-
te) bezeichnen - neben Krediten zur Finan-
zierung von Investitionen - eine Schuld zur
Deckung eines kurzfristigen Bedarfs an li-
quiden Mitteln. Dies entspricht etwa bei pri-
vaten Haushalten dem Uberziehungskredit
(Dispokredit). Hohe Kassenkreditbestande,
die zur dauerhaften Finanzierung laufender
Aufgaben verwendet werden, gelten allge-
mein als Indikator fiir Finanzschwache.
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Erhebliche Unterschiede
zwischen den einzelnen
Kommunen

Die insgesamt gute Finanzsituation darf jedoch
nicht dartiber hinwegtduschen, dass die Finanzlage
der einzelnen Kommunen in Deutschland sehr un-
terschiedlich ist. Dies ldsst sich u. a. am weiterhin
hohen Bestand an kommunalen Kassenkrediten in
vielen Kommunen ausmachen.!

Die Problematik der kommunalen Altschulden/
Kassenkredite ist - neben finf anderen Themen-
feldern - auch ein Thema der Kommission ,,Gleich-
wertige Lebensverhiltnisse” In dieser wollen Bund,
Liander und kommunale Spitzenverbiande gemein-
sam bis Sommer 2019 Handlungsempfehlun-
gen erarbeiten, mit denen effektive und sichtbare
Schritte hin zu einer Gleichwertigkeit der Lebens-
verhiltnisse erreicht werden konnen.

1 Die Kassenkreditbestande einzelner Kommunen sind
beispielsweise unter http://www.wegweiser-kommune.de/
statistik/finanzen in der Datenbank ,Wegeweiser Kommune®
der Bertelsmann Stiftung abrufbar.
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Unterstiitzung der Kommunen
durch den Bund

Im zweigliedrigen Staatsaufbau der Bundesrepu-
blik liegt die Verantwortung fiir die Kommunen
verfassungsrechtlich bei den Lindern. Die Garantie
der kommunalen Selbstverwaltung umfasst auch
die finanzielle Eigenverantwortung der Kommu-
nen. Der Staat ist allerdings verpflichtet, den Kom-
munen gegebenenfalls die Mittel zur Verfligung zu
stellen, die sie zur Erfiillung ihrer Aufgaben beno-
tigen. Diese Aufgabe trifft - der staatsorganisati-
onsrechtlichen Zuordnung der Kommunen zu den
Lindern entsprechend - zuerst die Linder.

Dessen ungeachtet hat der Bund, insbesondere in
den vergangenen Jahren, im Rahmen seiner ver-
fassungsrechtlichen Moglichkeiten viele Mafinah-
men ergriffen, um die Kommunen bei der Bewil-
tigung ihrer Aufgaben finanziell zu unterstiitzen.
Daran halt er auch im Jahr 2019 und dartiber hi-
naus fest. Viele der Manahmen, auf deren priori-
tare Umsetzung sich die Regierungsparteien in der
Koalitionsvereinbarung fiir diese Legislaturperiode
verstindigt haben, dienen der Unterstiitzung der
Kommunen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben.
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Bund entlastet bei den Fliichtlings-
kosten

Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, dass der
Bund die Linder und Kommunen auch in dieser
Legislaturperiode bei den Flichtlingskosten (Inte-
grationspauschale, Kosten der Unterkunft, unbe-
gleitete minderjihrige Fliichtlinge) untersttzen
wird. Diese Unterstiitzung soll effektiver ausgestal-
tet werden. Der Koalitionsvertrag sieht hierfiir ins-
gesamt 8 Mrd. € vor. Bund und Linder haben sich
im vergangenen Jahr iiber die Entlastung der Lin-
der und Kommunen von fliichtlingsbedingten Aus-
gaben fiir 2019 in Hohe von rund 4,235 Mrd. € ge-
einigt. Zuziiglich der Pauschale fir unbegleitete
minderjdhrige Flichtlinge und der sogenannten
Spitzabrechnung entlastet der Bund Linder und
Kommunen 2019 um 5,067 Mrd. €:

e Pauschale fiir unbegleitete minderjahrige
Flichtlinge in Hohe von 350 Mio. €,

e Integrationspauschale in Héhe von 2 Mrd. €,
die einmalig um 435 Mio. € erhoéht wird,

e vollstindige Entlastung von den Kosten der
Unterkunft und Heizung fiir anerkannte
Asyl- und Schutzberechtigte im Sozialgesetz-
buch II (SGB II) im Umfang von voraussicht-
lich 1,8 Mrd. €,

e weitere Beteiligung an den Kosten fiir Asyl-
bewerber und Fliichtlinge von der Registrie-
rung bis zur Erteilung eines erstmaligen Be-
scheids durch das Bundesamt fiir Migration
und Flichtlinge in Hohe von monatlich 670 €
je Fliichtling. Fiir abgelehnte Antragsteller
werden pauschal fiir einen weiteren Monat
ebenfalls 670 € gezahlt. Die Abschlagszah-
lungen hierfiir betragen fiir 2019 insgesamt
rund 482 Mio. €.

Zur Finanzierung der Fliichtlings- und Integrati-
onskosten ab 2020 ist der Bund mit den Lindern
im Gespréach.
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Bund entlastet bei der
frihkindlichen Kinderbetreuung

Die Weiterentwicklung der Qualitit in Kinderta-
gesstitten (Kitas) und in der Kindertagespflege ist
eine wichtige gesellschaftliche Aufgabe und ein
Anliegen des Bundes. Am 1. Januar 2019 ist das Gu-
te-KiTa-Gesetz in Kraft getreten. Im Rahmen des
Gesetzes wird der Bund Liander und Kommunen
bis 2022 mit insgesamt 5,5 Mrd. € bei den Kosten
fir die Weiterentwicklung der Qualitit und Teil-
habe in Kitas und in der Kindertagespflege inklu-
sive der Gebiihrenfreiheit unterstiitzen. Hierfir
verzichtet der Bund auf entsprechende Anteile am
Aufkommen der Umsatzsteuer.

Bund unterstitzt MalRnahmen fir
saubere Luft

Die Bundesregierung unterstiitzt die zustindigen
Linder und Kommunen bei ihren Bemiihungen
zur Reduzierung von Stickstoffdioxidemissionen
(NO,). Mit dem Sofortprogramm ,Saubere Luft"
mit den Schwerpunkten Elektrifizierung des Ver-
kehrs, Nachriistung von Dieselbussen und Digita-
lisierung kommunaler Verkehrssysteme sowie mit
weiteren Mafinahmen zur Hardware-Nachriistung
bestimmter Fahrzeuge stellt der Bund fiir die von
Uberschreitungen des NO,-Jahresmittelgrenzwer-
tes betroffenen Stidten und Kommunen zusam-
men anndhernd 2 Mrd. € zur Verfligung.

Grundgesetzanderung zur
Ermoglichung zusatzlicher
Unterstiitzungsmalinahmen

Der Bund soll kiinftig Linder und Kommunen im
Bildungsbereich sowie beim sozialen Wohnungs-
bau und der Verkehrswegefinanzierung umfassen-
der mit Finanzhilfen unterstiitzen kénnen. Ent-
sprechende Anderungen der Finanzverfassung?

2 Betroffen sind Art. 104c, 104d, 125c und 143e des
Grundgesetzes.
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sind Anfang April 2019 in Kraft getreten. Diese An-
derungen ermoglichen die folgenden Mafinahmen:

DigitalPakt Schule

Mit dem DigitalPakt Schule wollen Bund und Lian-
der fiir eine bessere Ausstattung der Schulen mit
digitaler Technik sorgen. Der Bund wird hierfiir
bis 2024 insgesamt 5 Mrd. € zur Verfliigung stellen.
Die fiir die Umsetzung des DigitalPakts erforderli-
che Verwaltungsvereinbarung soll nun unmittel-
bar nach dem Inkrafttreten der Grundgesetzinde-
rung abgeschlossen werden.

Sozialer Wohnungsbau

Der Bund wird zweckgebundene Finanzhilfen fir
den sozialen Wohnungsbau gewidhren. Ziel ist es,
dem Mangel an bezahlbarem Wohnraum entge-
genzuwirken. Das betrifft vor allem Ballungszen-
tren. Hierfir sind Finanzhilfen im Umfang von
insgesamt 2 Mrd. € fiir die Jahre 2020 und 2021 ge-
plant. Eine Verwaltungsvereinbarung tiber den so-
zialen Wohnungsbau im Programmjahr 2020 be-
findet sich in Erarbeitung.

Unterstiitzung im Verkehrsbereich

Kinftig soll mehr Geld in Projekte des Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) flieflen , z. B.
fir den Bau neuer U-und S-Bahnen. Neu- und Aus-
baumafinahmen werden ermdoglicht. Hierfr ist
eine Erhohung der Mittel fiir das GVFG-Bundes-
programm um 1,7 Mrd. € fiir den Zeitraum bis ein-
schliefdlich 2022 vorgesehen.

Ganztagsschule/
Ganztagsbetreuung

Der Ausbau ganztigiger Bildungs- und Betreu-
ungsangebote fiir Kinder im Grundschulalter hat
fir den Bund hohe Prioritat. Fiir Investitionen in
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den Ganztagsausbau stellt der Bund daher ab dem
Jahr 2020 insgesamt 2 Mrd. € zur Verfiigung.

Weitere Entlastungen der
Kommunen

Zum Ende des Jahres 2018 erfolgten mit der Been-
digung der Beteiligung der Kommunen an den Kos-
ten ihrer Lander an der Abfinanzierung des Fonds
sDeutsche Einheit” - die wegen der vorzeitigen fikti-
ven Tilgung aufgrund guter Zinskonditionen bereits
zum Ende des Jahres 2018 beendet wurde - aufgrund
einer Anderung der Gemeindefinanzreformgeset-
zes Entlastungen der westdeutschen Kommunen in
Hohe von rund 500 Mio. € jahrlich.

Zudem lduft die 1993 durch das Gesetz zur Um-
setzung des foderalen Konsolidierungspro-
gramms eingefiihrte erhéhte Gewerbesteuerum-
lage nach § 6 Abs. 3 Gemeindefinanzreformgesetz
(sogenannte Solidarpakt-Umlage) nach geltendem
Recht zum 31. Dezember 2019 aus. Die Gemeinden
werden in diesem Rahmen dann um weitere circa
3,4 Mrd. € jahrlich entlastet.

Fokus auf Unterstltzung
finanzschwacher Kommunen

Weitere Mafinahmen, die der Bund bereits in der
Vergangenheit beschlossen hat und die die Kom-
munen zusdtzlich entlasten, zielen insbesondere
auf die finanzielle Unterstiitzung finanzschwa-
cher Kommunen ab. Diese Mafnahmen sollen
zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft
im Bundesgebiet beitragen. Hierfir stellt der Bund
den Lindern Finanzhilfen zur Férderung von In-
vestitionen finanzschwacher Kommunen im Rah-
men des Kommunalinvestitionsféorderungsgeset-
zes (KInvFG) zur Verfiigung. Das Gesamtvolumen
des Fonds betragt 7 Mrd. € und verteilt sich auf
zwei Forderprogramme.

Mit dem Infrastrukturprogramm (KInvFG, Ka-
pitel 1) fordert der Bund im Zeitraum von 2015
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bis 2020 mit insgesamt 3,5 Mrd. € kommunale In-
vestitionen in verschiedene Teilbereiche der Inf-
rastruktur, z. B. stidtebauliche Mafnahmen, Maf}-
nahmen zum Lirmschutz und den Ausbau von
Breitbandverbindungen. Auch Investitionen in die
Bildungsinfrastruktur kénnen geférdert werden,
allerdings nur insoweit, als der Bund auch die ent-
sprechende Gesetzgebungskompetenz hat.

Mit dem Schulsanierungsprogramm (KInvFG,
Kapitel 2) unterstiitzt der Bund ebenfalls mit
3,5 Mrd. € gezielt kommunale Investitionen zur
Sanierung, zum Umbau und zur Erweiterung von
Schulgebduden. Der Forderzeitraum dieses Pro-
gramms endet 2022.

Dartber hinaus entlastet der Bund die Kommunen
insbesondere bei den Sozialausgaben. Hiervon pro-
fitieren in der Regel finanzschwache Kommunen
in besonderem Mafie, da in diesen die Belastun-
gen mit Sozialausgaben hiufig héher sind als bei fi-
nanzstirkeren Kommunen. So erstattet der Bund
den Kommunen die Ausgaben fiir die Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung in voller
Hohe (im Jahr 2019: 7,1 Mrd. €) und beteiligt sich
verstiarkt an den Kosten fiir Unterkunft und Hei-
zung nach dem SGB II inklusive der vollstindigen
Entlastung von den Kosten der Unterkunft und
Heizung fiir anerkannte Asyl- und Schutzberech-
tigte nach dem SGB II (fiir 2019: 6,7 Mrd. €).
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1 Fazit

Die Finanzsituation der Kommunen ist - insge-
samt betrachtet — sehr gut. Die kommunale Ebene
verzeichnet seit Jahren zum Teil erhebliche Haus-
haltsiiberschiisse. Es ist davon auszugehen, dass
dies auch in den nichsten Jahren der Fall sein wird.
Eine allgemeine strukturelle Unterfinanzierung
der Kommunen besteht demnach nicht.

Zuerst sind die Liander in der Verantwortung, fir
eine aufgabenangemessene Finanzausstattung ih-
rer Kommunen zu sorgen. Gleichwohl entlastet
auch der Bund die Kommunen finanziell in erheb-
lichem Mafie. Mit den in dieser Legislaturperiode
ergriffenen Mafinahmen unterstiitzt der Bund die
Kommunen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben
insbesondere in den Bereichen Schule, Kinderbe-
treuung und sozialer Wohnungsbau.

Die Finanzlage der einzelnen Kommunen in
Deutschland ist jedoch weiterhin heterogen. Dies
ist auch ein Thema der Kommission ,,Gleichwertige
Lebensverhiltnisse“®, die ihre Handlungsempfeh-
lungen voraussichtlich im Sommer 2019 vorstellen
wird.

3 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20190423
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Das Brexit-Steuerbegleitgesetz

e Am 29. Mirz 2019 ist das Gesetz iiber steuerliche und weitere Begleitregelungen zum Austritt
des Vereinigten Konigreichs Groftbritannien und Nordirland aus der Europaischen Union (Bre-

xit-Steuerbegleitgesetz) in Kraft getreten.

e Das Gesetz soll in verschiedenen Bereichen des Steuer- und Finanzmarktrechts Rechtssicher-
heit schaffen und besondere Nachteile verhindern, die andernfalls aufgrund des Brexits fiir
Steuerpflichtige und Finanzmarktteilnehmer eintreten wiirden.

e Die Besonderheit dieses Gesetzgebungsverfahrens lag darin, die Regelungen wegen des bis
zuletzt unklaren Ausgangs der Austrittsverhandlungen so auszugestalten, dass alle denkbaren
Szenarien des Austritts sowohl hinsichtlich seines Zeitpunkts als auch seiner Art und Weise

abgedeckt werden.

Der Austritt des Vereinigten
Konigreichs aus der EU

Am 29. Mirz 2017 hat das Vereinigte Konigreich
Grofibritannien und Nordirland - so die offizielle
Bezeichnung - dem Europiischen Rat seine Ab-
sicht mitgeteilt, die Europiische Union (EU) verlas-
sen zu wollen. An diesem Tag begann zugleich die
von Art. 50 Abs. 3 des Vertrags tiber die Europiische
Union (EUV) vorgesehene zweijahrige Frist, nach
deren Ablauf am 29. Mirz 2019 der Austritt grund-
sitzlich wirksam geworden wire, hitten sich nicht
die EU und das Vereinigte Kénigreich beim Euro-
paischen Rat am 21. Méarz 2019 auf eine zeitliche
Verschiebung des Austritts verstandigt. Wie fiir alle
anderen Ministerien begann auch fiir das BMF am
29. Mirz 2017 die Phase der konkreten Vorberei-
tung auf den Austritt des Vereinigten Konigreichs
aus der EU, den Brexit.

VorbereitungsmaRnahmen des
BMF

Das BMF hat zahlreiche Mafdinahmen zur Vorberei-
tung auf den Brexit ergriffen. Dazu gehorte, bereits
frihzeitigalle steuerlichen, finanzmarktrechtlichen
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und sonstigen Gesetze aus dem Zustindigkeitsbe-
reich des BMF daraufhin zu tberpriifen, welche
Folgen der Brexit jeweils fiir die Biirgerinnen und
Biirger sowie die Unternehmen in Deutschland
und dem Vereinigten Konigreich auslosen konnte
und dabei diejenigen Regelungen zu identifizieren,
bei denen ein Titigwerden des Gesetzgebers zur
Abwendung besonders unerwiinschter Folgen fiir
die Betroffenen notwendig erschien.

Kriterien flr das Brexit-
Steuerbegleitgesetz

Mit dem Austritt aus der EU finden auf das Ver-
einigte Konigreich die vier unionsrechtlichen
Grundfreiheiten des Binnenmarkts (freier Verkehr
von Waren, Personen, Dienstleistungen und - mit
Einschrankungen - Kapital) ebenso wie diejenigen
nationalen Regelungen, die an die Mitgliedschaft in
der EU ankniipfen, keine Anwendung mehr. Dies ist
letztlich Folge der freien Entscheidung des Verei-
nigten Koénigreichs, die EU zu verlassen und kiinftig
im Verhiltnis zu den verbleibenden EU-Mitglied-
staaten ein sogenannter Drittstaat zu sein. Diese
Entscheidung soll auch nicht durch einseitige Maf3-
nahmen eines Mitgliedstaates, der das Vereinigte
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Konigreich weiterhin wie einen EU-Mitgliedstaat
behandelt, in Frage gestellt werden. Daher werden
z. B. kiinftig Schulgeldzahlungen an eine Schule im
Vereinigten Konigreich anders als Zahlungen an
eine Schule in der EU nicht mehr als Sonderausga-
ben abziehbar sein. Auch kann das in einem zerti-
fizierten Altersvorsorgevertrag (,Riester-Vertrag")
gebildete Altersvorsorgevermogen zukinftig nicht
mehr férderunschadlich fir die Anschaffung oder
Herstellung einer im Vereinigten Konigreich bele-
genen Wohnung verwendet werden.

In bestimmten Fillen kénnte der Brexit ohne ge-
setzliche Begleitregelungen fiir Steuerpflichtige
und Finanzmarktteilnehmer allerdings auch in be-
reits weitgehend abgeschlossenen Sachverhalten,
deren rechtliche Wirkungen aber iiber den Zeit-
punkt des Brexits hinaus andauern, erhebliche
nachteilige Folgen auslésen. Um bei dem bereits ge-
nannten Riester-Beispiel zu bleiben, hitte der Bre-
xit ohne das Brexit-Steuerbegleitgesetz etwa dazu
geflihrt, dass Steuerpflichtige — auch bei Altersvor-
sorgevertriagen, die bereits lange vor dem Brexit
abgeschlossen worden sind und aus denen das Al-
tersvorsorgevermégen fiir eine im Vereinigten Ko-
nigreich angeschaffte oder hergestellte Wohnung
bereits forderunschidlich ausgezahlt wurde - zur
Rickzahlung der ausgezahlten Altersvorsorgezu-
lagen verpflichtet gewesen wairen. Dariiber hin-
aus bestand die Befiirchtung, dass sich die sofor-
tige und generelle Unanwendbarkeit bestimmter
finanzmarktrechtlicher Regelungen nachteilig auf
die Funktionsfihigkeit und Stabilitit der Finanz-
maérkte auswirken konnte.

Das Brexit-Steuerbegleitgesetz greift diese Aspekte
in Form von Ubergangsregelungen auf. Dariiber hin-
aus enthilt das Gesetz eine Regelung zur Lockerung
des Kiindigungsschutzes flir bestimmte Risikotrager
von bedeutenden Finanzinstituten. Hierdurch wer-
den die Risiken fiir diese Institute weiter verringert
und die Attraktivitit des Finanzstandorts Deutsch-
land weiter gesteigert.
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Die Gesetzentwiirfe des
Brexit-Steuerbegleitgesetzes

Als federfiihrendes Ressort fiir das Steuer- und Fi-
nanzmarktrecht hat das BMF zunichst - wie dies
bei Gesetzentwirfen, die von der Bundesregie-
rung eingebracht werden, Gblich ist - am 8. Okto-
ber 2018 einen Referentenentwurf veréffentlicht
und den Lindern und Verbanden Gelegenheit ge-
geben, Stellung zu nehmen sowie Anderungsvor-
schlige zu machen. Am 20. November 2018 hat
das BMF den Referentenentwurf um bestimmte fi-
nanzmarktrechtliche Regelungen erginzt. Unter
Bertiicksichtigung der eingegangenen Stellungnah-
men hat das BMF anschlieffend den Gesetzentwurf
der Bundesregierung vorbereitet, der am 12. De-
zember 2018 vom Bundeskabinett beschlossen
wurde. Im Rahmen des parlamentarischen Verfah-
rens wurden weitere Regelungen aus dem Bereich
des Steuer- und Finanzmarktrechts erginzt.

Eine besondere Herausforderung dieses Gesetzge-
bungsverfahrens bestand darin, dass bis zuletzt un-
klar war, ob das Vereinigte Kénigreich tiberhaupt -
und wenn ja, zu welchem Zeitpunkt (zum Ablauf
der Frist nach Art. 50 Abs. 3 EUV oder zu einem an-
deren Zeitpunkt) und in welcher Form (mit oder
ohne Austrittsabkommen) - aus der EU austreten
wiirde. Aus diesem Grund mussten die einzelnen
Regelungen des Gesetzes jeweils so formuliert wer-
den, dass sie - je nach Zielrichtung - entweder auf
alle oder nur auf bestimmte Austrittsszenarien An-
wendung finden.!

B Das Brexit-Steuerbegleitgesetz

Nachdem der Deutsche Bundestag das Brexit-Steu-
erbegleitgesetz am 21. Februar 2019 angenommen
und der Bundesrat dem Gesetz am 15. Mirz 2019
zugestimmt hat, ist das Gesetz nach seiner Verkiin-
dung am 29. Mirz 2019 in Kraft getreten. Es enthalt

1 Referentenentwiirfe, Stellungnahmen, Regierungsentwiirfe
sowie die verkiindeten Gesetzestexte aus dem
Zustandigkeitsbereich des BMF finden Sie
unter www.bundesfinanzministerium.de/MB/20190431
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die folgenden steuerlichen und finanzmarktrecht-
lichen Regelungen:

Steuerliche Regelungen des Brexit-
Steuerbegleitgesetzes

Diverse steuerliche Regelungen betreffen Sachver-
halte aus dem Bereich der Unternehmensbesteue-
rung. Dazu zdhlen

e §4g Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes
(EStG) zur Verhinderung der sofortigen Auflo-
sung eines vor dem Brexit® - z. B. im Anschluss
an eine steuerpflichtige Uberfiihrung eines
Wirtschaftsguts in eine britische Betriebs-
stitte — gebildeten Ausgleichspostens,

e §6b Abs. 2a EStG zur Vermeidung einer Ver-
zinsung des Zahlungsaufschubs nach § 6b EStG,
sofern der Antrag auf Ratenzahlung bereits vor
dem Brexit gestellt wurde,

e §12 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 des Kérperschaft-
steuergesetzes (KStG), der den Status quo fur
britische Kapitalgesellschaften (u. a. Limited
Companies) mit Geschéftsleitung im Inland
(§ 12 Abs. 4 KStG) beziehungsweise in Grofbri-
tannien (§ 12 Abs. 3 Satz 4 KStG) sicherstellt,

e §1 Abs.2 Satz 3 des Umwandlungssteuerge-
setzes (UmwStG), der britischen Kapitalge-
sellschaften fiir eine Ubergangszeit nach dem
Brexit die Moglichkeit einrdumt, steuerbe-
glnstigt auf eine deutsche Gesellschaft zu ver-
schmelzen, sofern der Verschmelzungsvertrag
vor dem Brexit notariell beurkundet wurde,

e §22 Abs. 8 UmwStG zur Verhinderung einer
riickwirkenden Besteuerung des Einbringungs-
gewinns, wenn Betriebe, Teilbetriebe, Mitunter-
nehmeranteile oder Anteile an einer Kapitalge-
sellschaft vor dem Brexit von einem britischen

2 Diein diesem Abschnitt verwendete Bezeichnung ,Brexit*
umfasst regelmaRig sowohl den Zeitpunkt des Austritts ohne
Austrittsabkommen als auch den Ablauf der Ubergangsfrist im
Fall eines Austrittsabkommens.
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Steuerpflichtigen oder in eine britische Kor-
perschaft zu Werten unterhalb des gemeinen
Werts eingebracht wurden, sowie

e §6 Abs. 5 Satz 4 und Abs. 8 des Aufiensteuer-
gesetzes (AStG), der ebenfalls den Status quo
(d. h. die zeitlich unbefristete Stundung der so-
genannten Wegzugssteuer nach § 6 AStG) in
Fillen anordnet, in denen ein Steuerpflichtiger
vor dem Brexit in das Vereinigte Kdnigreich
verzogen ist.

Weitere steuerliche Regelungen des Brexit-Steuer-
begleitgesetzes betreffen

e Bestandsschutzregelungen zur ,Riester“-Forde-
rung® zur Vermeidung des Eintritts der Folgen
einer schiadlichen Verwendung,

e §4 Nr. 6 des Grunderwerbsteuergesetzes
(GrEStG), der den durch den Brexit ausgel6sten
Ubergang des zivilrechtlichen Eigentums an
einem inldndischen Grundstiick bei britischen
Korperschaften mit inlandischer Geschiftslei-
tung von der Grunderwerbsteuer befreit,

e §6aSatz 5 GrEStG, der bei konzerninternen
Umstrukturierungen vor dem Brexit unter Be-
teiligung einer britischen Kérperschaft mit in-
landischer Geschiftsleitung Bestandsschutz ge-
wahrt,

e §37 Abs. 17 des Erbschaft- und Schenkung-
steuergesetzes, der flir vor dem Brexit erfolgte
Erwerbe ebenfalls Bestandsschutz gewahrt.

Finanzmarktrechtliche Regelungen
des Brexit-Steuerbegleitgesetzes

Im Bereich des Finanzmarktrechts werden der
Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) fiir den Fall eines ,harten“ Brexits (ohne
Austrittsabkommen) aufgrund von Anderungen

3§ 3 Nr. 55c Satz 2 Buchstabe ¢ EStG, § 92a Abs. 1 Satz 5 und
Abs. 2a Satz 5 Nr. 2 EStG, § 93 Abs. 1 Satz 4 Buchstabe c EStG
und § 95 Abs. 1 Satz 2 EStG
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im Kreditwesengesetz (KWG) Sonderbefugnisse
eingerdaumt. Aufgrund dieser kann die BaFin Ban-
ken und Finanzdienstleistern mit Sitz im Vereinig-
ten Konigreich, die bislang in Deutschland Bank-
geschifte betrieben oder Finanzdienstleistungen
erbracht haben, bis zu 21 Monate nach dem Austritt
gestatten, ihr Bestandsgeschaft fortzufihren und
damit in engem Zusammenhang stehendes Neu-
geschift durchzufiihren. Vergleichbare Sonderbe-
fugnisse der BaFin sehen auch Anderungen im Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz fiir die Fortfithrung des
Bestandsgeschifts britischer Versicherungen sowie
im Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz fir Geschifte
britischer Erbringer von Zahlungsdiensten und fiir
Betreiber des E-Geld-Geschifts vor.

Zudem kann die BaFin fiir den Fall eines ,harten”
Brexits die Erlaubnispflicht fiir Handelsplédtze mit
Sitz im Vereinigten Kénigreich fiir eine Ubergangs-
zeit von maximal 21 Monaten suspendieren. Da-
durch wird verhindert, dass deutsche Handelsteil-
nehmer mit dem Brexit vom Handel an diesen
Handelspldtzen ausgeschlossen werden koénnten
(§ 102 Abs. 4 des Wertpapierhandelsgesetzes).

Weitere Regelungen im Bereich des Finanz-
marktrechts betreffen

e eine Angleichung des Kiindigungsschutzes
bei Risikotragern bestimmter Kreditinstitute,
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deren Brutto-Fixgehalt iiber 221.400 € (Ost) be-
ziehungsweise 241.200 € (West) liegt, an den
Kindigungsschutz leitender Angestellter (u. a.
§§ 25a, 25n KWG),

e eine Ubergangsregelung fiir das Eigengeschift
betreibende britische Finanzunternehmen,
sowie

e Bestandsschutzregelungen im Bausparkassen-
gesetz, im Pfandbriefgesetz, in der Verordnung
tber die Anlage des Sicherungsvermdogens von
Pensionskassen, Sterbekassen und kleinen Ver-
sicherungsunternehmen sowie in der Pensions-
fonds-Aufsichtsverordnung.

1 Fazit

Mit dem Brexit-Steuerbegleitgesetz hat der Gesetz-
geber in verschiedenen Bereichen des Steuer- und
Finanzmarktrechts frithzeitig Rechtssicherheit so-
wohl fiir den Fall eines geordneten als auch eines
ungeordneten Austritts des Vereinigten Konig-
reichs aus der EU geschaffen. Die Entscheidung des
BMF, von vornherein einen Gesetzentwurf vorzule-
gen, der simtliche denkbaren Szenarien des Brexits
abdeckt, hat sich angesichts des bis zuletzt unkla-
ren Ausgangs der Abstimmungen im Vereinigten
Konigreich als richtig erwiesen.
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Vereinfachte Veranlagung von Rentnern im

Ausland

e Als Folge der mit dem Alterseinkiinftegesetz zum 1. Januar 2005 erfolgten Umstellung auf die
nachgelagerte Besteuerung von Renten werden nach und nach immer mehr Rentnerinnen
und Rentner steuerpflichtig, und zwar gegebenenfalls auch dann, wenn sie ihren Wohnsitz im

Ausland haben.

e Die Gruppe der sogenannten Auslandsrentner stellte die Finanzverwaltung beispielsweise auf-
grund bestehender Sprachhiirden vor besondere Herausforderungen.

e Das speziell fiir diese Gruppe von Steuerpflichtigen zentral zustdndige Finanzamt Neubranden-
burg in Mecklenburg-Vorpommern hat sich dieser Herausforderungen durch gezielte Service-

orientierung angenommen.

e Die Erkenntnisse des Finanzamts Neubrandenburg kdnnten auch in anderen Bundesldndern
Anhaltspunkt fiir die weitere Ausgestaltung von biirgerfreundlichen Verfahren zur Besteuerung
von Rentnerinnen und Rentnern mit Wohnsitz im Inland sein.

B Gesetzliche Ausgangslage

Die steuerliche Erfassung von Renten aus der
gesetzlichen Rentenversicherung wurde mit
dem Alterseinklinftegesetz! zum 1. Januar 2005
grundlegend gedndert und langfristig auf die nach-
gelagerte Besteuerung? umgestellt. Damit wurden
die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts um-
gesetzt. Dieses hatte mit Urteil vom 6. Mérz 2002 -
2 BvL 17/99° - die vorherige gesetzliche Regelung
der ungleichen Besteuerung von Renten aus der
gesetzlichen Rentenversicherung (Besteuerung mit
dem Ertragsanteil?) und Pensionen (volle Besteue-
rung) fur verfassungswidrig erklart.

1 Gesetz zur Neuordnung der einkommensteuerrechtlichen
Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen und
Altersbezligen - Alterseinkiinftegesetz — vom 5. Juli 2004
(BGBL.IS.1427).

2§22 Nr.1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa EStG.
3 BStBLIIS. 618 und BVerfGE 105, 73 ff.
4§22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG.
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Wihrend der Ubergangszeit zur nachgela-
gerten Besteuerung

wird Rentnerinnen und Rentnern ein Ren-
tenfreibetrag gewahrt. Dieser wird individu-
ell ermittelt und ab dem ersten vollen Jahr
des Rentenbezugs festgeschrieben, d. h. er
gilt grundsétzlich fir die gesamte Laufzeit
des Rentenbezugs. Der der Besteuerung un-
terliegende Anteil der Rente richtet sich nach
dem Jahr des Rentenbeginns und dem in die-
sem Jahr maRgebenden Prozentsatz; Bemes-
sungsgrundlage ist der Jahresbetrag der Ren-
te. Fur die Jahre des Rentenbeginns bis 2005
betragt der Besteuerungsanteil 50 % der Ren-
te und steigert sich bis zum Jahr des Renten-
beginns 2020 um jahrlich 2 Prozentpunk-

te auf 80 % der Rente und danach um jéhrlich
1 Prozentpunkt auf 100 % der Rente fiir Ren-
ten, die ab 2040 beginnen. Der Besteuerungs-
anteil ist gesetzlich festgeschrieben und kann
der Tabelle in § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a
Doppelbuchstabe aa Einkommensteuerge-
setz (EStG) entnommen werden.
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Besondere Situation der
sogenannten Auslandsrentner

Die mit diesem Systemwechsel einhergehenden
Rechtsfolgen trafen auch Rentnerinnen und Rent-
ner, die im Ausland leben, denn insbesondere mit
der Anderung des § 49 Abs. 1 Nr. 7 EStG wurden ihre
aus Deutschland stammenden grenziberschrei-
tend gezahlten Renten® im Inland steuerbar und
gegebenenfalls auch einkommensteuerpflichtig.

Einbezogen in die Rechtsinderung sind zwei Grup-
pen von Rentnerinnen und Rentnern im Ausland:
Die eine Gruppe bezog neben der deutschen Rente
weitere im Inland veranlagungspflichtige Ein-
kiinfte (klassisches Beispiel: Einkiinfte aus Vermie-
tung und Verpachtung) und hatte hierfir schon
vorher jahrlich eine Einkommensteuererklarung
abzugeben. Fiir diese Rentnerinnen und Rentner
dnderte sich im Verwaltungsverfahren zunichst
nichts Grundlegendes. Sie werden weiterhin von
ihrem gewohnten Finanzamt betreut, das tiber die
Rentenbezugsmitteilungen® Kenntnis von den be-
zogenen Renten erhilt und diese in die jihrliche
Veranlagung mit einbezieht.

Die Gruppe der sogenannten Nur-Rentner im Aus-
land stellte die Finanzverwaltung jedoch vor eine
administrative Herausforderung: Die (mogliche)
inlandische Steuerpflicht der Rente musste Ru-
hestindlern kommuniziert werden, die manch-
mal schon seit Jahrzehnten im Ausland lebten,
mit der deutschen Verwaltung und insbesondere
der deutschen Finanzverwaltung keinerlei Kon-
takt mehr hatten und die deutsche Sprache viel-
leicht nur schlecht oder gar nicht beherrschten. Fiir
diese Gruppe lagen mehrere Hunderttausend Ren-
tenbezugsmitteilungen vor, die innerhalb der Ver-
jahrungsgrenzen geprift und gegebenenfalls als

5 Im Wesentlichen: Leistungen im Sinne des § 22 Nr. 1 Satz 3
Buchstabe a EStG, die von den inldndischen gesetzlichen
Rentenversicherungstragern, der inlandischen landwirt-
schaftlichen Alterskasse, den inldndischen berufsstandischen
Versorgungseinrichtungen, den inlandischen Versicherungsun-
ternehmen oder sonstigen inldndischen Zahlstellen gewahrt
werden.

6 §22aEStG.

26

Monatsbericht des BMF
April 2019

Grundlage einer Steuerfestsetzung genutzt werden
mussten. Auferdem gestaltet sich die Besteuerung
im Bereich der beschriankten Steuerpflicht im Ver-
héltnis zu reinen Inlandsfillen erheblich komple-
xer: Nicht nur weisen die mit dem jeweiligen An-
sassigkeitsstaat der Rentnerinnen und Rentner
gegebenenfalls abgeschlossenen Doppelbesteue-
rungsabkommen Deutschland im einen Fall das
volle, im anderen Fall nur ein eingeschréinktes oder
gar kein Besteuerungsrecht an bestimmten Ren-
ten zu. Auch die deutschen Besteuerungsregeln fir
beschriankt Steuerpflichtige sind vielschichtig und
nicht leicht zu vermitteln.

Verfahrensansatze des
Finanzamts Neubrandenburg

In einem ersten Schritt haben die Steuerverwal-
tungen der Lander fiir diese Gruppe der Nur-Rent-
ner im Ausland ein zentrales Finanzamt geschaf-
fen - das Finanzamt Neubrandenburg (Rente im
Ausland - RiA) in Mecklenburg-Vorpommern, al-
lein zustdndig fiir im Ausland anséissige Rentnerin-
nen und Rentner, die aus Deutschland ausschliefR-
lich Renteneinkiinfte beziehen.” Dieses Finanzamt
hatte wegen des Zustindigkeitszuschnitts die Mog-
lichkeit, sich der besonderen Probleme dieser
Gruppe von Steuerpflichtigen z. B. durch organi-
satorische Mafinahmen gezielt annehmen zu kon-
nen. Geleitet wurde der Prozess vom Finanzminis-
terium Mecklenburg-Vorpommern. Das BMF hat
ihn eng begleitet.

,Klassische Methode*:
Rentnerinnen und Rentnern im
Ausland Vertrauen in die deutschen
Finanzbehorden vermitteln

Steuern zahlen zu missen macht selten Freude.
Dies gilt ganz besonders, wenn Renten lange Zeit
frei von deutscher Steuer bezogen wurden und
sich dies plotzlich durch die Gesetzgebung in

7 §19Abs. 6 Abgabenordnung i. V. m. der Einkommensteuer-
Zustandigkeitsverordnung.
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Deutschland dndert. Hinzu kommen Unsicherheit
im Umgang mit der gednderten Rechtslage, der
moglicherweise fremden Verwaltungskultur und
sprachliche Hiirden, mit denen sich éiltere, viel-
leicht gar betagte Rentnerinnen und Rentner nicht
nur konfrontiert sahen, sondern auf die sie ange-
messen reagieren mussten.

Dem begegnet das Finanzamt Neubrandenburg mit
einer ausgepridgten Serviceorientierung. Mit sei-
nem mehrsprachigen Internetauftritt® und der Spe-
zialisierung der Mitarbeiter auf einzelne Doppel-
besteuerungsabkommen hat es erreicht, zu einem
bekannten und verlisslichen Ansprechpartner fiir
die Auslandsrentner zu werden. Héufigste Fragen
werden schnell und unbtirokratisch beantwortet;
die Mitarbeiter haben immer ein offenes Ohr und
versuchen zu helfen, wo sie konnen. Formulare, die
die Betroffenen zur Erfiillung ihrer steuerlichen
Pflichten benétigen, werden auf den Internetseiten
des Finanzamts zum Download bereitgestellt, n6-
tigenfalls auch zugesandt. Ziel des Angebots ist, die
betroffenen Rentnerinnen und Rentner auch ohne
Expertenrat in die Lage zu versetzen, ihre Rechte
und Anspriiche im Besteuerungsverfahren wahren
zu konnen. Jedem Steuerpflichtigen bleibt es aber
unbenommen, Steuerberater oder Rechtsanwalte
in Anspruch zu nehmen.

Tatsichlich wenden sich Steuerpflichtige mittler-
weile schon an das Finanzamt, bevor sie als Rent-
nerinnen und Rentner (fiir einige Jahre oder dau-
erhaft) ihren Wohnsitz im Ausland nehmen wollen,
und erkundigen sich nach ihren kiinftigen Rech-
ten und Pflichten gegentiber der deutschen Fi-
nanzverwaltung. Bemerkbar ist ein Trend: Eine
stindig steigende Zahl von Menschen im Ruhe-
stand mochte zumindest Teile des Lebensabends
auflerhalb Deutschlands verbringen und ist fir

8 https://www.finanzamt-rente-im-ausland.de/
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Unterstiitzung dankbar. Gleichwohl erfahren auch
erst in jlingster Zeit ins Ausland verzogene Rent-
nerinnen und Rentner erst durch ein spéteres An-
schreiben des Finanzamts Neubrandenburg von ih-
rer hiesigen Steuerpflicht.

AnstoR fir Innovation: Das
Besteuerungsverfahren
nutzerfreundlich ausgestalten

Dartiiber hinaus hat das Finanzamt Neubranden-
burg in experimenteller Weise und fallbezogen
das einkommensteuerliche Veranlagungsverfah-
ren flir Rentnerinnen und Rentner im Ausland
deutlich vereinfacht. Der ,Standard-Fall“ wird fur
die Steuerpflichtigen so aufbereitet, dass die Aus-
landsrentner ihre Rechtspositionen wahren kon-
nen, ohne der Finanzverwaltung Daten erneut er-
klaren zu miissen, die hier schon vorliegen. Auch
wird auf steuerlich glinstige Antragsmoglichkei-
ten gezielt hingewiesen und die Antragstellung ak-
tiv unterstiitzt.

Grundsitzlich missen auch beschriankt steuer-
pflichtige Rentnerinnen und Rentner in Deutsch-
land jahrlich eine Steuererklirung abgeben. Fir
Rentnerinnen und Rentner, die beim Finanzamt
Neubrandenburg gefiihrt werden, ist dies aber
nicht mehr zwingend. Denn durch das ebenfalls
durch das Alterseinkiinftegesetz eingefiihrte Ren-
tenbezugsmitteilungsverfahren und den speziellen
Zustandigkeitszuschnitt des Finanzamts Neubran-
denburg hat es Kenntnis von allen unter das deut-
sche Steuerrecht fallenden Einnahmen der hier zu
veranlagenden Rentnerinnen und Rentner. Gleich-
zeitig sind deren Moglichkeiten, steuerliche Ab-
zugsbetrige geltend zu machen, hiufig schon aus
Rechtsgriinden deutlich geringer als bei vergleich-
baren Inlandssachverhalten. Dies wurde genutzt,
um die Steuerpflichtigen zu unterstiitzen.
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Exkurs: Einige Grundregeln der beschrinkten Steuerpflicht

Der Grundfall der beschrinkten Steuerpflicht ist in § 1 Abs. 4 EStG beschrieben: Natiirliche Personen,
die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewohnlichen Aufenthalt haben, sind beschrankt
einkommensteuerpflichtig, wenn sie inldndische Einki{infte im Sinne des § 49 EStG haben. Fiir die in
die Zustandigkeit des Finanzamts Neubrandenburg fallenden Auslandsrentner bedeutet dies: Der in-
landischen Besteuerung unterliegt nur die aus Deutschland bezogene Rente. Einkiinfte aus anderen
Staaten - vor allem Einkiinfte im Wohnsitzstaat - spielen bei der Besteuerung keine Rolle. Dafiir kon-
nen aber auch keine personenbezogenen Abziige und auch kein Existenzminimum (der Grundfreibe-
trag) geltend gemacht werden. Auch eine Zusammenveranlagung von Ehegatten oder Lebenspartnern
ist nicht moglich.

Beschrankt Steuerpflichtige konnen allerdings in Deutschland nach § 1 Abs. 3 EStG die Behandlung
als unbeschrinkt steuerpflichtig beantragen. Dafiir miissen simtliche Einkiinfte zu mindestens 90 %
der deutschen Einkommensteuer unterliegen oder die nicht der deutschen Einkommensteuer un-
terliegenden Einkiinfte diirfen den Grundfreibetrag nicht tibersteigen. Diese Voraussetzungen mis-
sen nachgewiesen werden. Hierfiir konnen das Formular ,Bescheinigung EU/EWR®, ,,Bescheinigung
auflerhalb EU/EWR“ oder aber z. B. auch der Steuerbescheid aus dem Wohnsitzstaat eingereicht wer-
den. Die Behandlung als unbeschrankt steuerpflichtig im Sinne des § 1 Abs. 3 EStG fiihrt dazu, dass die
Anwendung des Grundfreibetrags und gegebenenfalls der Abzug von Sonderausgaben oder aufierge-
wohnlichen Belastungen erreicht werden.

Eine Zusammenveranlagung von Ehegatten oder Lebenspartnern kann nur unter den weiteren Vo-
raussetzungen des § 1a EStG erfolgen: Staatsangehorige eines Mitgliedstaates der Européischen Union
oder eines Staates, auf den das Abkommen tiber den Europdischen Wirtschaftsraum anwendbar ist,
die wegen § 1 Abs. 1 oder Abs. 3 EStG den Regelungen der unbeschrankten Steuerpflicht unterliegen,
kénnen mit ihrem nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner zusammenveran-
lagt werden, wenn dieser seinen Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaates der Europdischen Union oder eines Staates hat, auf den das Abkommen tiber den Europa-
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ischen Wirtschaftsraum Anwendung findet.

Schlanke Verfahren ohne Abgabe
einer Steuererklarung

Das Rentenbezugsmitteilungsverfahren ermog-
licht somit im Zusammenspiel mit den Regelun-
gen zur beschrankten Steuerpflicht fir viele der so-
genannten Auslandsrentner die Steuerfestsetzung
ohne vorherige Abgabe einer Steuererklarung oder
nur unter Einreichung der ,Bescheinigung EU/
EWR" beziehungsweise der ,,Bescheinigung aufier-
halb EU/EWR®,

Das Finanzamt Neubrandenburg geht da-
bei wie folgt vor: Angeschrieben werden - in ei-
ner Reihe von Sprachen - selbstverstindlich nur
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Rentnerinnen und Rentner, deren Renten auf-
grund von Doppelbesteuerungsabkommen auch
tatsdchlich der deutschen Besteuerung unterliegen.
Sie erhalten beim ersten Kontakt mit dem Finanz-
amt Neubrandenburg ein ausfiihrliches Schreiben?,
das sie tiber die Besteuerung in Deutschland auf-
klart und auf verschiedene steuerlich giinstige
Antragsmoglichkeiten hinweist, insbesondere
der Behandlung als unbeschrinkt steuerpflich-
tig gemafd § 1 Abs. 3 EStG und gegebenenfalls der

9 Das die Veranlagung vorbereitende Informationsschreiben
wird den Auslandsrentnern auch in den Folgejahren zugesandt,
dann jedoch inhaltlich gestrafft, da die Betroffenen die
einschlagigen Verfahren bereits aus eigenem Erleben kennen.
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Zusammenveranlagung gemif § 1a EStG. Es wird
erldutert, wo die notwendigen Formulare erhalt-
lich und welche Fristen einzuhalten sind. Dem An-
schreiben ist ein Antwortbogen beigefiigt, mit dem
Antrige auf einfache Weise gestellt werden kon-
nen. Die Steuerpflichtigen kénnen auf Basis die-
ser Informationen entscheiden, ob sie das vereinfa-
chende Angebot des Finanzamts Neubrandenburg
nutzen mochten oder ob die Abgabe einer vollum-
fanglichen Steuererklarung giinstiger ist.

Wird auf dieses Informationsschreiben nicht ge-
antwortet, so erhilt die Rentnerin oder der Rent-
ner nach etwa vier Wochen wie angekiindigt einen
Steuerbescheid im Sinne des § 1 Abs. 4 EStG, also
ohne Ansatz von personen- oder familienbezo-
genen Steuervergiinstigungen. Gegen diesen Ein-
kommensteuerbescheid besteht selbstverstindlich
der volle Rechtsschutz. Es kann Einspruch einge-
legt und hierbei die Stellung von im Vorfeld der Be-
scheiderteilung unterlassenen Antrigen oder die
Vorlage von Nachweisen nachgeholt werden. Auch
hierzu kann das dem Informationsschreiben des
Finanzamts beigefiigte Antwortformular verwen-
det werden.

Rentnerinnen und Rentner, die schon wissen, dass
die Regelungen des § 1 Abs. 3 EStG gegebenenfalls
i. V. m. § 1a EStG fir sie nicht in Frage kommen,
koénnen also die durch das Informationsschreiben
angekiindigte Steuerfestsetzung ohne weiteres ge-
schehen lassen. Seit kurzem gibt es zudem die Mog-
lichkeit, fiir mehrere Jahre in die steuererklarungs-
lose Veranlagung einzuwilligen.

Gerade die grofle Zahl der Auslandsrentner, die bis
zum Jahr 2005 in die Rente eingetreten sind, er-
reicht tiber die Anwendung des § 1 Abs. 3 EStG, ge-
gebenenfalls i. V. m. § 1a EStG, eine Reduzierung
ihrer Steuerschuld auf null. Weil fir diese Gruppe
der (In- wie Auslands-)Rentner der im Vergleich zu
spateren ,Rentnergenerationen” sehr niedrige Be-
steuerungsanteil von 50 % gilt, reichen die gingi-
gen steuerlichen Abzugsbetrige hierzu meist schon
aus. Hier gentigt es also, jahrlich die Behandlung als
unbeschrinkt steuerpflichtig durch Einreichen des
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entsprechenden Nachweises zu beantragen, statt
sich durch eine vollumfingliche Steuererkldarung
hindurchzuarbeiten.

Die Erleichterungen im Veranlagungsverfahren
werden von den Rentnerinnen und Rentnern im
Ausland gut angenommen und rege genutzt. Auch
die Finanzbeamten in Mecklenburg-Vorpommern
empfinden die proaktive Betreuung der Auslands-
rentner als ,,Gewinn®,

Aktuelle Weiterentwicklung
des Verfahrens — auch fur
SInlander

Diese Verfahrensweise stof}t jedoch bei jingeren
~Rentenjahrgingen” an ihre Grenzen: Bei Rentne-
rinnen und Rentnern, die z. B. im Jahr 2017 in die
Rente eingetreten sind, betrigt der Besteuerungs-
anteil ihrer Rente schon 74 %. Gerade wenn solche
Auslandsrentner ihr ganzes oder den grofiten Teil
ihres Arbeitslebens in Deutschland verbracht ha-
ben und daher auch etwas hohere Renten bezie-
hen, kann dies — wie bei reinen Inlandssachverhal-
ten auch - dazu fiihren, dass trotz der Anwendung
des § 1 Abs. 3 gegebenenfalls in Verbindung mit § 1
Abs. 3 EStG gegebenenfalls i. V. m. § 1a EStG Ein-
kommensteuer zu zahlen ist.

Parallel zu den Uberlegungen, wie den Auslands-
rentnern auch in solchen Fillen die steuerlichen
Pflichten verwaltungsseitig erleichtert werden
koénnen, hat das Finanzministerium Mecklen-
burg-Vorpommern, wiederum vom BMF beglei-
tet, ein Pilotprojekt flr eine vereinfachte Veran-
lagung von Inlandsrentnern begonnen. Zunichst
regional auf das Land Mecklenburg-Vorpommern
begrenzt, wurden die Grundziige des Umgangs mit
den Auslandsrentnern auch auf ,,einfache“ Inlands-
falle iibertragen: Soweit der Finanzverwaltung Da-
ten bereits elektronisch Ubermittelt wurden, ist
eine ,klassische“ Steuererklarung entbehrlich. Das
Projekt genief’t hohe 6ffentliche und gerade auch
mediale Aufmerksamkeit. Es wird nicht nur auf
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den Internetseiten des Finanzministeriums Meck-
lenburg-Vorpommern beschrieben'’, sondern den
potenziellen Teilnehmern durch die Presse, per-
sonliche Anschreiben oder etwa in Burgersprech-
stunden bekannt gemacht. Die Teilnahme im Pilot-
projekt ist selbstverstiandlich freiwillig.

Im ersten Jahr der Erprobung wurden lediglich so-
genannte Nur-Rentner!* zum Verfahren zugelas-
sen, die iiber elektronisch zur Verfiigung stehende
Kranken- und Pflegeversicherungsbeitriage und ge-
gebenenfalls gesetzliche Pauschalen hinaus keine
weiteren individuellen steuerlichen Abzugsbetrige
geltend machen wollten. Trotzdem konnte das Fi-
nanzministerium Mecklenburg-Vorpommern rege
Beteiligung am Verfahren feststellen, begleitet al-
lerdings auch von Wiinschen der Betroffenen, das
Verfahren z. B. auch bei Bezug von Pensionen?? zu-
zulassen. Denn der parallele Bezug von gesetzlicher
Sozialversicherungsrente und Pension - z. B. aus
der betrieblichen Altersversorgung - kommt recht
héufig vor. Auch wurde immer wieder gefragt, ob
nicht doch tber die elektronisch an die Finanz-
verwaltung ibermittelten Sonderausgaben hinaus
weitere steuerliche Abzugsbetrige im Verfahren
zugelassen werden kdnnen.

Ab dem Veranlagungszeitraum 2018 wurde das
Verfahren einem groéferen Teilnehmerkreis geoff-
net: Teilnehmen kénnen nun alle diejenigen, deren
Renteneinkiinfte und/oder Pensionen der Finanz-
verwaltung elektronisch mitgeteilt worden sind
und die tber keine weiteren veranlagungspflichti-
gen Einkiinfte verfiigen. Auch konnen jetzt Spen-
den, aufergewohnliche Belastungen oder haus-
haltsnahe Dienstleistungen in vereinfachter Weise
geltend gemacht werden.

10 http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/201904410

11 Personen, die im Veranlagungszeitraum Gber Einkiinfte
im Sinne des § 22a EStG hinaus keine weiteren
veranlagungspflichtigen Einkiinfte bezogen haben.

12§19 Abs.1Nr. 2 EStG.
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Das Projekt hat mittlerweile die Landesgrenzen von
Mecklenburg-Vorpommern passiert. Auch Steu-
erverwaltungen anderer Bundeslinder beschifti-
gen sich intensiv mit der Frage, ob und wie ein der-
artiges Verfahren landesintern aufgesetzt werden
konnte.

B Ausblick

Der demografische Wandel - also die altersbeding-
ten Verianderungen in der Zusammensetzung der
Gesellschaft - erreicht auch die Verwaltung: Die
steigende Zahl von Rentnerinnen und Rentnern
bedeutet nach und nach ein deutliches Mehr an
Steuerfillen in der Finanzverwaltung. Gleichzei-
tig steht auch die Finanzverwaltung in den nichs-
ten Jahren vor der Herausforderung, Altersabginge
unter den Beschiftigten nur unter Schwierigkei-
ten nachbesetzen zu kdnnen. Verwaltungsverfah-
ren zu verschlanken und Routineaufgaben IT-un-
terstiitzt erledigen zu lassen, treffen nicht nur das
Lebensgefiihl gerade der jingeren Generation, es
wird schlichte Notwendigkeit sein.

Die vielleicht noch unspektakulédr wirkenden ersten
Verdnderungen im Veranlagungsverfahren weisen
die Richtung, in die sich die Verwaltung wird ent-
wickeln miissen. Soweit moglich sollten die steu-
erlich relevanten Informationen von Dritten direkt
von der Entstehungsquelle fiir die Steuerpflichti-
gen elektronisch an die Finanzverwaltung tber-
mittelt werden (kénnen), damit die Biirgerinnen
und Biirger von Erklarungspflichten entlastet wer-
den. Formulare miissen vereinfacht, vielleicht so-
gar an manchen Stellen das Gesetz verdndert wer-
den. Serviceorientierung der Finanzverwaltung soll
nicht die personliche steuerrechtliche Assistenz in
jeder Lebenslage bedeuten, sondern kann erfolg-
reich auch dadurch geiibt werden, dass als Teil der
Daseinsvorsorge des Staates gerade in einfachen
~Standardfillen“ der Staat seine Anforderungen so
an eine Zielgruppe anpasst, dass beide Seiten wert-
volle Zeit gewinnen.
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Bilanz des deutschen Zolls 2018

e 2018 nahm die deutsche Zollverwaltung insgesamt rund 141 Mrd. € ein. Davon entfielen
66,3 Mrd. € auf die Verbrauchsteuern und 59,4 Mrd. € auf die Einfuhrumsatzsteuer. Fir die
Europiische Union (EU) wurden Zoélle in Hohe von 5,1 Mrd. € vereinnahmt.

e Der Zoll fertigte 2018 mehr als 240 Mio. Sendungen mit einem Wert von tiber 1 Billion € im

Warenverkehr mit Nicht-EU-Staaten ab.

e Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) hat bei ihrem Kampf gegen illegale Beschiftigung,
Schwarzarbeit und Sozialleistungsbetrug in den vergangenen zwei Jahren Schiden von mehr als

1,8 Mrd. € aufgedeckt.

e FEin neues Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Missbrauch von Sozialleistungen soll die FKS
personell stirken und sie mit neuen Kompetenzen noch schlagkraftiger machen.

B Einleitung

Der Bundesminister der Finanzen Olaf Scholz hat
am 25. Mirz 2019 in Berlin gemeinsam mit der Pra-
sidentin der Generalzolldirektion Colette Hercher
die Bilanz des deutschen Zolls fiir das Jahr 2018
vorgestellt.

Eine bedeutende Aufgabe kommt dem Zoll im in-
ternationalen Warenverkehr zu. Im vergangenen
Jahr fertigte der deutsche Zoll im Warenverkehr
mit Nicht-EU-Staaten mehr als 240 Mio. Sendun-
gen mit einem Gesamtwert von rund 1 Billion € ab.
Dabei arbeiten der deutsche Zoll besonders effizi-
ent, wie die aktuelle Logistik-Studie der Weltbank®
belegt. Sie sieht ihn im internationalen Vergleich
auf dem ersten Rang.

Dartiber hinaus sichert der deutsche Zoll bei sei-
ner téglichen Arbeit nicht nur Steuereinnahmen,

1 https:\\lpi.worldbank.org
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die zur Finanzierung staatlicher Aufgaben bend-
tigt werden. Mit rund 12 Tonnen beschlagnahm-
ter Rauschgifte, 62 Mio. sichergestellten Zigaretten
sowie mit seinem Einsatz bei der Bekdmpfung der
Produktpiraterie tragt der Zoll auch dazu bei, die Si-
cherheit der Biirger in Deutschland zu garantieren.

Bei der Bekampfung von Schwarzarbeit und illega-
ler Beschiftigung stellen die Z6llner einen steigen-
den Grad der organisierten Wirtschaftskriminalitit
fest. Die hier titigen Titergruppierungen sind eu-
ropaweit organisiert, arbeiten oftmals abgeschot-
tet und gehen hochst konspirativ vor. Die Ermitt-
lungserfolge im vergangenen Jahr zeigen jedoch
auch, dass es moglich ist, wirksam dagegen vor-
zugehen. Allein 2017 und 2018 hat die FKS bei ih-
ren Ermittlungen Schiden in Héhe von mehr als
1,8 Mrd. € aufgedeckt. Deshalb ist es wichtig, dass
der Staat weiter entschlossen gegen illegale Be-
schiftigung, Schwarzarbeit und Sozialleistungsbe-
trug vorgeht und dafiir sorgt, dass die Mindestar-
beitsbedingungen eingehalten werden.
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Am 20. Februar 2019 wurde daher der Gesetz-
entwurf gegen illegale Beschiftigung und Sozi-
alleistungsmissbrauch vom Bundeskabinett be-
schlossen. Mit diesem Gesetzentwurf wird die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit massiv gestarkt. Sie
erhilt zusitzliche Befugnisse und deutlich mehr
Personal. Damit wird der Zoll in die Lage versetzt,
noch besser fiir Ordnung und Fairness auf dem Ar-
beitsmarkt zu sorgen. Das geplante Gesetz schiitzt
Arbeitnehmer besser vor Bezahlung unter dem
Mindestlohn, vor Nichtabfiithrung von Sozialversi-
cherungsbeitrdgen und vor Ausbeutung. Zugleich
sichert das Gesetz die flir Zukunftsinvestitionen be-
notigten staatlichen Einnahmen, stiarkt rechtstreue
Unternehmen durch einen fairen Wettbewerb und
erhoht die Chancen von Arbeitslosen auf legale
Beschiftigung.

In der aktuellen Finanzplanung ist bereits vorge-
sehen, die Finanzkontrolle Schwarzarbeit bis zum
Jahr 2026 von heute rund 7.900 Stellen auf dann
mehr als 10.000 Stellen aufzustocken. Da das ge-
plante Gesetz neue Kompetenzen fiir den Zoll vor-
sieht, ist es erforderlich, dartiber hinaus weite-
res Personal einzustellen. Deshalb sollen mit dem
geplanten Gesetz allein fiir die Finanzkontrolle
Schwarzarbeit perspektivisch 3.500 Stellen zusatz-
lich geschaffen werden.
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I Ergebnisse des Zolls 2018

Steuererhebung

Mit 141,0 Mrd. € hat der Zoll fast die Halfte der
dem Bund zuflieflenden Steuern eingenommen.
Der grofite Anteil entféllt mit 66,3 Mrd. € auf die
Verbrauchsteuern. Die drei aufkommensstirks-
ten Verbrauchsteuern sind die Energiesteuer mit
40,9 Mrd. €, die Tabaksteuer mit 14,3 Mrd. € und
die Stromsteuer mit 6,9 Mrd. €. Fir die EU wurden
Zo6lle in Hohe von 5,1 Mrd. € erhoben.

Verbrauchsteuern

sind indirekte Steuern, die auf den Ver-
brauch oder Gebrauch bestimmter Wa-
ren erhoben werden und somit die Ein-
kommens- oder Vermdgensverwendung
belasten. Zu den bundesgesetzlich geregel-
ten Verbrauchsteuern gehéren:
Alkoholsteuer, Alkopopsteuer, Biersteu-
er, Energiesteuer, Kaffeesteuer, Schaum-
weinsteuer, Stromsteuer, Tabaksteuer und
Zwischenerzeugnissteuer.

Erhobene Abgaben insgesamt | Tabelte 1
in Mrd. €
2016 2017 2018

I. Einnahmen fiir die EU

Zolle 51 51 51
II. Nationale Einnahmen

Verbrauchsteuern 65,5 59,3 66,3

Luftverkehrsteuer 1,1 1,1 1,2

Kraftfahrzeugsteuer 9,0 8,9 9,0

Einfuhrumsatzsteuer 51,2 55,9 59,4
Insgesamt 131,9 130,3 141,0

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Bekdampfung der Schwarzarbeit
und illegalen Beschaftigung

Mit der Finanzkontrolle Schwarzarbeit verfolgt
der Zoll das Ziel, risikoorientiert in besonders von
Schwarzarbeit betroffenen Bereichen die Einhal-
tung von Mindestlohnen und von sozialversiche-
rungsrechtlichen Pflichten zu tberpriifen und or-
ganisierte Formen von Schwarzarbeit aufzudecken.

Die rund 7.000 Zollnerinnen und Zollner der Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit uberpriiften im
Jahr 2018 mehr als 53.000 Arbeitgeber und lei-
teten rund 111.000 Strafverfahren und mehr als
28.000 Ordnungswidrigkeitenverfahren ein. Die
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Anzahl der eingeleiteten Ermittlungsverfahren we-
gen der Nichtgewidhrung des gesetzlichen Min-
destlohns nach dem Mindestlohngesetz stieg auf
2.744 Verfahren (2017: 2.522 Verfahren und 2016:
1.651 Verfahren).

§ Warenabfertigung

Im Jahr 2018 hat der Zoll rund 240 Mio. Warensen-
dungen im Warenverkehr mit Nicht-EU-Staaten
abgefertigt, eine Steigerung von 5% im Vergleich
zum Vorjahr. Der Warenwert der Sendungen belief
sich in der Einfuhr auf rund 467 Mrd. € und bei der
Ausfuhr auf rund 539 Mrd. €.

Bekampfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschiftigung I Tabelte 2
2016 2017 2018

Priifungen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit
Priifung von Arbeitgebern 40.374 52.209 53.491
Eingeleitete Verfahren
Eingeleitete Ermittlungsverfahren wegen Straftaten 104.494 107.903 111.004
Eingeleitete Ermittlungsverfahren wegen Ordnungswidrigkeiten 21.821 26.142 28.466
Ubernommene Ermittlungsverfahren wegen Ordnungswidrigkeiten 27.618 28.666 30.147
Abgeschlossene Verfahren
Abgeschlossene Ermittlungsverfahren wegen Straftaten 107.080 107.941 108.807
Abgeschlossene Ermittlungsverfahren wegen Ordnungswidrigkeiten 45.783 48.828 52.579
Ergebnisse
Schadenssumme im Rahmen der straf- und buRgeldrechtlichen Ermittlungen 812,7 967,3 834,8
(in Mio. €)
Steuerschaden aus Ermittlungsverfahren der Landesfinanzverwaltungen, die 62,9 56,2 32,4
aufgrund von Priifungs- und Ermittlungserkenntnissen der Zollverwaltung
veranlasst wurden
(in Mio. €)
Gesamt-Schadenssumme aus Priifungen und Ermittlungen der Finanzkontrolle 875,6 1.023,5 867,2
Schwarzarbeit
(in Mio. €)
Summe der Geldstrafen aus Urteilen und Strafbefehlen 32,1 31,6 33,4
(in Mio. €)
Summe der erwirkten Freiheitsstrafen 1.731 1.648 1.715
(in Jahren)
Summe der festgesetzten GeldbuRen, Verwarnungsgelder und Verfall 48,7 64,4 49,3

(in Mio. €)

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Bekampfung der
Rauschgiftkriminalitat

Im Jahr 2018 stellte der Zoll mehr als 12 Tonnen Be-
tdubungsmittel sicher. In der Asservatenkammer
des Zolls landeten vor allem Kokain, Marihuana
und Haschisch. Zudem wurden in sogenannten
Transitsendungen vermehrt Amphetamine sicher-
gestellt, die nicht fir den deutschen Markt be-
stimmt waren.

Bekampfung des
Zigarettenschmuggels

Im Jahr 2018 wurden rund 62 Mio. unversteuerte
Zigaretten sichergestellt. Oft handelt es sich bei
Schmuggelzigaretten um Produktfilschungen, die
besondere Gesundheitsrisiken in sich bergen. In
gefilschten Zigaretten lassen sich regelmiflig Gift-
stoffe wie Blei, Cadmium oder Arsen nachweisen.
Der deutsche Zoll arbeitet, ebenso wie in anderen
Deliktbereichen, auch bei der Bekimpfung des Zi-
garettenschmuggels eng mit den Partnerverwal-
tungen in den EU-Mitgliedstaaten sowie mit dem
Europidischen Amt fiir Betrugsbekimpfung und
weiteren internationalen Institutionen wie z. B.
EUROPOL zusammen. Nur so lassen sich krimi-
nelle Strukturen grenziiberschreitend aufdecken
und EU-weit verfolgen.
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Bekampfung der Produktpiraterie

Im Kampf gegen Marken- und Produktpiraterie
nimmt der Zoll eine Schliisselrolle ein. Im vergange-
nen Jahr wurden gefilschte Waren im Wert von fast
200 Mio. € vom Zoll beschlagnahmt. Die Zahl der
Grenzbeschlagnahmen nahm deutlich zu; sie stieg
von 21.506 im Jahr 2017 auf 37.698 Beschlagnahmen
im Jahr 2018. Mehr als 75 % der gefilschten Waren
stammten aus der Volksrepublik China und Hong-
kong. Meist handelte es sich um personliche Ge-
brauchsgegenstinde wie Sonnenbrillen, Uhren und
Schmuck sowie Schuhe und Bekleidung. Der Zoll
nimmt dabei auch eine wichtige Rolle zum Schutz
von Verbrauchern ein. Gefilschte Waren entspre-
chen zumeist nicht den europiischen Sicherheits-
standards und sind oft sogar gesundheitsgefihrdend.

Grenzbeschlagnahmen

Damit der Zoll MaRnahmen gegen Produkt-
falschungen ergreifen kann, muss der Inha-
ber von Schutzrechten (Marke, Design etc.)
dies beantragen (Antrag auf Grenzbeschlag-
nahme). Ermittelt der Zoll Waren, die im Ver-
dacht stehen, ein Recht geistigen Eigentums
zu verletzen, so setzt er die Uberlassung der
Waren aus oder hilt diese zuriick. Das wei-
tere Vorgehen wird im Anschluss immer mit
dem Schutzrechteinhaber abgestimmt.

Beschlagnahme von Rauschgift | Tabelle 3
2016 2017 2018
inkg
Heroin 87 62 163
Opium 51 24 36
Kokain 1.496 7.040 3.221
Amphetamine 472 498 907
Metamphetamine (Crystal) 23 83 63
Haschisch 558 488 1.158
Marihuana 2.246 2.824 2.987
Sonstige Betaubungsmittel 3.621 6.846 3.504
in Stiick
Amphetaminderivate 1.894.680 398.581 581.445

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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B Artenschutz

Bei der Ein- und Ausfuhr tberwacht der Zoll
auch die Regeln zum Schutz von rund 5.600 sel-
tenen oder vom Aussterben bedrohten Tier- und
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30.000 Pflanzenarten. Sowohl in Postsendungen als
auch im Reiseverkehr stellte der Zoll in 1.294 Fillen
tiber 71.000 Exemplare geschiitzter Tier- und Pflan-
zenarten sowie 3.839 kg daraus hergestellte Waren
sicher.

Aufgriffe und Sicherstellungen im Bereich Artenschutz, Produktpiraterie | Tabelte 4
und Zigarettenschmuggel
2016 2017 2018

Bekampfung des Zigarettenschmuggels
Sichergestellte Zigaretten (in Mio. Stiick) 121 77 62
Bekampfung der Produktpiraterie
Falle von Grenzbeschlagnahmen 21.229 21.506 37.698
Wert beschlagnahmter Waren (in Mio. €) 180,0 196,2 196,7
Artenschutz
Aufgriffe 915 934 1.294
Sicherstellungen (Tiere, Pflanzen, Objekte) 63.152 45.134 71.021

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Aufteilung der 2018 neu berechneten
Budgetsemielastizitit auf Bund, Linder,
Gemeinden und Sozialversicherungen

e Die Europiische Kommission hat im Jahr 2018 die sogenannte Budgetsemielastizitat fiir alle
Mitgliedstaaten neu berechnet. Diese Grofie ist relevant fiir die Berechnung des konjunkturbe-

reinigten Finanzierungssaldos des Staates.

e Das BMF hat den neuen Wert auf die Ebenen Bund, Linder, Gemeinden und Sozialversicherun-
gen aufgeteilt. Die Aufteilung ist fiir die Berechnung der strukturellen Nettokreditaufnahme im
Rahmen der Schuldenbremse des Bundes und der Lander von Bedeutung.

B Einleitung

Die Europiische Kommission hat im Jahr 2018 tur-
nusméflig eine Neuberechnung (Update) der soge-
nannten Budgetsemielastizitit vorgenommen. Die
Budgetsemielastizitat dient als Mittel zur Bemes-
sung struktureller Finanzierungssalden und ist da-
her mafdgeblicher Teil der Indikatoren zur Haus-
haltstiberwachung im Rahmen des Stabilitats- und
Wachstumspakts. Der Wert dieser Grofie steht in
Abhingigkeit zu den einzelnen Elastizititen aller
Einnahmen- und Ausgabenkategorien, aus wel-
chen sich der Finanzierungssaldo zusammensetzt,
sowie aus deren jeweiligen Gewichten in Anteilen
des Bruttoinlandsprodukts (BIP).

Die Revision der Budgetsemielastizitit folgt einem
bestimmten Zyklus entsprechend den Vereinba-
rungen in der Output Gap Working Group (OGWG)
des Wirtschaftspolitischen Ausschusses des Euro-
paischen Rates der Wirtschafts- und Finanzminis-
ter (WPA). Alle neun Jahre werden die Elastizititen
der fiir die Berechnung der Budgetsemielastizitit
relevanten Einnahmen und Ausgabenkomponen-
ten neu geschitzt. Die Gewichte, mit denen diese
Teilelastizititen aggregiert werden, werden alle
sechs Jahre aktualisiert.
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Budgetsemielastizitat

In Kombination mit der geschatzten ge-
samtwirtschaftlichen Produktionsliicke -
der Differenz zwischen realisiertem BIP und
dem gesamtwirtschaftlichen Produktions-
potenzial - wird durch das Konjunkturbe-
reinigungsverfahren der Anteil des Finanzie-
rungssaldos des Staates ermittelt, welcher
rein auf die Konjunktur zuriickzufihren ist.
Die Budgetsemielastizitdt ist ein Mal fir die
Reaktivitdt des staatlichen Finanzierungs-
saldos (in % des BIP) auf eine Veranderung
des BIP. Sie misst, um wie viele Prozent-
punkte sich das Verhaltnis zwischen Finan-
zierungssaldo und BIP verandert bei einer

1 %igen Erhohung des BIP. Zur konjunktu-
rellen Bereinigung wird zunachst die Kon-
junkturkomponente durch das Produkt von
Budgetsemielastizitdt und Produktionsli-
cke ermittelt. Wird die Konjunkturkompo-
nente vom Finanzierungssaldo subtrahiert,
ergibt sich der konjunkturbereinigte Finan-
zierungssaldo. In einem weiteren Schritt
werden einmalige Effekte abgezogen, um
den sogenannten strukturellen Finanzie-
rungssaldo zu bestimmen.
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Die im Jahr 2018 erfolgte Aktualisierung bezieht
sich allein auf die Gewichte, mit denen die Teile-
lastizititen aggregiert werden. Die nédchste Neube-
rechnung der individuellen Teilelastizititen erfolgt
im Jahr 2024.

Die Europiische Kommission wird die aktuali-
sierten Budgetsemielastizititen erstmals in der
Friithjahrsprognose 2019 anwenden. Entsprechend
hat auch die Bundesregierung die neue Budgetse-
mielastizitdt erstmals in der Jahresprojektion 2019
verwendet.

Ergebnis der Neuberechnung
der Gewichte fiir den
Gesamtstaat

Die aktuelle Neuberechnung der Gewichte basiert
auf der Periode 2008 bis 2017. Mit der regelméfigen
Revision werden Durchschnittswerte der Gewichte
durchgingig tiber einen Zeitraum von zehn Jahren
gebildet. Die vorherige Berechnung der Teilelastizi-
taten basierte auf der Periode 2002 bis 2011.

Der Neuberechnung der Gewichte folgend hat sich
fur Deutschland eine gesamtstaatliche Budget-
semielastizitit von 0,504 ergeben' (zuvor: 0,551).
Dies bedeutet z. B.. Eine Produktionsliicke von
-10 Mrd. € geht mit einem konjunkturell bedingten
Defizitvon 5,04 Mrd. € einher. Die Produktionsliicke

1 Vergleiche Europdische Kommission, Report on Public
Finances in EMU 2018: Recent developments in the fiscal
surveillance framework, Institutional Paper 095, Januar 2019.

Aufteilung der 2018 neu berechneten Budgetsemielastizitdt auf Bund, Lander, Gemeinden und Sozialversicherungen
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bezeichnet hier die Differenz zwischen tatsichli-
chem und potenziellem Bruttoinlandsprodukt. Ob-
wohl die absolute Minderung der Budgetsemielas-
tizitat fir Deutschland im européischen Vergleich
der Revision geringfiigig hoher ausfillt als fir die
Mehrheit der anderen Mitgliedstaaten der Euro-
paischen Union (EU), entspricht sie keiner aufler-
ordentlichen Herabsetzung. Der aktualisierte deut-
sche Wert nihert sich dem EU-28-Durchschnitt an,
der sich auf eine Budgetsemielastizitit von 0,496
beziffert und durch die Neuberechnung nahezu
unverindert bleibt (zuvor: 0,502).

Es lassen sich im Wesentlichen drei Ursachen fir
die geringere gesamtstaatliche Budgetsemielastizi-
tat nennen:

e Datenrevisionen (u. a. durch Umstellung auf
das Européische System Volkswirtschaftli-
cher Gesamtrechnungen 2010): Eine vom BMF
durchgefiihrte Rekalkulation der Periode 2002
bis 2011 ergibt fiir sich bereits eine Verrin-
gerung der Budgetsemielastizitat auf 0,532,
womit rund 40 % der Verinderung erklart
werden kénnen.

e Geringere Arbeitsmarktausgaben: Der An-
teil der konjunkturreagiblen Arbeitsmarktaus-
gaben an den Gesamtausgaben hat sich im Ver-
gleich zur Periode 2002 bis 2011 von 6,22 %
auf 4,55 % der Gesamtausgaben verringert.

e Hoherer Anteil sonstiger Einnahmen: Der An-
teil nichtkonjunkturreagibler sonstiger Ein-
nahmen steigt von 8,96 % auf 11,15 % der Ge-
samteinnahmen.
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Aufteilung der 2018 neu berechneten Budgetsemielastizitdt auf Bund, Lander, Gemeinden und Sozialversicherungen Apl’ll 2019
Gewichte der fir die Budgetsemielastizitét relevanten Einnahmen- und Ausgabenkategorien | Tabelle1
im Vergleich

Einnahmen Ausgaben
Einkommen- Korperschaft-  Sozialversiche- Indirekte Sonstige Arbeitsmarkt- Sonstige
steuer steuern rungsbeitrage Steuern Einnahmen ausgaben Ausgaben

2014 2018 2014 2018 2014 2018

2014 2018 2014 2018 2014 2018 2014 2018

Staat 20,25 21,33 5,74 5,53 40,06 37,49

24,99 24,50 8,96 11,15 6,22 4,55 93,78 95,45

Quellen: 2014: Europdische Kommission, Economic Papers 536, November 2014,
2018: Europdische Kommission, Report on Public Finances in EMU 2018: Recent developments in the fiscal surveillance framework,

Institutional Paper 095, Januar 2019

Ergebnis der Aufteilung auf die
Teilsektoren

Die neue Budgetsemielastizitdt wurde in analo-
ger Weise zu den Berechnungen der Europiischen
Kommission auf die einzelnen staatlichen Ebe-
nen in Deutschland verteilt. Im ersten Schritt wur-
den die bei der Berechnung verwendeten Einnah-
men- und Ausgabenkategorien fiir die staatlichen

Ebenen betrachtet. Im zweiten Schritt wurde die
Semielastizitit fiir jede staatliche Ebene auf Basis
der sich ergebenden neuen Gewichte ermittelt.

Konkret sind in die Berechnung zur Aufteilung der
Budgetsemielastizitit die in Tabelle 2 aufgefiihrten
Variablen eingeflossen, die gegebenenfalls auf die
staatlichen Ebenen aufzuteilen waren.

Variablen zur Berechnung der Elastizitaten | Tabelte 2
Beschreibung ESVG* Code AMECO? Code

Nominales BIP Blg UVvGD
Einnahmen Staat TR URTG
Direkte Steuern auf Einkommen und Vermégen D5r UTYG
Direkte Steuern auf Einkommen und Vermégen von privaten Haushalten und D5 UTYH
Organisationen ohne Erwerbszweck

Direkte Steuern auf Einkommen und Vermogen von Unternehmen D5 uTYC
Indirekte Steuern D2r UTVG
Nettosozialbeitrage Dé61r UTSG
Vermégenswirksame Steuern D91r UTKG

Ubrige Einnahmen

Berechnung durch Differenzbildung?

Ausgaben des Staates fiir Arbeitsmarkt

COFOG 10.5 UUTG105

Ausgaben Staat insgesamt

TE UUTG

Ubrige Ausgaben

Berechnung durch Differenzbildung?

1 ESVG = Europaisches System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen.

2 AMECO = Annual Macro-ECOnomic database der Europdischen Kommission.

3 Die Europiische Kommission hat fiir die Ebene ,,Staat” eine Konsistenzpriifung vorgenommen. Dabei wurde das Ergebnis der
Differenzbildung der positiven Berechnung aus Einzelkomponenten gegeniibergestellt. Differenzen haben sich nicht ergeben.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Daten fiir die Teilaggregate Bund, Lander, Ge-
meinden und Sozialversicherungen entstammen
dem Staatskonto des Statistischen Bundesamts.
Die Daten entsprechen dem Stand vom 28. Feb-
ruar 2018 in der von Eurostat validierten Fassung.
Auf diesem Stand haben die Daten auch den Be-
rechnungen der Europiischen Kommission zu-
grunde gelegen.

Das Ergebnisist in Tabelle 3 dargestellt. Im Ergebnis
der Neu-Gewichtung der Anteile der Teilelastiziti-
ten sinkt die Semielastizitit des Bundes auf 0,203,
die der Lander steigt auf 0,134, die der Gemeinden
sinkt auf 0,057 und die der Sozialversicherungen
sinkt auf 0,110. Der Wert der Sozialversicherun-
gen unterliegt einer verhiltnisméfig starken Ab-
senkung, die sich durch das Zusammenspiel von
erstens der Berticksichtigung von Zuweisungen an
die Bundesagentur fiir Arbeit als Arbeitsmarktaus-
gaben des Bundes und zweitens dem verringerten
Gewicht der Sozialbeitrage ergibt.

Dekomposition der fiskalischen Semi-Elastizitdten

Aufteilung der 2018 neu berechneten Budgetsemielastizitdt auf Bund, Lander, Gemeinden und Sozialversicherungen
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Fir die Aufteilung auf die einzelnen staatlichen
Ebenen wurden vom BMF folgende Annahmen
getroffen:

e Aufteilung statistischer Differenzen. In ei-
nigen Fillen entsprach die Summe der Teil-
aggregate nicht dem veroffentlichten Agg-
regat, also z. B. die Summe der Ausgaben von
Bund, Landern, Gemeinden und Sozialversi-
cherungen nicht der Summe der veroffent-
lichten Gesamtausgaben. Die Differenz wurde
in diesen Fillen anhand des Anteils auf die ein-
zelnen staatlichen Ebenen verteilt.

e Konsolidierung. Die Konsolidierung der Ein-
nahmen und Ausgaben erfolgte nach dem
Nettoprinzip. Nettoeinnahmen = Bruttoein-
nahmen ./. Einnahmen von anderen staat-
lichen Ebenen. Nettoausgaben = Bruttoaus-
gaben ./. Einnahmen von anderen staatlichen
Ebenen.

I Tabelle 3
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Elastizitiaten Gewichte (in % des BIP) Semielastizitit

Anteil Anteil
Einnahmen Ausgaben  Gesamte Gesamte Finanzie-
Einnahmen Ausgaben am BIP am BIP Einnahmen Ausgaben Einnahmen Ausgaben rungssaldo
Ebene (a) (b) c=a-1 d=b-1 (e) (f) g=c*e h=d*f i=g-h
Staat 0,975 -0,150 -0,025 -1,150 44,261 44,773 -0,011 -0,515 0,504
Bund 1,239 -0,290 0,239 -1,290 12,779 13,363 0,031 -0,172 0,203
Lander 1,186 -0,025 0,186 -1,025 10,928 11,09 0,020 -0,114 0,134
Gemeinden 1,049 -0,113 0,049 -1,113 4,975 4,943 0,002 -0,055 0,057
Sozialversi- 0,590 -0,130 -0,410 -1,130 15,579 15,377 -0,064 -0,174 0,110

cherungen

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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B Ausblick

Im Ergebnis werden durch die Aktualisierung und
die dadurch induzierte Anpassung der Budgetse-
mielastizititen keine auflerordentlichen Veridnde-
rungen der geschitzten Konjunkturkomponenten
hervorgerufen. Insgesamt spiegelt sich die Minde-
rung der Budgetsemielastizitat auf Staatsebene nur
in geringfiigigen Verinderungen wider, verteilt auf

Monatsbericht des BMF
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die Unterebenen. Insbesondere im Hinblick auf die
von der Schuldenbremse betroffenen Ebenen des
Bundes und der Lander ist keine wesentliche Revi-
sion der projizierten Konjunkturkomponenten ab-
sehbar. Die Konjunkturkomponente stellt sich ge-
mafd der Jahresprojektion der Bundesregierung fiir
den Bundeshaushalt bis 2023 wie in Tabelle 4 abge-
bildet dar.

Produktionsliicken, Budgetsemielastizitdt und Konjunkturkomponenten auf Bundesebene | Tabelle 4
Produktionspotenzial BIP Produktionsliicke Budgetsemielastizitat Konjunkturkomponente
Mrd. € - Mrd. €

2019 3.479,3 3.493,0 13,7 0,203 2,8
2020 3.599,6 3.618,9 19,3 0,203 3,9
2021 3.717,5 3.726,2 8,7 0,203 18
2022 3.833,7 3.836,8 3,1 0,203 0,6
2023 3.950,6 3.950,6 0,0 0,203 0,0

Die hier fur die dargestellten Jahre angegebene Konjunkturkomponente des Bundes ergibt sich rechnerisch aus den Ergebnissen der
zugrunde liegenden gesamtwirtschaftlichen Vorausschadtzung. Die fiir die Haushaltsaufstellung letztlich maRRgeblichen Werte sind den

jeweiligen Haushaltsgesetzen des Bundes zu entnehmen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Hohepunkte des Miinzjahres 2019

e Das diesjihrige Miinzprogramm des BMF beinhaltet zwei besondere Hohepunkte: Zum ersten
Mal iiberhaupt gibt der Bund eine 10-Euro-Miinze mit Polymerring heraus. Zudem erscheint
die erste teilkolorierte Miinze der Bundesrepublik Deutschland.

B 10-Euro-Miinze ,In der Luft“

Der 4. April 2019 war ein ganz besonderer Tag fiir
alle Minzsammler in Deutschland: An diesem Tag
erschien die erste deutsche 10-Euro-Miinze mit ei-
nem Polymerring. Die Miinze ,In der Luft bildet
den Auftakt der dreiteiligen Serie ,Luft bewegt"
die bis 2021 mit einer Ausgabe pro Jahr erscheinen
wird. Thematisch schlieRt die neue Serie an die Aus-
gabe der 5-Euro-Miinze ,Planet Erde“ und die Se-
rie ,Klimazonen der Erde“ an. Die 10-Euro-Miinze
besteht aus zwei verschiedenen Kupfer-Nickel-Le-
gierungen sowie einem lichtdurchldssigen Polymer-
ring, der die beiden Metalle miteinander verbindet.
Ein groRer, transparenter Polymerring lasst den in-
neren Kupfer-Nickel-Ring rdumlich schweben und
unterstreicht so die Leichtigkeit und Freiheit des
Gleitschirmfliegens, des Themas der Bildseite. Der
Entwurf hierzu stammt von der Kiinstlerin Natalie
Tekampe aus Mincheberg. Die Wertseite wurde
von Andre Witting aus Berlin gestaltet; sein Entwurf
wird die Wertseiten aller Miinzen der Serie zieren.
Der Minzrand enthalt in vertiefter Pragung die In-
schrift: ,LUFT BEWEGT® Die neue 10-Euro-Minze
wurde am 1. Februar 2019 auf der weltweit grolten
und bedeutendsten Miinzmesse, der World Money
Fair in Berlin, der Offentlichkeit vorgestellt. Fachpu-
blikum, Sammler und Pressevertreter aus der gan-
zen Welt nahmen an der Prasentation der Parlamen-
tarischen Staatssekretarin beim Bundesminister der
Finanzen Bettina Hagedorn MdB teil.
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Der Polymerring

der 10-Euro-Miinze ist ein besonders wider-
standsfahiger, transparenter und pragbarer
Kunststoffring. Die Miinze mit Polymerring
ist eine patentgeschiitzte Produktentwick-
lung einer deutschen Expertengruppe.

Gestaltung Bildseite: Natalie Tekampe, Miincheberg,
Gestaltung Wertseite: Andre Witting, Berlin
Fotografie: Hans-Jirgen Fuchs, Stuttgart

© Bundesverwaltungsamt

20-Euro-Silbermiinze
,100 Jahre Weimarer
Reichsverfassung®

Mit der 20-Euro-Silbermtnze ,100 Jahre Weimarer
Reichsverfassung® erscheint am 8. August 2019 die
erste teilkolorierte Sammlermiinze der Bundesrepu-
blik Deutschland. Sie wiirdigt das Jubildaum des In-
krafttretens der ersten demokratischen Verfassung
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Deutschlands im Jahre 1919. Die Flagge, die durch die
Weimarer Reichsverfassung eingefiihrt wurde, ist das
erste Motivelement, das auf einer Miinze der Bun-
desrepublik Deutschland farbig dargestellt wird. Die
Miinze wurde von dem Hamburger Kiinstler FrantiSek
Chochola entworfen. Gepragt wird die Miinze in der
Staatlichen Minze Berlin. In einem technisch hoch
anspruchsvollen Verfahren werden hier die Natio-
nalfarben Deutschlands auf die Miinze aufgebracht.
Dabei ist die Farbigkeit nicht bloRes Dekor, sondern
bringt die in den Reichsfarben symbolisierten Ent-
scheidungen fiir die Republik und die Demokratie
zum Ausdruck. In einer rosettenhaften Anordnung
wird Artikel 1 der Reichsverfassung zitiert. Dieser
bringt die beiden zentralen Ergebnisse der Novem-
berrevolution von 1918 auf den Punkt: den Ubergang
von der Monarchie zur Republik und die Legitimation
der Staatsgewalt durch das Prinzip der Volkssouvera-
nitdt. Die Miinze besteht aus Sterlingsilber; ihr Miinz-
rand enthalt in vertiefter Pragung die Inschrift: ,NA-
TIONALVERSAMMLUNG WEIMAR 1919

Gestaltung: FrantiSek Chochola,Hamburg
Fotografie: Hans-Jirgen Fuchs, Stuttgart

© Bundesverwaltungsamt

B Bezug der Miinzen

Alle Miinzen der Bundesrepublik Deutschland erhal-
ten Sie in Sammlerqualitat bei der Offiziellen Ver-
kaufsstelle fiir Sammlermiinzen der Bundesrepublik
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Deutschland (VfS). Im Onlineshop® kénnen sie be-
quem von zu Hause aus bestellt werden. Fir die
20-Euro-Silbermiinze ,100 Jahre Weimarer Reichs-
verfassung” geht das ab sofort. Die 250.000 Stiick
umfassende Auflage der 10-Euro-Miinze in der Pre-
miumaqualitat Spiegelglanz ist leider bereits ausver-
kauft. Aber ein Tipp: Sie erhalten die Miinze seit dem
4. April 2019 auch in den Filialen der Deutschen Bun-
desbank in der Pragequalitdt ,Stempelglanz® zum
Nominalwert von 10 €. Denn selbstverstandlich ist
auch die 10-Euro-Minze ,In der Luft®, wie Gbrigens
alle deutschen Euro-Sammlermunzen, offizielles
Zahlungsmittel im Inland. Sie tauschen also 10 € ge-
gen 10 €. Beeilen Sie sich, denn die Auflage in Hohe
von nur 1,5 Mio. Stiick wird schnell vergriffen sein!
Wir empfehlen Ihnen, sich vorab auf der Internetpra-
senz der Deutschen Bundesbank? Gber die Verfiig-
barkeit in Ihrer Filiale zu informieren. Ab dem 8. Au-
gust 2019 erhalten Sie in den Filialen der Deutschen
Bundesbank tbrigens auch die 20-Euro-Silbermiinze
»100 Jahre Weimarer Reichsverfassung” zum Nomi-
nalwert von 20 €.

Das Wichtigste im Uberblick | Tabelte 1

20-Euro-Silbermiinze
10-Euro-Miinze ,100 Jahre Weimarer

»In der Luft* Reichsverfassung“

Ausgabetag 4. April 2019 8. August 2019

Auflage 250.000 Stiick max. 120.000 Stiick
Spiegelglanz

Auflage 1,5 Mio. Stiick noch offen
Stempelglanz

VfS-Preis 25,50 € 34,95 €

Ausverkauft!
Bundesbank-Abga- 10€ 20 €

be zum Nennwert

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

1 www.deutsche-sammlermuenzen.de

2 www.bundesbank.de

Sichern Sie sich Thre personlichen Exemplare der Sammlermiinzen der Bundesrepublik Deutschland!
Besuchen Sie hierzu die Offizielle Verkaufsstelle fiir Ssmmlermiinzen der Bundesrepublik Deutschland
(VES) unter www.deutsche-sammlermuenzen.de oder eine der 35 Filialen der Deutschen Bundesbank.


http://www.bundesbank.de
http://www.deutsche-sammlermuenzen.de
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Hohepunkte des Miinzjahres 2019

Das Miinzjahr 2019 | Tabelle 2

Thema Ausgabetag

2-Euro-Miinze

Bundesrat 29. Januar

30 Jahre Mauerfall Herbst 2019

5-Euro-Miinze

GemaRigte Zone 19. September
(Serie ,,Klimazonen der Erde®)
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10-Euro-Miinze

In der Luft 4. April
(Serie ,Luft bewegt*)

20-Euro-Silbermiinze

100 Jahre Frauenwahlrecht 17.Januar
100 Jahre Bauhaus 14. Marz

Das tapfere Schneiderlein  16. Mai
(Serie ,,Grimms Marchen®)

100 Jahre Weimarer Reichsverfassung 8. August

250. Geburtstag Alexander von Humboldt 5. September

20-Euro-Goldmiinze

Wanderfalke (Serie ,,Heimische Végel) 19. Juni

50-Euro-Goldmiinze

Hammerfliigel (Serie ,Musikinstrumente®) 20. August

100-Euro-Goldmiinze

Dom zu Speyer 1. Oktober
(Serie ,UNESCO Welterbestatten in
Deutschland®)

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Uberblick zur aktuellen Lage

Wirtschaft

Die Bundesregierung erwartet fiir 2019 ein Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 0,5 %.
Nach einem schwachen BIP-Wachstum im 1. Halbjahr 2019 wird von einer wieder beschleunigten kon-
junkturellen Dynamik fiir das 2. Halbjahr ausgegangen.

Die sich abkiihlende weltwirtschaftliche Konjunktur tragt maflgeblich zur abgeschwichten gesamtwirt-
schaftlichen Dynamik bei. Dies belastet insbesondere das Verarbeitende Gewerbe. Auch im Februar ent-
wickelte sich die Industrieproduktion nur schwach. Riicklaufige Auftragseingange deuten auf eine anhal-
tend moderatere Industriekonjunktur hin.

Der Arbeitsmarkt entwickelte sich dagegen weiterhin positiv. Impulse kommen insbesondere aus den
Dienstleistungsbranchen. Aber auch im Verarbeitenden Gewerbe sichern sich Unternehmen die knappen
Arbeitskrafte.

Finanzen

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) sind im Marz 2019 gegentiiber dem Vorjahres-
monat um 4,3 % gestiegen, zum Teil bedingt durch Sondereffekte. Die Einnahmen aus den gemeinschaft-
lichen Steuern stiegen um 3,1 %, wobei insbesondere das Aufkommen aus der Lohnsteuer weiterhin
kraftig zulegte. Das Aufkommen aus Bundessteuern lag im Mirz 2019 mit einem Plus von 10,7 % deutlich
tiber dem Vorjahresniveau. Wesentliche Ursachen sind kassentechnische Verschiebungen von Tabak- und
Versicherungsteueraufkommen vom Februar in den aktuellen Berichtsmonat.

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im 1. Quartal 2019 auf 78,4 Mrd. €. Damit sind die Ein-
nahmen um 3,8 % (rund 3,1 Mrd. €) niedriger als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Die Ausgaben
des Bundeshaushalts beliefen sich im 1. Quartal 2019 auf 88,4 Mrd. € und lagen damit um 3,0 % (rund

2,6 Mrd. €) Giber dem entsprechenden Vorjahresniveau. Im Zeitraum Januar bis Mérz 2019 wies der Bun-
deshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 10 Mrd. € auf.

Europa

Der Monatsbericht April beinhaltet Riickblicke auf die Sitzungen der Eurogruppe und des ECOFIN-Rats
am 11./12. Mirz 2019 in Briissel sowie der Eurogruppe und des informellen ECOFIN-Rats am
5./6. April 2019 in Bukarest.

Schwerpunkte der Sitzungen waren u. a. die Vertiefung der Wirtschafts- und Wahrungsunion, Griechen-
land und die Digitalsteuer.
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Konjunkturdynamik auch zu
Beginn des Jahres schwach

Die konjunkturelle Dynamik der deutschen Wirt-
schaft bleibt zu Beginn des Jahres 2019 schwach.
Die Bundesregierung erwartet daher in ihrer am
17. April veroffentlichten Friihjahrsprojektion ein
Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP)
von 0,5 % fur das Jahr 2019. Die Revision der Pro-
gnose gegeniiber der Jahresprojektion ist mafigeb-
lich auf das aufienwirtschaftliche Umfeld und die
schwichere globale Konjunkturdynamik zuriick-
zufithren. Zudem besteht angesichts der schwa-
chen Wirtschaftsentwicklung im 2. Halbjahr 2018
kein statistischer Uberhang wie noch in der Jah-
resprojektion unterstellt. Nach einem schwachen
BIP-Wachstum im 1. Halbjahr 2019 erwartet die
Bundesregierung vor allem aufgrund der guten
binnenwirtschaftlichen Rahmenbedingungen eine
wieder beschleunigte konjunkturelle Dynamik im
2. Halbjahr 2019.

Die gebremste globale Konjunkturdynamik fithrt
zu merklichen Nachfrageeinbuflen, was die export-
orientierten Unternehmen belastet. Auch Unge-
wissheiten tiber die Ausgestaltung des Brexits so-
wie Uber laufende Handelsgespriche (USA und
China/Européische Union (EU)) bestehen weiter-
hin fort. Entsprechend haben internationale Orga-
nisationen wie die World Trade Organization und
der Internationale Wahrungsfonds ihre Prognosen
fir den Welthandel reduziert. In Deutschland zeigt
sich die weltwirtschaftliche Nachfrageschwiche
insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe. Die In-
dustrieproduktion entwickelte sich zu Beginn des
Jahres nur schwach. Rucklaufige Auftragseinginge,
insbesondere aus dem Ausland, deuten auf eine ge-
bremste Industriekonjunktur in den kommenden
Monaten hin.
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Dagegen erwartet die Bundesregierung weiterhin
positive Impulse aus der Binnenwirtschaft. Der
Dienstleistungssektor und das Baugewerbe ent-
wickeln sich weiter positiv. Insbesondere von den
Bauinvestitionen diirften deutliche Impulse ausge-
hen, welche die gesamtwirtschaftliche Entwicklung
tragen. Die anhaltend gute Arbeitsmarktentwick-
lung sowie die deutlich steigenden Einkommen
stiitzen den privaten Konsum und den privaten
Wohnungsbau. Zusitzlich tragen fiskalische Im-
pulse zur binnenwirtschaftlichen Expansion bei.

Der Aufbau der Erwerbstitigkeit wird sich nach
Einschitzung der Bundesregierung mit einem An-
stieg von 480.000 Personen fortsetzen, auch wenn
dieser angesichts der konjunkturellen Abkiihlung
und bestehender Engpisse des Arbeitskriftean-
gebots an Dynamik verlieren wird. Die Arbeitslo-
sigkeit wird weiter sinken, sodass die Arbeitslo-
senquote im Jahresdurchschnitt auf 4,9 % fallen
diirfte. Dies entspricht auch der Entwicklung am
aktuellen Rand. Zudem bleibt die Nachfrage nach
neuen Mitarbeitern auf hohem Niveau, auch wenn
Frihindikatoren auf einen gedidmpften Abbau
der Arbeitslosigkeit und einen verlangsamten Be-
schiftigungsaufbau in den kommenden Monaten
hindeuten.

Das Steueraufkommen erhohte sich im Méarz 2019
um 4,3 % gegeniiber dem Vorjahresmonat. Hier-
bei wird das Lohnsteueraufkommen (+5,6 %) wei-
ter von der sehr guten Lage am Arbeitsmarkt mit
hoher Beschiftigung und steigenden Einkommen
begiinstigt. Der Zuwachs bei den Steuern vom Um-
satz war mit 1,1 % allerdings moderat. Im Voraus-
zahlungsmonat Mirz konnten die Einnahmen aus
der veranlagten Einkommensteuer und der Kor-
perschaftsteuer erneut zulegen. Mogliche Auswir-
kungen der konjunkturellen Abschwiachung diirf-
ten erst im Laufe des Jahres sichtbar werden.
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Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten

2018 Veranderung in % gegeniiber
Mrd. € Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr
bzw. gegeniiber
Gesamtwirtschaft/Einkommen Index Vorjahrin% 2.Q18 3.Q18 4.Q18 2.Q18 3.Q18 4.Q18
Bruttoinlandsprodukt

Vorjahrespreisbasis* 115,4 +1,4 +0,5 -0,2 +0,0 +2,3 +1,1 +0,9

(verkettet)

Jeweilige Preise 3.386 +3,3 +1,2 +0,4 +0,3 +4,2 +3,0 +2,9

Einkommen®

Volkseinkommen 2.531 +3,1 +1,3 -0,5 +0,6 +4,2 +2,6 +2,6
Arbeitnehmerentgelte 1.746 +4,6 +1,0 +1,5 +0,6 +4,6 +51 +43
Unternehmens- und Ver- 785 -0,3 +1,9 -4,9 +0,5 +3,4 -2,2 -2,2
mogenseinkommen

Verfligbare Einkommen der 1.931 +3,3 +0,4 +0,4 +1,3 +3,2 +2,6 +3,5

privaten Haushalte

Bruttoldhne und -gehilter 1.432 +4,8 +1,1 +1,7 +0,2 +4,8 +5,3 +4.,4

Sparen der privaten Haushalte 207 +9,0 +2,5 +4,2 +3,7 +8,6 +10,7 +11,6

2018 Veranderung in % gegeniiber
- - - A
AuRenhandel/Umsitze/ Mrd. € Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr
Produktion/ bzw. gegeniiber Zweimonats- Zweimonats-
Auftragseinginge Index Vorjahrin% Jan19 Feb19 durchschnitt Jan19 Feb19  durchschnitt
In jeweiligen Preisen
AuRenhandel (Mrd. €)
Waren-Exporte 1.318 +3,0 +0,1 -1,3 +0,2 +1,7 +3,9 +2,8
Waren-Importe 1.090 +5,7 +1,4 -1,6 +0,9 +4,9 +5,1 +5,0
In konstanten Preisen
Produktion im Produzierenden 106,0 +1,0 +0,0 +0,7 +0,7 -2,7 -0,4 -1,5
Gewerbe (Index 2015 = 100)
Industrie? 106,1 +1,3 -0,5 -0,2 -0,1 -3,1 -1,8 -2,5
Bauhauptgewerbe 109,7 +0,9 +0,9 +6,8 +4,4 -2,4 +11,2 +4,7
Umsétze im Produzierenden
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie? 105,4 +1,5 +0,9 -1,1 +1,6 -0,1 +0,4 +0,2
Inland 102,2 -0,3 +2,4 -1,4 +1,9 +0,0 -0,6 -0,3
Ausland 108,4 +1,4 -0,4 -0,8 +1,3 -0,3 +1,4 +0,5

Auftragseingang
(Index 2015 = 100)

Industrie® 107,9 +0,4 -2,1 -4,2 -3,7 -3,6 -8,4 -6,0
Inland 103,4 -1,9 -1,4 -1,6 -2,0 -1,8 -2,0 -1,9
Ausland 1113 +2,1 -2,6 -6,0 -4,9 -4,8 -12,8 -8,8

Bauhauptgewerbe 122,6 +4,7 -7.9 +9,5 +10,7 +7,7

Umsétze im Handel

(Index 2015 = 100)

Einzelhandel 107,2 +1,6 +2,8 +0,9 +1,7 +3,1 +4,7 +3,9
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

Handel mit Kfz 112,1 +1,9 -0,2 +2,7 +1,6 -0,8
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noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
2018 Veranderung in Tausend gegeniiber
Personen  gegeniiber Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr

Arbeitsmarkt Mio. Vorjahrin%  Jan 19 Feb 19 Mrz 19 Jan19 Feb 19 Mrz 19
Arbeitslose 2,34 -7,6 -4 -20 -7 -165 -173 -157
(nationale Abgrenzung nach BA)
Erwerbstatige, Inland 44,84 +1,3 +78 +39 +477 +482
Sozialversicherungspflichtig 32,99 +2,3 +61 +660
Beschiftigte

2018 Verianderung in % gegeniiber
Preisindizes gegeniiber Vorperiode Vorjahr
2015 =100 Index Vorjahrin%  Jan19 Feb 19 Mrz 19 Jan 19 Feb 19 Mrz 19
Importpreise 102,7 +2,6 -0,2 +0,3 +0,8 +1,6
Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 103,7 +2,6 +0,4 -0,1 +2,6 +2,6
Verbraucherpreise 103,8 +1,7 -0,8 +0,4 +0,4 +1,4 +1,5 +1,3
ifo Geschiftsklima Saisonbereinigte Salden

Deutschland* Aug 18 Sep 18 Okt 18 Nov 18 Dez 18 Jan 19 Feb 19 Mrz 19
Klima +27,5 +27,0 +25,0 +23,7 +21,1 +17,6 +15,7 +17,7
Geschiftslage +44.2 +44,2 +42,1 +41,5 +39,6 +38,3 +36,0 +36,6
Geschaftserwartungen +11,9 +11,0 +9,0 +7,2 +4,0 -1,3 -2,9 +0,4
1 Stand Jahre: Januar 2019; Jahresergebnis BIP: Februar 2019; Quartale: Februar 2019.
2 Produktion arbeitstaglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3 Ohne Energie.
4 Im April 2018 l6ste das ifo Geschaftsklima Deutschland den bisherigen Index fiir die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur fiir Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

Ricklaufige Exporte und
Importe

Die nominalen Warenexporte sind im Februar im
Vergleich zum Vormonat saisonbereinigt um 1,3 %
gefallen, nach einem minimalen Anstieg von 0,1 %
im Januar. Gegeniiber dem Vorjahresmonat lagen
die Warenausfuhren um 3,9 % hoher. In EU-Lander
wurden im Februar Waren im Wert von 65,7 Mrd. €
exportiert. Dies entspricht einem Anstieg von 3,8 %
gegeniiber dem Vorjahresmonat. Die Ausfuhren
in den Euroraum erhohten sich um 3,2 %, wih-
rend die Ausfuhren in den Nicht-Euroraum so-
wie in Drittlinder leicht stirker anstiegen (4,8 %
beziehungsweise 4,1 %).

Auch bei den nominalen Warenimporten war ein
Riickgang zum Vormonat (-1,6 %) zu verzeichnen.
Gegenliber dem Vorjahresmonat stiegen die Im-
porte um 5,1 %. Es wurden Waren im Wert von
53,2 Mrd. € aus EU-Landern importiert, was einem
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Anstieg von 6,7 % gegeniiber dem Vorjahreszeit-
raum entspricht. Die Einfuhren aus dem Euroraum
nahmen um 7,5% zu. Aus dem Nicht-Euroraum
und den Drittlindern stiegen die Importe um 5,1 %
beziehungsweise um 3,0 %.

Die Bilanz des Warenhandels (Warenhandel nach
Ursprungswerten, mit Ergdnzungen zum Auflen-
handel) entspricht im Februar 2019 mit 19,1 Mrd. €
dem Vorjahresniveau. Der Leistungsbilanziiber-
schuss lag mit 16,3 Mrd. € um 3,2 Mrd. € unter dem
Wert des Vorjahreszeitraums.

In der fortgesetzt verhaltenen Entwicklung der no-
minalen Warenexporte im Februar dirften sich
die sich abkiihlende weltwirtschaftliche Konjunk-
tur und die damit einhergehenden Nachfrageein-
buffen widerspiegeln. Zusitzlich bestehen wei-
terhin auflenwirtschaftliche Unsicherheiten und
Risiken. Frithindikatoren deuten zudem auf eine
anhaltende Schwiche der Exporte hin. So haben
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sich die ifo Exporterwartungen im Marz merklich
verschlechtert und verzeichneten den niedrigsten
Wert seit Oktober 2012. Insbesondere in der Auto-
mobilindustrie und in der Metallindustrie werden
Exportriickginge erwartet. Dies spiegelt sich auch
in den Auftragseingingen des Verarbeitenden Ge-
werbes aus dem Ausland wider, die im Februar sehr
deutlich riicklaufig waren.

Anhaltend schwache
Industrieproduktion

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe ist im
Februar 2019 gegentiber dem Vormonat um saison-
bereinigt 0,7 % gestiegen (nach +0,0 % im Januar).
Der Anstieg ist im Wesentlichen auf eine deutliche
Ausweitung der Bauproduktion zurlickzufiihren,
die im Februar um saisonbereinigt 6,8 % gegeniiber
dem Vormonat expandierte. Dagegen verzeichnete
die Industrieproduktion im Vormonatsvergleich
einen Riickgang von 0,2 % (nach -0,5 % im Januar).
Im Zweimonatsvergleich ist sie damit um 0,1 %
ricklaufig. Die Produktion von Investitionsgiitern
stieg zwar im Vergleich zum Vormonat um 0,6 %
an, dagegen wurden aber 0,6 % weniger an Vorleis-
tungsgilitern und 1,6 % weniger an Konsumgiitern
hergestellt.

Auch die Industrieumsitze waren im Februar um
saisonbereinigt 1,1 % niedriger als im Vormonat.
Inlandsumsitze verzeichneten einen stirkeren
Riickgang im Vergleich zum Vormonat (-1,4 %) als
die Auslandsumsitze (-0,7 %). Im Zweimonatsver-
gleich liegen die Industrieumsitze um 1,5 % tber
dem Niveau der Vorperiode. Die Auftragseinginge
im Verarbeitenden Gewerbe verringerten sich im
Februar sehr deutlich um saisonbereinigt 4,2 % ge-
genliber dem Vormonat. Wihrend das Auftragsvo-
lumen aus dem Inland im Vergleich zum Vormonat
um 1,6 % sank, war der Riickgang bei Auslandsauf-
tragen mit 6,0 % gegeniiber dem Vormonat sehr
ausgepragt. Auftrage aus dem Euroraum nahmen
dabei um 2,9 % ab und Auftrige aus dem restlichen
Ausland um 7,9 %. Im Zweimonatsvergleich liegen
die Auftragseingidnge nun um 3,7 % unter dem Ni-
veau der Vorperiode.

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage

50

Monatsbericht des BMF
April 2019

Die Industrieindikatoren insgesamt deuten auf
eine fortgesetzte Schwiche in diesem Wirtschafts-
bereich hin. Besonders gravierend zeigt sich die
schwache Entwicklung in den Auftragseingingen
im Verarbeitenden Gewerbe, die im Februar kraf-
tig ricklaufig waren. Der Riickgang der neuen Aus-
landsauftrage bei Investitionsgiitern (-7,4 %) zeigt
die Auswirkungen der abgeschwichten globa-
len Konjunkturdynamik. Aber auch die Auslands-
auftrige bei Vorleistungsgiitern waren im Februar
ricklaufig. Dagegen deuten die Produktion und
Stimmungsindikatoren auf eine anhaltend positive
Entwicklung im Baugewerbe hin.

Verbraucherstimmung leicht
eingetribt, aber weiter intakt

Das Konsumklima blieb laut dem Konsumklimain-
dex der Gesellschaft fir Konsumforschung (GfK)
mit saisonbereinigt 10,8 Punkten im Mairz 2019
weiterhin stabil. Im April wird laut der GfK-Prog-
nose das Konsumklima auf 10,4 Punkte sinken. Ins-
gesamt behauptet das Konsumklima damit weit-
gehend sein hohes Niveau. Es zeigen sich jedoch
uneinheitliche Entwicklungen der Verbraucher-
stimmung. Die weiterhin sehr guten Arbeitsmarkt-
bedingungen sowie steigende Einkommen lassen
die Verbraucher auch zukiinftig von einer positiven
Einkommensentwicklung ausgehen. Die Einkom-
mensaussichten und die Anschaffungsneigung
sind daher im Vormonatsvergleich auf hohem Ni-
veau nur leicht zuriickgegangen. Die Talfahrt der
Konjunkturerwartungen ist im Maérz vorerst ge-
stoppt, jedoch auf sehr niedrigem Niveau. Die Ver-
braucher bleiben somit angesichts der aufenwirt-
schaftlichen Unsicherheiten und Risiken in Sorge.
Trotz des leichten Dampfers bleibt das Konsum-
klima insgesamt intakt und deutet auf eine weiter-
hin positive Entwicklung des privaten Konsums hin.

Die Einzelhandelsumsitze (ohne Kfz) sind im Feb-
ruar 2019 um saisonbereinigt 0,9 % gegeniiber dem
Vormonat gestiegen. Im Vorjahresvergleich haben
sie um 4,7 % zugelegt. Auch das Geschéftsklima im
Einzelhandel hat sich laut dem ifo Geschéftskli-
maindex im Marz 2019 merklich aufgehellt. In den
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meisten Sektoren verbesserte sich die Einschitzung
der aktuellen Lage und die Unternehmer blickten
optimistischer auf die kommenden sechs Monate.
Jedoch konnte die Talfahrt im Verarbeitenden Ge-
werbe auch im Marz nicht gestoppt werden. Die Er-
wartungen fielen hier auf den niedrigsten Wert seit
November 2012. Auch die Bewertung der aktuellen
Lage fiel erneut schlechter aus und spiegelt die Ent-
wicklung der Industrieproduktion wider.

Positive
Arbeitsmarktentwicklung

Die Zahl der Erwerbstitigen (Inlandskonzept)
lag nach Ursprungswerten im Februar 2019 bei
44 82 Millionen Personen (+482.000 Personen
beziehungsweise +1,1% gegeniiber dem Vor-
jahr). Saisonbereinigt nahm die Erwerbstitigen-
zahl um 39.000 Personen gegeniiber dem Vor-
monat zu (Januar: +78.000 Personen). Wie auch in
den Vormonaten beruht der Anstieg der Erwerbs-
tatigkeit Gberwiegend auf dem Zuwachs der so-
zialversicherungspflichtigen Beschiftigung, die
(nach Hochrechnung der Bundesagentur fir Ar-
beit) im Januar bei 33,16 Millionen Personen lag.
Der Vorjahresstand wurde damit um 660.000 Per-
sonen Uberschritten. Saisonbereinigt verzeichnete
die sozialversicherungspflichtige Beschiftigung im
Dezember einen Zuwachs von 61.000 Personen ge-
geniiber dem Vormonat. Die grofiten Zuwichse
zeigten sich im Vorjahresvergleich in der Metall-
und Elektroindustrie sowie bei qualifizierten Un-
ternehmensdienstleistungen. Abnahmen waren
bei der Arbeitnehmeriberlassung und den Finanz-
und Versicherungsdienstleistern zu verzeichnen.

Im Mirz 2019 waren nach Ursprungswerten
2,301 Millionen Personen als arbeitslos registriert.
Das waren rund 72.000 Personen weniger als im
Vormonat und 157.000 Personen weniger als vor
einem Jahr. Die entsprechende Arbeitslosenquote
lag bei 5,1% und damit 0,4 Prozentpunkte un-
ter der Quote des Vorjahresmonats. Die saisonbe-
reinigte Arbeitslosenzahl ist gegeniiber dem Vor-
monat um 7.000 Personen gesunken. Die Zahl der
Erwerbslosen betrug im Februar 2019 nach dem
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Konzept der International Labour Organization
(ILO) 1,36 Millionen Personen. Die Erwerbslosen-
quote lag nach Ursprungszahlen bei 3,1 % (saison-
bereinigt ebenfalls 3,1 %).

Der Stellenindex der Bundesagentur fiir Arbeit
(BA-X), der die Arbeitskraftenachfrage am ersten
Arbeitsmarkt abbildet, ist im Méarz 2019 auf unver-
andert hohem Niveau bei 255 Punkten verblieben.
Im Vergleich zum Vorjahr liegt er um 4 Punkte ho-
her. Die Nachfrage nach neuen Mitarbeitern und
das gesamtwirtschaftliche Stellenangebot bleiben
damit hoch. Frithindikatoren deuten jedoch auf
eine moderatere Arbeitsmarktentwicklung in den
kommenden Monaten hin. Aufgrund der konjunk-
turellen Abschwichung wird ein etwas gedampfter
Abbau der Arbeitslosigkeit erwartet. Auch der Be-
schiftigungsaufbau werde sich demnach insgesamt
verlangsamen.

Moderater
Verbraucherpreisanstieg

Nach Angaben des Statistischen Bundesamts ist
der Verbraucherpreisindex im Marz 2019 im Vor-
jahresvergleich um 1,3 % gestiegen (nach +1,5 % im
Februar). Gegenliber dem Vormonat lag der Anstieg
der Verbraucherpreise bei 0,4 %. Der Harmonisierte
Verbraucherpreisindex stieg im Mirz um 1,4 % im
Vergleich zum Vorjahresmonat. Gegeniiber dem
Vormonat lag der Anstieg bei 0,5 %.

Die Erzeugerpreise gewerblicher Produkte erhoh-
ten sich im Februar 2019 im Vergleich zum Vor-
jahresmonat um 2,6% (-0,1% gegeniiber dem
Vormonat). Der Preisanstieg wurde mafigeblich
durch die steigenden Preise der Energiegiiter be-
stimmt, die im Vergleich zum Vorjahresmonat
um 7,5 % anstiegen (-0,1 % gegenliber dem Vor-
monat). Ohne Berlicksichtigung von Energie lagen
die Erzeugerpreise um 1,3 % iiber dem Niveau des
Vorjahresmonats.

Importierte Gliter verteuerten sich im Februar
um 1,6 % im Vergleich zum Vorjahr (nach +0,8 % im
Januar). Im Vormonatsvergleich lag die Teuerung
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Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht Apl’ll 2019
BIP-Wachstum und ifo Geschéaftsklima Deutschland
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= BIP (Jahresdurchschnitt), real, % zum Vorjahr

Geschaftslage, saisonbereinigte Salden

Geschaftsklima, saisonbereinigte Salden

Im April 2018 6ste das ifo Geschaftsklima Deutschland den bisherigen Index fiir die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen

bei 0,3 %. Die Einfuhrpreise fiir Energie stiegen da-
bei im Vorjahresvergleich um 7,5 % deutlich an.
Insbesondere die Preise fiir Erdgas (+9,8 %) und Mi-
neraldlerzeugnisse (+9,4 %) erhohten sich kraftig.
Erdol verteuerte sich um 5,6 % im Vergleich zum
Vorjahr. Ohne Energie lag der Einfuhrpreisindex
um 0,9 % hoher als im Vorjahr (+0,2 % gegeniiber
dem Vormonat).
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Die Verbraucherpreisinflation entwickelt sich wei-
ter moderat. Die Kerninflation (ohne Energie- und
Nahrungsmittelpreise) fallt mit +1,1 % gegeniiber
dem Vorjahr deutlich geringer aus als im Vormonat
(+1,4 % im Februar) und liegt weiterhin unter den
Wachstumsraten des gesamten Verbraucherpreis-
index. Auch in den kommenden Monaten durfte
die Preisdynamik verhalten bleiben.
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Steuereinnahmen im Marz 2019

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) sind im Mérz 2019 gegentiber dem Vor-
jahresmonat um 4,3 % gestiegen; zum Teil bedingt
durch Sondereffekte. Die Einnahmen aus den ge-
meinschaftlichen Steuern stiegen um 3,1 %, wo-
bei insbesondere das Aufkommen aus der Lohn-
steuer weiterhin kriftig zulegte. Im wichtigen
Vorauszahlungsmonat des Jahres 2019 konnten
sowohl die Korperschaftsteuer als auch die veran-
lagte Einkommensteuer Zuwéchse gegentiber dem
Mairz 2018 erzielen. Die Abgeltungsteuer auf Zins-
und Verduflerungsertrige entwickelt sich dage-
gen weiter stark riickldufig. Bei den Bundessteuern
zeigte sich infolge kassentechnischer Verschiebun-
gen von Versicherung- und Tabaksteueraufkom-
men aus dem Februar in den aktuellen Berichts-
monat Mirz ein Einnahmezuwachs von 10,7 %. Die
Landersteuern wiesen abermals einen betrichtli-
chen Anstieg des Aufkommens um 10,2 % auf.

§ EU-Eigenmittel

Im aktuellen Berichtsmonat Mairz 2019 stiegen
die Zahlungen von EU-Eigenmitteln inklusive der
Zolle um 2,1 % und lagen bei rund 2,6 Mrd. €. Die
Mittelabrufe durch die Europidische Union (EU)
orientieren sich an dem fiir das Jahr 2019 vorge-
sehenen Finanzrahmen, wobei der Haushalt 2019
insgesamt ein hoheres Volumen aufweist als im
Jahr 2018. Die monatlichen Anforderungen der EU
schwanken zudem aufgrund des jeweiligen Finan-
zierungsbedarfs der EU.

Gesamtuberblick kumuliert bis
Marz 2019

Im 1. Quartal 2019 ist das Steueraufkommen ins-
gesamt um 1,8 % gestiegen. Die gemeinschaftlichen
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Steuern wuchsen um 1,6 %, die Bundessteuern
um 0,9 % und die Lindersteuern um 11,9 %.

Verteilung auf Bund, Lander
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundeserginzungszuweisungen ver-
zeichneten im Maérz 2019 einen Zuwachs um 4,9 %
gegeniiber dem Ergebnis im Mérz 2018. Hier zei-
gen sich im Wesentlichen zwei Effekte: Zum ei-
nen ist das Steueraufkommen aus Bundessteuern
aufgrund kassentechnischer Verschiebungen von
Steueraufkommen aus Versicherung- und Tabak-
steuer in den Mirz 2019 rechnerisch erhéht. Zum
anderen waren die Einnahmen aus gemeinschaft-
lichen Steuern im ersten Vorauszahlungsmonat
des Jahres 2019 insgesamt im Plus. Der Anteil des
Bundes am gemeinschaftlichen Steueraufkom-
men erhohte sich um 2,4 %, auch wenn insgesamt
der Bundesanteil an den Steuern vom Umsatz auf-
grund des Gesetzes zur fortgesetzten Beteiligung
des Bundes an den Integrationskosten der Liander
und Kommunen und zur Regelung der Folgen der
Abfinanzierung des Fonds , Deutsche Einheit” ver-
ringert wurde. Die Lander konnten einen Zuwachs
der Steuereinnahmen um 3,7 % verbuchen. Mehr-
einnahmen aufgrund der geinderten Umsatzsteu-
erverteilung sowie ein dynamisches Wachstum des
Aufkommens aus Lindersteuern sind Basis dieses
Zuwachses. Die Einnahmen der Gemeinden aus ih-
rem Anteil an den gemeinschaftlichen Steuern stie-
genum 4,4 %.
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Steuereinnahmen im Marz 2019

B Gemeinschaftliche Steuern

Lohnsteuer

Das Lohnsteueraufkommen entwickelte sich im
Berichtsmonat weiterhin sehr positiv. Das Brut-
toaufkommen der Lohnsteuer stieg im Mérz 2019
um 5,0 % gegeniiber dem Maérz 2018. Hier wirken
weiterhin die stetige Beschiftigungsexpansion sowie

Monatsbericht des BMF
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steigende Einkommen. Das aus dem Lohnsteuerauf-
kommen gezahlte Kindergeld stieg gegentiber dem
Vergleichsmonat des Vorjahres um 2,4 %. Hierbei ist
allerdings zu berticksichtigen, dass die Vorjahresba-
sis aufgrund statistischer Erfassungsprobleme beim
Arbeitgeberkindergeld unterzeichnet ist. Per saldo
erhohte sich das kassenméflige Lohnsteueraufkom-
men gegenliber dem Vorjahresmonat um 5,6 %. Im
1. Quartal 2019 stieg das kassenmaiflige Lohnsteuer-
aufkommen kraftig um 6,0 %.

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr!

Veranderung  Januarbis  Verdnderung Schitzungen Verdnderung
Marz ggl. Vorjahr Mirz ggll. Vorjahr fur 20194 ggl. Vorjahr
2019 in Mio. € in% in Mio. € in% in Mio. € in%
Gemeinschaftliche Steuern
Lohnsteuer? 15.856 +5,6 50.923 +6,0 222.000 +6,6
Veranlagte Einkommensteuer 15.895 +3,4 17.453 -1,1 62.800 +39
Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.033 -23,6 3.982 +13,4 21.740 -6,2
Abgeltungsteuer auf Zins- und 241 -43,6 1.443 -53,2 7.589 +10,1
VerduRerungsertrage (einschlieBlich
ehemaligem Zinsabschlag)
Korperschaftsteuer 8.899 +9,1 9.194 -2,4 33.730 +0,9
Steuern vom Umsatz 16.213 +1,1 60.402 +1,9 246.250 +49
Gewerbesteuerumlage 12 -3,6 82 -53,8 4918 -1,0
Erhohte Gewerbesteuerumlage -1 X 39 -65,8 4.002 -2,6
Gemeinschaftliche Steuern insgesamt 58.148 +3,1 143.519 +1,6 603.029 +4,7
Bundessteuern
Energiesteuer 3.181 +1,0 4.848 -0,3 41.100 +0,5
Tabaksteuer 1.405 +27,4 2.495 +2,9 14.220 -0,8
Alkoholsteuer (vormals Branntweinsteuer) 146 +3,0 579 -2,1 2.120 -0,6
Versicherungsteuer 1.380 +87,9 6.542 +2,4 14.050 +2,0
Stromsteuer 539 -9,2 1.646 -4,6 7.000 +2,1
Kraftfahrzeugsteuer 909 -5,1 2.594 -0,3 9.080 +0,4
Luftverkehrsteuer 83 +0,1 210 +9,1 1.215 +2,4
Solidaritatszuschlag 2.319 +4,1 4.679 +2,0 19.700 +4,1
Ubrige Bundessteuern 105 +4,4 375 -0,2 1.445 +0,6
Bundessteuern insgesamt 10.067 +10,7 23.968 +0,9 109.930 +1,2
Landersteuern
Erbschaftsteuer 634 +28,9 1.705 +19,1 5.972 -12,3
Grunderwerbsteuer 1.293 +5,8 3.976 +11,2 14.280 +1,4
Rennwett- und Lotteriesteuer 156 +0,8 499 +4,1 1.898 +0,2
Biersteuer 41 -7,2 143 +0,2 649 -1,0
Sonstige Landersteuern 156 +0,5 209 +0,7 475 +1,7
Landersteuern insgesamt 2.281 +10,2 6.531 +11,9 23.274 -2,7
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noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr?
Veranderung  Januarbis  Verdnderung Schitzungen Verdnderung
Marz ggli. Vorjahr Marz ggli. Vorjahr fiir 20194 ggll. Vorjahr
2019 in Mio. € in% in Mio. € in % in Mio. € in %
EU-Eigenmittel
Zolle 392 -13,2 1.197 -5,8 5.100 +0,8
Mehrwertsteuer-Eigenmittel 209 +3,8 980 +35,5 2.600 +9,0
BNE-Eigenmittel 1.973 +5,6 9.273 +78,4 28.640 +35,4
EU-Eigenmittel insgesamt 2.573 +2,1 11.450 +59,2 36.340 +27,1
Bund?® 32.316 +4,9 73.398 -4,6 334.177 +3,7
Linder® 30.646 +3,7 77.848 +2,7 319.870 +1,9
EU 2.573 +2,1 11.450 +59,2 36.340 +27,1
Gemeindeanteil an der Einkommen- und 5.352 +4,4 12.519 +3,2 50.946 +4,9
Umsatzsteuer
Steueraufkommen insgesamt (ohne Ge- 70.888 +4,3 175.216 +1,8 741.333 +3,9

meindesteuern)

1 Methodik: KassenmaRige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Griinden kénnen die tatsdchlich von den einzelnen Gebietskdrperschaften im
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbetrdge von den SollgroRen abweichen.

2 Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt fiir Steuern.

3 Nach Erganzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle ,Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Funote 1).

4 Ergebnis Arbeitskreis ,,Steuerschatzungen“ vom November 2018.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

B Kérperschaftsteuer

Im ersten Vorauszahlungsmonat des Jahres 2019
lag das Korperschaftsteueraufkommen brutto mit
einem Plus von 9,0 % deutlich iiber dem Vorjah-
resmonat Mérz 2018, wobei die Vorjahresbasis ver-
gleichsweise gering war. Hiervon abzuziehen ist
ein nur noch marginaler Betrag an Investitions-
zulage. Somit ergab sich im Monat Mérz 2019 eine
Steigerung des kassenmaifligen Korperschaftsteu-
eraufkommens von 9,1 %. Im 1. Quartal 2019 lag
das kassenmaflige Korperschaftsteueraufkommen
um 2,4 % unter dem Vorjahresniveau.

H Veranlagte Einkommensteuer

Das Aufkommen aus veranlagter Einkommen-
steuer brutto stieg im ersten Vorauszahlungsmo-
nat des Jahres 2019 um 4,0 % gegeniiber Mirz 2018.
Nach Abzug von im Vergleich zum Vorjahresmonat
hoheren Arbeitnehmererstattungen (+10,8 %) er-
gab sich ein kassenméfiger Zuwachs von 3,4 %. Im
1. Quartal 2019 lag das kassenmifige Aufkommen
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der veranlagten Einkommensteuer um 1,1 % unter
dem Vorjahresniveau.

Nicht veranlagte Steuern vom
Ertrag

Im Mirz 2019 lag das Bruttoaufkommen der nicht
veranlagten Steuern vom Ertrag um 24,6 % unter
der Vorjahresbasis, nachdem im Vormonat noch
ein Anstieg von 20,1 % zu verzeichnen war. Ver-
bunden mit einem Riickgang der aus dem Auf-
kommen geleisteten Erstattungen durch das Bun-
deszentralamt fiir Steuern (-31,2 %) ergibt sich ein
Riickgang des Kassenaufkommens der nicht ver-
anlagten Steuern vom Ertrag um 23,6 %. Insgesamt
entwickelt sich das Steueraufkommen der nicht
veranlagten Steuern vom Ertrag im Jahresverlauf
sehr volatil und folgt den Ausschiittungsterminen
von Dividendenzahlungen. Wichtiger ist deshalb
der Blick auf das kumulierte Ergebnis. Im 1. Quar-
tal 2019 stieg das kassenméflige Aufkommen der
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 13,4 %.
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Steuereinnahmen im Marz 2019

Abgeltungsteuer auf Zins- und
VerduRerungsertrage

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins-
und Verduflerungsgewinne verzeichnete im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat abermals einen krif-
tigen Riickgang von 43,6 %. Im 1. Quartal 2019
verringerte sich das kassenmaflige Aufkommen aus
der Abgeltungsteuer auf Zins- und VerdufRerungser-
trage um 53,2 %. Der statistisch nicht erfasste Anteil
der Steuern auf Verduflerungserlose am Gesamtauf-
kommen der Steuerart liegt vermutlich dieses Jahr
bisher deutlich niedriger als im Jahr 2018.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ver-
zeichnete im Mirz 2019 einen vergleichsweise
moderaten Anstieg von 1,1 % gegenliber dem
Vorjahresmonat. Das Aufkommen der Binnenum-
satzsteuer stieg lediglich um 0,1 %, die Einnahmen
aus der Einfuhrumsatzsteuer stiegen um 3,8 %. Er-
fahrungsgemaf entwickelt sich das Steueraufkom-
men aus den Steuern vom Umsatz im Jahresverlauf
volatil. Im 1. Quartal 2019 stieg das kassenmaéfige
Aufkommen der Steuern vom Umsatz um 1,9 %,
was mit Blick auf die Entwicklung der verfiigbaren
Einkommen moderat ausfillt.

B Bundessteuern

Das Aufkommen aus Bundessteuern lag im
Mirz 2019 mit einem Plus von 10,7 % deutlich

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
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iber dem Vorjahresniveau. Wesentliche Ursachen
sind - wie bereits im Vormonat angemerkt - kas-
sentechnische Verschiebungen von Tabak- und
Versicherungsteueraufkommen vom Februar in
den aktuellen Berichtsmonat. Dies verzerrt den
Blick im direkten Monatsvergleich zum Mirz 2018.
Die Zuwichse waren hier beim Tabaksteuerauf-
kommen 27,4 % sowie beim Aufkommen aus
der Versicherungsteuer 87,9 %. Weitere aufkom-
mensrelevante Steigerungen waren beim Solida-
ritdtszuschlag (+4,1 %) sowie beim Aufkommen
aus der Energiesteuer (+1,0 %) zu verzeichnen. Ein
geringeres Steueraufkommen im Vergleich zum
Mirz 2018 zeigte sich beim Kraftfahrzeug- (-5,1 %)
sowie beim Stromsteueraufkommen (-9,2 %). Die
Verdnderungen bei den ibrigen Steuerarten hatten
betragsmaflig nur geringen Einfluss auf das Gesam-
tergebnis der Bundessteuern.

B Lindersteuern

Das Aufkommen der Lindersteuern erhohte sich
im Marz 2019 um 10,2 % gegeniiber dem Vorjah-
resmonat. Ursachlich hierfiir waren héhere Grund-
erwerb- (+5,8 %)
men (+28,9 %). Hohere Einnahmen waren zudem
bei der Feuerschutzsteuer (+0,5 %) sowie der Renn-
wett- und Lotteriesteuer (+0,8 %) zu verzeichnen.
Beim Biersteueraufkommen zeigte sich ein Riick-
gang von 7,2 % im Vergleich zum Vorjahresmonat.
Letzterer erklart sich aus aktuell laufenden Erstat-
tungen aufgrund eines Urteils des Europiischen
Gerichtshofs (C-30/17 vom 17. Mai 2018) zu Bier-
mischgetrinken und aromatisiertem Bier.

sowie Erbschaftsteuereinnah-
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis

einschlieflich Marz 2019

B Einnahmen

Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich
im 1. Quartal 2019 auf 78,4 Mrd. €. Damit sind die
Einnahmen um 3,8 % (rund 3,1 Mrd. €) niedriger als
im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Dabei san-
ken die Steuereinnahmen (inklusive der EU-Eigen-
mittelabfliisse) um 4,9 % (3,7 Mrd. €). Ein wesent-
licher Grund ist eine um rund 4,1 Mrd. € hohere
Zahlung von BNE-Eigenmitteln an die Europii-
sche Union (EU) als in den ersten drei Monaten des
Jahres 2018.

Die sonstigen Einnahmen lagen kumuliert bis Marz
um 10,2 % (rund 0,6 Mrd. €) iiber dem entsprechen-
den Vorjahresniveau. Dies war hauptsichlich auf
die Abfiihrung des Bundesbankgewinns zuriickzu-
fihren, die mit 2,4 Mrd. € um rund 0,5 Mrd. € ho-
her ausfiel als im vergangenen Jahr.

B Ausgaben

Die Ausgaben des Bundeshaushalts beliefen sich
im 1. Quartal 2019 auf 88,4 Mrd. € und lagen da-
mit um 3,0% (rund 2,6 Mrd.€) uber dem ent-
sprechenden Vorjahresniveau. In 6konomischer
Gliederung werden die Ausgaben des Bundeshaus-
halts nach konsumtiven und investiven Ausgaben
unterschieden.

Der Anstieg der Ausgaben im betrachteten Zeit-
raum resultiert vor allem aus héheren konsumti-
ven Ausgaben (+3,3 % beziehungsweise +2,7 Mrd. €).
In absoluter Verinderung zum Vorjahr hatten die
Zuschiisse an Sozialversicherungen mit einem
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Plus von rund 1,2 Mrd. € gegeniiber dem 1. Quar-
tal 2018 den grofiten Anteil an den héheren kon-
sumtiven Ausgaben. Die prozentuale Verinderung
gegeniiber dem Vorjahr fiel bei den militarischen
Beschaffungen am hochsten aus (+28,4 %), gefolgt
von der Zunahme der laufenden Zuweisungen an
Verwaltungen um 11,7 %.

Die hoheren laufenden Zuweisungen an Verwal-
tungen im Vergleich zum entsprechenden Vorjah-
resniveau beinhalten vor allem Erstattungen des
Bundes an die Linder fiir die Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung. Im Vorjahr wur-
den entsprechende Mittel fiir das 4. Quartal 2017 je-
weils etwa zur Halfte zu Lasten des Haushalts 2017
und zu Lasten des Haushalts 2018 abgerufen. In-
zwischen dirfen die Linder die Mittel fir das
letzte Quartal eines Jahres nicht mehr tberjihrig,
sondern nur noch zulasten des folgenden Haus-
haltsjahres abrufen. Fiir den Bund wird damit Pla-
nungssicherheit hinsichtlich der vier jahrlich zu er-
wartenden Mittelabrufe der Lander geschaffen. Der
Abruf fiir das vollstandige 4. Quartal 2018 fiir die
Erstattungen des Bundes fiir die Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung ist im Januar
und Februar erfolgt. Ab Mirz erfolgen die Abrufe
fiir das 1. Quartal des laufenden Jahres.

Die um 22,0 % niedrigeren Zinsausgaben gegen-
tiber dem entsprechenden Vorjahresniveau dampf-
ten den Anstieg der konsumtiven Ausgaben.

Investiv wurden Mittel von rund 5,9 Mrd. € veraus-
gabt und damit nahezu genauso viel wie vor einem
Jahr.
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis einschlieRlich Marz 2019

B Finanzierungssaldo

Im Zeitraum Januar bis Marz 2019 wies der Bun-
deshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 10 Mrd. €
auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im Laufe

des Haushaltsjahres starken Schwankungen und
beeinflussen somit die eingesetzten Kassenmittel

Entwicklung des Bundeshaushalts

Monatsbericht des BMF
April 2019

in den einzelnen Monaten in unterschiedlichem
Mafle. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im Jah-
resverlauf in der Regel starke Schwankungen. Die
unterjdhrige Entwicklung des Finanzierungssaldos
und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind daher
keine Indikatoren, aus denen sich die erforderliche
Nettokreditaufnahme und der Finanzierungssaldo
am Jahresende errechnen lassen. Dies gilt in beson-
derem Mafle zu Beginn eines Jahres.

Ist-Entwicklung®

Ist 2018 Soll 2019 Marz 2019
Ausgaben (Mrd. €)* 336,7 356,4 88,4
Unterjahrige Veranderung gegeniiber Vorjahr in % +3,0
Einnahmen (Mrd. €)® 347,6 350,6 78,4
Unterjahrige Veranderung gegeniiber Vorjahr in % -3,8
Steuereinnahmen (Mrd. €) 322,4 325,5 71,5
Unterjahrige Veranderung gegenuber Vorjahr in % -4,9
Finanzierungssaldo (Mrd. €) 10,9 -5,8 -10,0
Deckung/Verwendung: -10,9 5,8 10,0
Kassenmittel (Mrd. €) - - 64,9
Miinzeinnahmen (Mrd. €) 0,3 0,3 -0,1
Saldo der Riicklagenbewegungen# -11,2 5,5 0,0
Nettokreditaufnahme/unterjihriger Kapitalmarktsaldo® (Mrd. €) 0,0 0,0 -54,8

Abweichungen durch Rundung der Zahlen méglich.
1 Buchungsergebnisse.

2 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zufiihrungen an Ricklagen und der Ausgaben zur Deckung
eines kassenmaRigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

3 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Riicklagen und der Einnahmen aus kassenméfigen
Uberschiissen sowie der Miinzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

4 Negative Werte stellen Ricklagenbildung dar.
5 (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen
Ist-Entwicklung Unterjihrige
Veranderung
Ist Soll Januar bis  Januarbis  gegeniiber
2018 2019 Marz 2018 Marz 2019 Vorjahr
Anteil Anteil
inMio.€ in% inMio.€ in% in Mio. € in%
Allgemeine Dienste 80.341 23,9 89.945 25,2 18.345 20.157 +9,9
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 9.245 2,7 10.163 2,9 1.641 1.701 +3,7
Verteidigung 38.303 11,4 42.649 12,0 8.833 9.671 +9,5
Politische Flihrung, zentrale Verwaltung 16.920 5,0 19.039 53 4.598 4.921 +7,0
Finanzverwaltung 4733 1,4 5.329 1,5 1.125 1.203 +7,0
Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle Ange- 23.070 6,9 25.696 7,2 3.469 4.001 +15,3
legenheiten §°
Forderung fir Schiiler, Studierende, Weiterbil- 3.498 1,0 4.062 1,1 966 936 -3,1 E
dungsteilnehmende E
L
Wissenschaft, Forschung, Entwicklung auRerhalb 12.861 3,8 14.444 4,1 1.449 1.650 +139 g
der Hochschulen >
1%}
Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeits- 172.190 51,1 179.537 50,4 49.688 51.320 +3,3 ug
marktpolitik 5
)
Sozialversicherungen einschlieRlich Arbeitslosen- 114.730 34,1 119.249 33,5 35.364 36.552 +3,4 =
versicherung =
9
darunter: 75’
=
Allgemeine Rentenversicherung 85.190 25,3 89173 25,0 27.186 28.318 +4,2 é
Arbeitsmarktpolitik 36.810 10,9 37.631 10,6 9.116 8.892 -2,5
darunter:
Arbeitslosengeld II nach SGB II 20.543 6,1 20.600 5,8 5.521 5.371 -2,7
Leistungen des Bundes fir Unterkunft und 7.023 2,1 6.700 1,9 1.719 1.574 -8,4
Heizung nach dem SGB II
Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. &. 8.970 2,7 9.191 2,6 2.252 2.339 +3,9
Soziale Leistungen fir Folgen von Krieg und 1.830 0,5 2.098 0,6 561 555 -1,2
politischen Ereignissen
Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 2.477 0,7 3.720 1,0 388 558 +43,7
Wohnungswesen, Raumordnung und kommunale 2.947 0,9 3.783 1,1 601 587 -2,3
Gemeinschaftsdienste
Wohnungswesen, Wohnungsbaupramie 2.202 0,7 2.785 0,8 508 495 -2,6
Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten 1.087 0,3 1.423 0,4 110 117 +6,0
Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, Dienst- 4.316 1,3 5.100 1,4 1.477 1.369 -7,3
leistungen
Regionale FérderungsmaRnahmen 694 0,2 1.304 0,4 57 98 +72,5
Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 1.411 0,4 1.403 0,4 1.067 966 -9,4
Verkehrs- und Nachrichtenwesen 21.943 6,5 22.134 6,2 3.475 3.698 +6,4
StraRen 10.620 3,2 10.790 3,0 1.339 1.614 +20,6
Eisenbahnen und 6ffentlicher Personennahverkehr 6.903 2,1 6.267 1,8 1.134 1.042 -8,0
Allgemeine Finanzwirtschaft 28.339 8,4 25.062 7,0 8.214 6.562 -20,1
Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang 16.451 49 17.533 4,9 6.622 5.172 -219
mit der Schuldenaufnahme
Ausgaben insgesamt* 336.710 100,0 356.400 100,0 85.768 88.370 +3,0

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zufihrungen an Riicklagen und der Ausgaben zur Deckung
eines kassenmaRigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis einschlieRlich Marz 2019 Apl’il 2019
Entwicklung der Bundesausgaben nach 6konomischen Arten
Ist-Entwicklung Unterjéhrige
Veranderung
Ist Soll Januar bis  Januar bis gegeniiber
2018 2019 Mirz 2018  Marz 2019 Vorjahr
Anteil Anteil
in Mio. € in % in Mio. € in% in Mio. € in %
Konsumtive Ausgaben 298.613 88,7 318.614 89,4 79.838 82.498 43,3
Personalausgaben 32.718 9,7 34.646 9,7 8.868 9.200 +3,7
Aktivbeziige 23.921 7,1 25.596 7,2 6.368 6.602 +3,7
Versorgung 8.797 2,6 9.049 2,5 2.499 2.597 +3,9
Laufender Sachaufwand 30.058 8,9 35.570 10,0 5.491 5.992 +9,1
Séchliche Verwaltungsaufgaben 15.585 4,6 16.968 4.8 3.393 3.529 +4,0
Militarische Beschaffungen 11.813 3,5 15.568 4.4 1.657 2.127 +28,4
Sonstiger laufender Sachaufwand 2.660 0,8 3.035 0,9 441 336 -23,8
Zinsausgaben 16.447 4,9 17.524 4,9 6.621 5.165 -22,0
Laufende Zuweisungen und Zuschiisse 218.604 64,9 229.909 64,5 58.570 61.830 +5,6
an Verwaltungen 28.278 8,4 29.151 8,2 5.908 6.597 +11,7
an andere Bereiche 190.326 56,5 200.759 56,3 52.662 55.234 +4,9
darunter:
Unternehmen 28.291 8,4 32.383 9,1 6.017 6.682 +11,1
Renten, Unterstiitzungen u. a. 29.482 8,8 29.850 8,4 7.893 7.802 -1,2
Sozialversicherungen 120.764 359 124.882 35,0 36.596 37.836 +3,4
Sonstige Vermogensiibertragungen 786 0,2 965 0,3 288 311 +8,0
Investive Ausgaben 38.097 11,3 38.946 10,9 5.930 5.872 -1,0
Finanzierungshilfen 27.899 8,3 27.969 7,8 4.766 4.526 -5,0
Zuweisungen und Zuschsse 26.030 7,7 26.297 7,4 4.538 4.253 -6,3
Darlehensgewahrungen, Gewahrleistungen 1.480 0,4 1.170 0,3 116 134 +15,5
Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen 390 0,1 502 0,1 113 139 +23,0
Sachinvestitionen 10.198 3,0 10.977 3,1 1.164 1.346 +15,6
BaumaRnahmen 7.903 2,3 8.086 2,3 788 942 +19,5
Erwerb von beweglichen Sachen 1.567 0,5 2.119 0,6 265 299 +12,8
Grunderwerb 727 0,2 771 0,2 111 105 -5,4
Globalansitze 0 0,0 -1.160 -0,3 0 0 X
Ausgaben insgesamt* 336.710 100,0 356.400 100,0 85.768 88.370 +3,0

1 Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zufiihrungen an Riicklagen und der Ausgaben zur Deckung

eines kassenmaRigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis einschlieRlich Marz 2019 Apl’il 2019
Entwicklung der Einnahmen des Bundes
Ist-Entwicklung Unterjahrige
Veranderung
Ist Soll Januar bis  Januar bis gegeniiber
2018 2019 Marz 2018  Marz 2019 Vorjahr
Anteil Anteil
in Mio. € in% in Mio. € in% in Mio. € in%
Steuern 322.386 92,7 325.491 92,8 75.185 71.494 -4,9
Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 264.106 76,0 273.027 77,9 63.752 64.049 +0,5
Einkommen- und Korperschaftsteuer 145.535 41,9 150.063 42,8 33.991 34.405 +1,2
(einschlieRlich Abgeltungsteuer auf Zins-
und VerauRerungsertrage)
davon:
Lohnsteuer 88.520 25,5 92.301 26,3 18.669 19.797 +6,0
Veranlagte Einkommensteuer 25.678 7,4 26.688 7,6 7.498 7.417 -1,1 gp
Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 11.592 3,3 10.870 3,1 1.758 1.959 +11,4 E
Abgeltungsteuer auf Zins- und VerauRe- 3.033 0,9 3.339 1,0 1.356 635 -53,2 LIE_
rungsertrage =
Kérperschaftsteuer 16.713 4.8 16.865 4.8 4,709 4,597 -2,4 Z
Steuern vom Umsatz 116.512 33,5 120.926 34,5 29.688 29.609 -0,3 E
Gewerbesteuerumlage 2.058 0,6 2.038 0,6 74 34 -54,1 é
Energiesteuer 40.882 11,8 41.100 11,7 4.865 4.848 -0,3 %
Tabaksteuer 14.339 4,1 14.220 4,1 2.425 2.495 +29 E—‘
Solidaritatszuschlag 18.927 5,4 19.700 5,6 4.587 4.679 +2,0 %
Versicherungsteuer 13.779 4,0 14.050 4,0 6.388 6.542 +2,4
Stromsteuer 6.858 2,0 7.000 2,0 1.725 1.646 -4,6
Kraftfahrzeugsteuer 9.047 2,6 9.080 2,6 2.602 2.594 -0,3
Alkoholsteuer 2.135 0,6 2.122 0,6 592 579 -2,2
Kaffeesteuer 1.037 0,3 1.045 0,3 243 246 +1,2
Luftverkehrsteuer 1.187 0,3 1.215 0,3 193 210 +8,8
Schaumweinsteuer 395 0,1 396 0,1 132 129 -2,3
Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 1 1 +0,0
Abzugsbetrige
Konsolidierungshilfen an die Lander 800 X 800 X 0 0 X
Erganzungszuweisungen an Lander 8486 X 7.783 X 2026 1860 -8,2
BNE-Eigenmittel der EU 21.147 X 28.640 X 5.197 9.273 +78,4
Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 2.385 X 2.600 X 723 980 +35,5
Zuweisungen an Lander fiir OPNV 8.498 X 8.651 X 2.124 2.163 +1,8
Zuweisung an die Lander fir Kfz-Steuer und 8.992 X 8.992 X 2.248 2.248 +0,0
Lkw-Maut
Sonstige Einnahmen 25.200 7,3 25.123 7,2 6.271 6.908 +10,2
Einnahmen aus wirtschaftlicher Tatigkeit 5.682 1,6 5.640 1,6 1.951 2.492 +27,7
Zinseinnahmen 340 0,1 280 0,1 77 63 -18,2
Darlehensriickfliisse, Beteiligungen, Privatisie- 2.371 0,7 2.314 0,7 265 237 -10,6
rungserlose
Einnahmen insgesamt* 347.586 100,0 350.614 100,0 81.456 78.401 -3,8

1 Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Riicklagen und der Einnahmen aus kassenmaRigen
Uberschiissen sowie der Miinzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Lainderhaushalte bis
einschliefdlich Februar 2019

Nach den ersten beiden Monaten des Jahres 2019
betrug der Finanzierungssaldo der Linderge-
samtheit etwa 0,5 Mrd. € und fallt damit um rund
1,5 Mrd. € hoher aus als im entsprechenden Vor-
jahreszeitraum. Aus der Entwicklung in den ers-
ten zwei Monaten konnen allerdings noch keine
Riickschliisse auf den weiteren Jahresverlauf ge-
zogen werden. Auf die Darstellung der iblichen
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Schaubilder wurde verzichtet, da sie nur geringe
Aussagekraft haben.

Die Einnahmen und Ausgaben der Liander bis
einschliefflich Februar sind im statistischen An-
hang der Online-Version des Monatsberichts
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgefiihrt.
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Finanzmarkte und Kreditaufnahme des Bundes

Entwicklung von Schulden,
Kreditaufnahme, Tilgungen
und Zinsen

Im Mairz 2019 wurden fiir den Bundeshaushalt
und seine Sondervermodgen insgesamt Kredite
im Volumen von 20,2 Mrd. € aufgenommen und
13,0 Mrd. € getilgt. Im Mairz betrug der Schulden-
dienst insgesamt aber nur 12,4 Mrd. €, weil saldiert
Zinsen in Hohe von 0,6 Mrd. € vereinnahmt wor-
den waren.

Der Schuldenstand zum 31. Mérz 2019 hat sich
gegeniiber Ende Dezember 2018 um 5,4 Mrd. €
auf 1.075,6 Mrd. € erhoht. Von den Schulden wa-
ren fir die Finanzierung des Bundeshaushalts
1.026,5 Mrd.€, des Finanzmarktstabilisierungs-
fonds 30,0 Mrd. € (darunter 7,4 Mrd. € fur die Dar-
lehensgewdhrung an Abwicklungsanstalten gemaf:
§ 9 Abs. 5 Finanzmarktstabilisierungsgesetz) und
des Investitions- und Tilgungsfonds 19,1 Mrd. €
eingesetzt.

Im Mairz lagen die Schwerpunkte der Kreditauf-
nahme auf den Emissionen einer 2-jihrigen Bun-
desschatzanweisung und einer 5-jahrigen Bun-
desobligation mit jeweils einem Nominalvolumen
von 4 Mrd. €, einer 10-jahrigen Bundesanleihe mit
einem Nominalvolumen von 3 Mrd. € sowie einer
30-jahrigen Bundesanleihe mit einem Nominalvo-
lumen von 1 Mrd. €. Zudem stockte der Bund Un-
verzinsliche Schatzanweisungen des Bundes mit
einem Nominalvolumen von 4 Mrd. € und eine in-
flationsindexierte Anleihe des Bundes mit einem
Emissionsbetrag von 750 Mio. € auf.

Der Eigenbestand verringerte sich im Méarz gegen-
uber dem Vormonat um 0,4 Mrd. € auf ein Volumen
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von insgesamt 53,0 Mrd. €. Weitere Einzelheiten zu
den Schuldenstinden sowie ihrer Verinderung in-
folge von Kreditaufnahme und Tilgungen zeigt die
Tabelle ,Entwicklung der Verschuldung des Bun-
deshaushalts und seiner Sondervermdégen im Mo-
nat Mirz 2019“ Eine detaillierte Aufstellung der
Kreditaufnahme, der Tilgungs- und Zinszahlungen
sowie der Schuldenstinde des Bundeshaushalts
und seiner Sondervermoégen ist im statistischen
Anhang des Monatsberichts enthalten. Dartiber hi-
naus enthilt der statistische Anhang auch eine 1an-
gere Datenreihe der Verschuldung, gruppiert nach
Restlaufzeitklassen.

Die Tabelle ,Entwicklung von Umlaufvolumen
und Eigenbestinde an Bundeswertpapieren® zeigt
das Umlaufvolumen der emittierten Bundeswert-
papiere wie auch die Eigenbestinde jeweils zu
Nennwerten.

Die Abbildung ,Struktur der Verschuldung des
Bundeshaushalts nach Instrumentenarten per
31. Mirz 2019 zeigt die Verteilung der vom Bund
und seinen Sondervermogen eingegangenen Ge-
samtschulden nach Instrumentenarten. Mit 45,3 %
entfallt der grofite Anteil der Schuld auf 10-jih-
rige Bundesanleihen, gefolgt von den 30-jahrigen
Bundeanleihen mit 20,6 %, den Bundesobligati-
onen mit 16,6 %, den Bundesschatzanweisungen
mit 8,3 % den inflationsindexierten Bundeswertpa-
pieren mit 6,2 % und den Unverzinslichen Schatz-
anweisungen mit einem Anteil von 1,7%. Ein
Anteil von 1,1 % der Schulden entfallt auf Schuld-
scheindarlehen und sonstige Kredite.

Von den Schulden des Bundes sind 98,7 % in Form
von Inhaberschuldverschreibungen verbrieft, bei
denen die konkreten Glaubiger dem Emittenten
Bund nicht bekannt sind.
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Finanzmérkte und Kreditaufnahme des Bundes Apl’il 2019
Entwicklung der Verschuldung des Bundeshaushalts und seiner Sondervermdgen
in Mio. €
Kredit- Schuldenstand-
aufnahme Tilgungen sinderung
Schuldenstand (Zunahme) (Abnahme) Schuldenstand (Saldo)
Stichtag/Periode  28.Februar 2019 Marz 2019 Marz 2019 31. Mérz 2019 Marz 2019
Haushaltskredite 1.068.461 20.163 -13.017 1.075.607 7.146
nach Verwendung
Bundeshaushalt 1.022.086 16.559 -12.113 1.026.532 4.446
Finanzmarktstabilisierungsfonds 27.310 3.296 -596 30.010 2.700
Investitions- und Tilgungsfonds 19.066 307 -307 19.066 -0
nach Instrumentenarten
Bundeswertpapiere 1.056.296 20.163 -13.017 1.063.442 7.146
Bundesanleihen 701.354 7.249 - 708.603 7.249
30-jahrige Bundesanleihen 220.676 1.165 - 221.841 1.165
10-jahrige Bundesanleihen 480.677 6.084 - 486.762 6.084
Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 65.859 672 - 66.531 672
30-jahrige inflationsindexierte Anleihen 7.874 32 - 7.906 32
des Bundes
10-jahrige inflationsindexierte Anleihen 57.985 639 - 58.624 639
des Bundes
Bundesobligationen 174.708 4.193 - 178.900 4.193
Bundesschatzanweisungen 97.973 4.809 -13.000 89.782 -8.191
Unverzinsliche Schatzanweisungen des 15.048 3.240 - 18.288 3.240
Bundes
Sonstige Bundeswertpapiere 1.354 = -17 1.338 -17
Schuldscheindarlehen 7.690 = - 7.690 -
Sonstige Kredite und Buchschulden 4.475 = - 4.475 -
nach Restlaufzeiten
Bis 1 Jahr 140.117 143.149 3.031
Uber 1 Jahr bis 4 Jahre 339.831 332.339 -7.492
Uber 4 Jahre 588.513 600.120 11.607
nachrichtlich®:
Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 5.070 4.191 -879
inflationsindexierter Bundeswertpapiere
Rucklagen gemaR Schlusszahlungsfinanzie- 3.548 3.566 17

rungsgesetz (SchlussFinG)

1 Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbeding-
ten Erhéhungsbetrage auf die urspriinglichen Emissionsbetrage. Die Riicklage enthalt dagegen nur jene Erhéhungsbetrage, die sich
jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres (§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflati-
onsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben.

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen maglich.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Finanzmérkte und Kreditaufnahme des Bundes Apl’il 2019
Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestdnde an Bundeswertpapieren
in Mio. €
Kredit- Schuldenstands-
aufnahme Tilgungen anderung
Schuldenstand (Zunahme) (Abnahme) Schuldenstand (Saldo)
Stichtag/Periode 28. Februar 2019 Mirz 2019 Marz 2019 31. Mirz 2019 Mirz 2019
Emissionen — Haushaltskredite - 1.056.296 20.163 -13.017 1.063.442 7.146
Umlaufvolumen 1.109.653 19.763 -13.017 1.116.399 6.746
30-jahrige Bundesanleihen 228.500 1.000 - 229.500 1.000
10-jahrige Bundesanleihen 505.000 6.000 - 511.000 6.000
30-jahrige inflationsindexierte 8.150 - - 8.150 -
Anleihen des Bundes
10-jahrige inflationsindexierte 59.600 750 - 60.350 750
Anleihen des Bundes
Bundesobligationen 186.000 4.000 - 190.000 4.000
Bundesschatzanweisungen 106.000 4.000 -13.000 97.000 -9.000
Unverzinsliche Schatzanweisungen 15.048 4.013 - 19.061 4.013
des Bundes
Sonstige Bundeswertpapiere 1.354 = -17 1.338 -17
Eigenbestdnde -53.357 400 - -52.957 400

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen maglich.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Am 21. Mirz 2019 bestitigte die Finanzagentur, dass
die Emissionsplanung des Bundes fiir das 2. Quar-
tal 2019 gegeniiber der verdffentlichten Jahresvor-
schau unverdndert bleibt. Details zu den geplan-
ten Auktionen der nominalverzinslichen 30- und
10-jahrigen Bundesanleihen, 5-jahrigen Bundesob-
ligationen, 2-jahrigen Bundesschatzanweisungen,
inflationsindexierten Bundeswertpapiere und Un-
verzinslichen Schatzanweisungen des Bundes kon-
nen der Internetseite der Bundesrepublik Deutsch-
land - Finanzagentur GmbH (Finanzagentur) sowie
den Pressemitteilungen zum Emissionskalender?

1 http://www.deutsche-finanzagentur.de/de/institutionelle-
investoren/primaermarkt/emissionsplanung/

entnommen werden. Sie enthalten auch eine jeweils
prazisierte vierteljahrliche Vorschau der Tilgungs-

zahlungen bis Ende des Jahres 2019.

Ferner veroffentlicht die Finanzagentur auch eine
detaillierte Ubersicht iiber die durchgefithrten Auk-

tionen von Bundeswertpapieren.?

2 http://www.deutsche-finanzagentur.de/de/institutionelle-
investoren/primaermarkt/auktionsergebnisse/
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Finanzmarkte und Kreditaufnahme des Bundes

Struktur der Verschuldung des Bundeshaushalts nach Instrumentenarten per 31. Mérz 2019

in%

B Bundesobligationen
16,6

B 30-jdhrige
Bundesanleihen
20,6

B Bundesschatz-
anweisungen
83

B [nflationsindexierte
Bundeswertpapiere
62

] Unverzinsliche

Schatzanweisungen des

Bundes
1,7
B Schuldscheindarlehen
m  10ihrige und sonstige Kredite
Bundesanleihen
45,3

| Sonstige
Bundeswertpapiere
0,1

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Finanzmérkte und Kreditaufnahme des Bundes Apl’ll 2019
Kreditaufnahme des Bundeshaushalts und seiner Sondervermégen bis Marz 2019
in Mio. €
30-jdhrige Bundesanleihen _ 3.894
Inflationsindexierte
. 1.884
Bundeswertpapiere
(T
N
o c
b | v £
anweisungen des Bundes [
2
=}
Sonstige Bundeswertpapiere ‘ 0 :'n_'
=
S
0 5.000 10.000 15.000 20.000 *E
=
()
Quelle: Bundesministerium der Finanzen =
E
<
Schuldenstand des Bundeshaushalts und seiner Sondervermégen 2019
Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug Sept Okt Nov Dez

Kreditart in Mrd. €

30-jahrige Bundesanleihen 219,3 220,7 2218 - - - - = - - - -
10-jahrige Bundesanleihen 478,1 480,7 486,8 = - - - = - = - -

Inflationsindexierte Bun- 65,1 65,9 66,5 - - - - - - - - -
deswertpapiere

Bundesobligationen 186,6 174,7 1789 - - - - - - - - -
Bundesschatzanweisungen 92,9 98,0 89,8 - - - - - - - - -
Unverzinsliche Schatzan- 18,3 15,0 18,3 - - - - - - - - -
weisungen des Bundes

Sonstige Bundeswert- 1,4 1,4 1,3 - - - - - - - - -
papiere

Schuldscheindarlehen 7,7 7,7 7,7 - - - - - - - - -
Sonstige Kredite und 4,5 4,5 4,5 - - - - - - - - -
Buchschulden

Insgesamt 1.073,7 1.068,5 1.075,6 - - - - - - - - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen maglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Finanzmarkte und Kreditaufnahme des Bundes Apl’ll 2019
Bruttokreditbedarf des Bundeshaushalts und seiner Sondervermégen 2019
Summe
Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug  Sept Okt Nov Dez insgesamt
Kreditart in Mrd. €
30-jihrige 1,3 1,4 1,2 - - - - - - - - - 39
Bundesanleihen
10-jahrige 99 26 61 - - - - - - - - - 18,6
Bundesanleihen
Inflationsindexierte 0,4 0,8 0,7 - - - - - - - - - 1,9
Bundeswertpapiere
Bundesobligationen 3,7 4,1 4,2 - - - - - - - - - 12,1
Bundesschatzanwei- 6,9 5,1 4,8 - - - - - - - - - 16,8
sungen
Unverzinsliche 53 3,8 3,2 - - - - - - - - - 12,4
Schatzanweisungen
des Bundes
Sonstige Bundes- 0,0 - - - - - - - - - - - 0,0
wertpapiere
Schuldscheindarlehen - = - = - = - = - - - - -
Sonstige Kredite und - = - = - = - = - = - = -
Buchschulden
Insgesamt 27,6 17,8 20,2 - - - - - - - - - 65,6
Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen maglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
Tilgungen des Bundeshaushalts und seiner Sondervermdgen 2019
Summe
Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug  Sept Okt Nov Dez insgesamt
Kreditart in Mrd. €
30-jahrige - - - - - - - - - - - - -
Bundesanleihen
10-jahrige 24,0 = - = - = - = - = - = 24,0
Bundesanleihen
Inflationsindexierte - = - = - = - = - - - - -
Bundeswertpapiere
Bundesobligationen - 16,0 - - - - - - - - - - 16,0
Bundesschatzanwei- - - 13,0 - - - - - - - - - 13,0
sungen
Unverzinsliche - 7,0 - - - - - - - - - - 7,0
Schatzanweisungen
des Bundes
Sonstige Bundeswert- 0,0 0,0 0,0 - - - - - - = B = 0,0
papiere
Schuldscheindarlehen - 0,1 - - - - - - - - - - 0,1
Sonstige Kredite und - = - = - = - = - = - = -
Buchschulden
Insgesamt 240 231 13,0 = - = - = - = - = 60,1

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen moglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Verzinsung der Schulden des Bundeshaushalts und seiner Sondervermégen 2019
Summe
Jan Feb Mrz Apr Mai Jun Jul Aug  Sept Okt Nov Dez insgesamt
Kreditart in Mrd. €

30-jihrige 36 -06 -0 - - - - - - - - - 2,8
Bundesanleihen
10-jihrige 2,0 1,0 -0 - - - - - - - - - 2,9
Bundesanleihen
Inflationsindexierte -0,1 -0,1 -0,1 - - - - - - - - - -0,3
Bundeswertpapiere
Bundesobligationen -0,1 0,1 -0,1 - - - - - - - - - -0,0
Bundesschatzanwei- -0,1 -0,1 -0,0 - - - - - - - - - -0,1
sungen
Unverzinsliche 0,0 -0,0 0,0 - - - - - - - - - -0,0
Schatzanweisungen
des Bundes
Sonstige Bundes- 0,0 0,0 0,0 - - - - - - - - - 0,0
wertpapiere
Schuldscheindar- 0,0 0,0 0,0 - - - - - - - - - 0,1
lehen
Sonstige Kredite und - = - = - = - = - = - = -
Buchschulden
Insgesamt 5,5 0,3 -0,6 - - - - - - - - - 5,2

Verzinsung: Zinseinnahmen (-), Zinsausgaben (+); Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen méglich.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Die Marktentwicklung im
1. Quartal 2019

Renten

Der Jahresauftakt stand unter dem Eindruck deut-
lich nachlassender Wachstumserwartungen fiir die
globale Konjunkturentwicklung. Hinzu kamen Un-
sicherheiten, die zunichst aus dem Handelskon-
flikt zwischen den USA und China resultierten und
im spéteren Verlauf des Quartals vor allem aus ei-
ner immer unklareren Entwicklung hinsichtlich
des Brexits.

Bemerkenswert war der Schwenk in der Kommu-
nikationspolitik der US-amerikanischen Noten-
bank, indem sie deutliche Zeichen fiir ein baldiges
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Ende der restriktiven Geldpolitik setzte. So wurde
ein Stopp des Abbaus von Anleihebestidnden in der
Zentralbankbilanz ab Oktober 2019 angekiindigt.
In diesem Jahr konnen zudem auch weitere Zins-
erh6hungen als ausgeschlossen gelten. Im Gegen-
satz dazu hilt die Europiische Zentralbank (EZB)
an ihrer lockeren Geldpolitik fest. Zwar wurde das
Ankaufprogramm eingestellt, aber Leitzinserho-
hungen werden zumindest bis Ende des Jahres aus-
geschlossen. Untermauert wird dies durch die im
Mirz von Experten der EZB erstellten gesamtwirt-
schaftlichen Projektionen, wonach die bisherige
Wachstumsprojektion des realen Bruttoinlands-
produkts fir 2019 um 0,6 Prozentpunkte auf 1,1 %
und der Anstieg des Harmonisierten Verbraucher-
index (HVPI) um 0,4 % auf 1,2 %. nach unten korri-
giert wurden.
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Entwicklung der Renditen 10-jéhriger Staatsanleihen im 1. Quartal 2019

Rendite in % p. a.

31. Dezember 2019 31. Mérz 2019

USA 2,68 2,41
Japan -0,01 -0,09
Deutschland 0,24 -0,07
Vereinigtes Kénigreich 1,28 1,00

Quelle: Thomson Reuters

Mit Blick auf sich deutlich eintriibende Wachs-
tums- und Inflationsaussichten sowie zuneh-
im makrookomischen
Umfeld gingen die Renditen 10-jihriger Staatsan-

leihen in allen bedeutenden Wihrungsraumen der

mende Unsicherheiten

Welt im 1. Quartal 2019 spiirbar zurtick. Bei deut-
schen Staatsanleihen fiel der Wert erstmals seit
dem Jahr 2016 wieder leicht unter die Nulllinie und
erreichte zum Ende des Quartals ein dhnliches Ni-
veau wie in Japan.

Entwicklung der Renditen 10-jahriger Staatsanleihen im 1. Quartal 2019

Rendite in % p. a.

3,5

3,0

25 W

2,0

15

1,0

0,5
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-0,5

31. Dez. 31.Jan.

—USA

Quelle: Thomson Reuters

Vereinigtes Konigreich
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Aktien

Die globalen Aktienméirkte zeigten sich von den
gegebenen Unsicherheiten sowie riicklaufigen
Wachstumserwartungen per saldo unbeeindruckt.
Selbst als sich andeutete, dass die US-Regierung
schon bald hoéhere Importzolle auf Wareneinfuh-
ren aus Europa einfiihren kénnte, was vor allem
auch deutsche Auto-Exporte treffen wiirde, blieb
dies ohne nachhaltige Folgen fiir den DAX. Der wei-
terhin unklare Brexit-Ausgang hatte kaum spir-
bare Auswirkungen auf die Bérsenentwicklung im
1. Quartal 2019.

Wesentliche Ursache fiir die positive Aktienmarkt-
stimmung ist nach Ansicht vieler Marktanalysten
die Erkenntnis, dass die grofen Zentralbanken in-
klusive der US-amerikanischen Notenbank wei-
ter beziehungsweise schon bald wieder auf eine lo-
ckere Geldpolitik setzen werden und auf Monate
keine signifikanten Zinserh6hungen zu erwarten
sind. Damit ist im 1. Quartal 2019 die Wahrschein-
lichkeit gestiegen, dass auch die Anleiherendi-
ten noch lingere Zeit auf niedrigen Niveaus ver-
harren kénnten, wodurch Aktien im Vergleich zu
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Rentenpapieren wieder attraktiver erschienen. Als
weiterer Stlitzungsfaktor kamen positive Signale
aus den USA und China hinzu: In den Verhandlun-
gen zur Beilegung der Zollstreitigkeiten haben sich
nach Aussage von Vertretern beider Regierungen
die Chancen auf eine Einigung erhoht.

Im 1. Quartal 2019 wiesen die Aktienmarkte in den
USA und Deutschland im Vergleich mit Japan und
dem Vereinigten Konigreich die stirksten Wertzu-
wichse auf. Selbst im Vereinigten Konigreich, das
nach wie vor von einem Austritt aus der Europa-
ischen Union ohne Abkommen besonders stark
getroffen werden konnte, legte der relevante Ak-
tienindex um tiber 8 % zu. Das ist der deutlichste
Anstieg in einem Quartal seit dem 1. Quartal 2013.
Der EURO STOXX 50 als Leitindex fiir den Euro-
raum erreichte einen Quartalszuwachs von 11,7 %
und damit das kraftigste Plus in einem Jahresviertel
seit dem Jahr 2015. Im historischen Vergleich sehr
beeindruckend schlug sich auch der US-amerika-
nische S&P 500-Index. Dieser erreichte mit einem
Quartalsplus von 13,1 % den stirksten Jahresauf-
takt seit 21 Jahren.

Wichtige Aktienindizes, Wertentwicklung im 1. Quartal 2019

in%

S&P 500 (USA) 13,07
Nikkei 225 (Japan) 5,95
DAX (Deutschland) 9,16
FTSE 100 (Vereinigtes Konigreich) 8,19

Quelle: Thomson Reuters
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Entwicklung ausgewdhlter Aktienindizes im 1. Quartal 2019

Wertentwicklung in %, Vorjahresende = 100
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—S&P 500 FTSE 100

Quelle: Thomson Reuters

Devisen

Euro und Pfund entwickelten sich gegeniiber dem
Dollar im 1. Quartal 2019 spiegelbildlich: Wahrend
das Pfund trotz der Brexit-Unsicherheit per saldo
um etwa 2 % gegeniiber der US-amerikanischen
Wihrung zulegen konnte, verlor der Euro in na-
hezu exakt demselben Ausmaf an Wert. Der japa-
nische Yen verzeichnete Verluste von rund 1 % ge-
geniiber dem Dollar.

Der Olpreis der Sorte Brent legte im 1. Quartal 2019
relativ deutlich von rund 54 $ auf etwas mehr als

—— Nikkei 225
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28.Feb. 31. Mrz.

——DAX

68 S pro Barrel (159 1) zu. Das entspricht einem An-
stieg von beachtlichen 27 %. Implikationen auf die
Inflationserwartungen der Marktteilnehmer hatte
dieser Anstieg jedoch nicht. Ganz im Gegenteil: Die
von Marktteilnehmern erwartete Inflationsrate fiir
den jahrlichen Preisanstieg in fiinf Jahren fur fiinf
Jahre, einer der wichtigsten Indikatoren fiir kiinf-
tige Preisverinderungen im Euroraum, fiel gegen
Ende Mirz auf einen Wert von 1,32 % und damit in
die Néhe des historischen Tiefs aus dem Jahr 2016.
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Entwicklung der Wechselkurse zum US-Dollar im 1. Quartal 2019
Wertentwicklung gegeniiber US-Dollar in %, Vorjahresende = 100
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Europiaische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Riickblick auf die Sitzungen der
Eurogruppe am 11. Marz 2019
und des ECOFIN-Rats

12. Marz 2019 in Brussel sowie
der Sitzungen der Eurogrup-
pe am 5. April 2019 und des
informellen ECOFIN-Rats am
5./6. April 2019 in Bukarest

Eurogruppe am 11. Marz 2019 in
Brissel und am 5. April 2019 in
Bukarest

Themen der Eurogruppe am 11. Mirz 2019 waren
u. a. eine Diskussion zum Immobilienmarkt sowie
der Haushaltsplan von Lettland. In der Eurogruppe
am 5. April 2019 standen ein Austausch mit dem
Vorsitzenden des Ausschusses fiur Wirtschaft und
Wihrung des Européischen Parlaments, die Anho-
rungen der Einheitlichen Bankenaufsicht (Single
Supervisory Mechanism - SSM) und der Einheit-
lichen Abwicklungsbehorde (Single Resolution
Board - SRB), Inflations- und Wechselkursentwick-
lungen sowie der aktualisierte Haushaltsplan von
Luxemburg auf der Tagesordnung. Zudem wurde
in beiden Sitzungen tiber Griechenland gespro-
chen. In der Eurogruppe im erweiterten Format
wurde bei beiden Sitzungen {iber das Haushaltsin-
strument fiir Konvergenz und Wettbewerbsfihig-
keit fiir den Euroraum beraten.

In der Eurogruppe wurde eine thematische Dis-
kussion zu Wachstum und Arbeitspldtzen mit Fra-
gestellungen aus dem Bereich Wohnungspreise
und Immobilienkredite gefiihrt. Professor Lars
E. O. Svensson (Stockholm School of Economics)
fihrte in die Diskussion ein und hob die Rolle
der Verschuldung privater Haushalte bei der ma-
krookonomischen Stabilitit hervor. Im Falle ne-
gativer Schocks konnten viele Haushalte weiter
ihre Hypotheken bedienen, wiirden aber den Kon-
sum zuriickfahren. Dies habe eher Auswirkungen
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auf die Makrookonomie als auf die Finanzstabi-
litdt. Schwierig sei es, wenn aufgrund steigender
Hauspreise die Hypotheken zu stark ausgeweitet
werden. Hierbei gebe es eine Heterogenitit zwi-
schen den Mitgliedstaaten. Die Europdische Kom-
mission verwies auf die Rolle des Immobiliensek-
tors fiir die makrookonomische Stabilitidt. Zwar
gebe es deutliche Unterschiede zwischen den Mit-
gliedstaaten hinsichtlich des Immobilienbesitzes
innerhalb der Bevolkerung und des Anteils an Hy-
potheken im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt.
Insgesamt reflektiere die Hauspreisentwicklung
aber die wirtschaftliche Entwicklung. Uberbewer-
tungen gebe es nur in einigen wenigen Mitglied-
staaten. Die Europiische Zentralbank (EZB) er-
klarte, dass Verbriefungen derzeit bei Hypotheken
keine grofie Rolle spielen. In der Diskussion zeigte
sich die Heterogenitit zwischen den Mitgliedstaa-
ten beziiglich des Anteils von Haus- beziehungs-
weise Wohnungseigentiimern an der Bevolkerung.
Politikansiatze, mit denen auf mogliche Fehlent-
wicklungen wie Blasenbildung reagiert werden
konne, miissten rechtzeitig ergriffen werden. Bun-
desfinanzminister Olaf Scholz verwies auf die Ver-
flechtungen der internationalen Finanzmairkte
auch bei der Hypothekenfinanzierung. Wichtige
Themen in Deutschland seien zudem Mieterrechte
und Anreize fiir zusitzlichen Wohnungsbau, ein-
schliefilich des sozialen Wohnungsbaus.

Die Eurogruppe befasste sich mit dem Haushalts-
plan fir Lettland. Zur Uberwachung der natio-
nalen Haushaltsplanungen iibermitteln die Mit-
gliedstaaten des Euroraums der Europiischen
Kommission bis zum 15. Oktober eine Uber-
sicht tber ihre Haushaltsplanungen fir das je-
weilige Folgejahr. Aufgrund von Wahlen im Okto-
ber 2018 hatte Lettland, wie in einem solchen Fall
tiblich, im vergangenen Oktober einen vorlaufigen
Haushaltsplan ohne Politikinderungen iibermit-
telt und nach der Regierungsbildung den aktuali-
sierten Haushaltsplan nachgereicht. Die Europii-
sche Kommission erklirte, dass der Haushaltsplan
weitgehend im Einklang mit den Vorgaben des
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Stabilitits- und Wachstumspakts sei. Das Haus-
haltsdefizit werde 2019 voraussichtlich bei 0,6 %
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) liegen, der Schul-
denstand bei 35,7 %.Allerdings werde das mittelfris-
tige Haushaltsziel um voraussichtlich 0,3 Prozent-
punkte verfehlt. Die Eurogruppe verabschiedete
eine entsprechende Stellungnahme.

Es fand ein Austausch der Eurogruppe mit Ro-
berto Gualtieri, dem Vorsitzenden des Ausschus-
ses fiir Wirtschaft und Wahrung des Europaischen
Parlaments (ECON), Gber aktuelle europapolitische
Fragestellungen statt. Gualtieri begriifite die Dis-
kussionen zu einem Haushaltsinstrument fiir Kon-
vergenz und Wettbewerbsfihigkeit fiir den Euro-
raum und sprach sich fiir eine angemessene Grofie
sowie fiir eine Stabilisierungsfunktion aus. Es gebe
gute Fortschritte bei der Banken- und Kapital-
marktunion, allerdings weiter Widerstinde gegen
ein Europiisches Einlagensicherungssystem (Eu-
ropean Deposit Insurance System - EDIS). Insge-
samt sei eine rechtzeitige Einbindung des Europé-
ischen Parlaments wichtig. Bundesfinanzminister
Scholz, untersttitzt von Frankreich, hob die Bedeu-
tung des Haushaltsinstruments fiir den Euroraum
hervor. Hier sei es wichtig, dass eine Einigung tiber
die Eckpunkte bis Juni erreicht werde, da der Vor-
schlag in den Mehrjihrigen Finanzrahmen ein-
flieRen miisse. Andere Mitgliedstaaten hoben die
Bedeutung von Investitionen und einer flexiblen
Fiskalpolitik hervor.

Zur Bankenunion gab es die regelméifig stattfin-
dende Anhoérung des SSM. Die Anhorung ist Teil
der in der SSM-Verordnung festgelegten Rechen-
schafts- und Berichtspflichten des SSM. Die Ka-
pitalausstattung der Banken habe sich verbessert.
Der Anteil notleidender Kredite sei inzwischen si-
gnifikant gesenkt worden. Banken miissten ihre
Anstrengungen bei Kostensenkungen und der
Digitalisierung erhoéhen. Grenzilberschreitende
Konsolidierungen im Bankensektor kénnten zur
Vertiefung der Bankenunion beitragen. Die Geld-
wischebekdmpfung sei ein wichtiges Thema. Der
SSM sei zwar nicht der dafiir zustindige Aufseher,
verflige aber iiber Instrumente, um die Bekdmp-
fung der Geldwische unterstiitzen zu konnen.
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Weiterhin habe man die Zusammenarbeit mit dem
SRB verbessert. Der SRB berichtete {iber seine lau-
fenden Arbeiten. Er betonte ebenfalls die gute Zu-
sammenarbeit mit dem SSM, insbesondere bei der
Vorbereitung auf den Brexit. Im Bereich der Ab-
wicklung der Banken lidgen inzwischen Pliane fir
fast alle Banken vor. Es wiirden den betroffenen
Banken ihre Ziele fiir die aufzubauenden Verlust-
puffer (Minimum Requirement for Own Funds
and Eligible Liabilities - MREL) mitgeteilt. Die Be-
gebung von MREL-fahigen Anleihen miisse weiter
fortgefiihrt werden. Weitere wichtige Themen fir
den SRB seien die Liquiditat fiir Banken in Abwick-
lung, die Kapitalmarktunion und die Harmonisie-
rung von Insolvenzregimen. Insgesamt sei der Ban-
kensektor sicherer und solider; es bleibe aber noch
einiges an Arbeit zu tun.

Zur Vorbereitung internationaler Treffen befasste
sich die Eurogruppe mit den aktuellen Entwick-
lungen von Inflation und Wechselkursen. Die In-
flationsrate sei aufgrund gefallener Olpreise wieder
gesunken. Die EZB erwartet derzeit fiir 2019 eine
Inflationsrate von 1,2 %, fur 2020 von 1,5 % und im
Jahr 2021 von 1,6 %. Die EZB betonte, dass es einen
Anstieg der Nominallohne in fast allen Mitglied-
staaten des Euroraums von iiber 2 % gebe. Auch
die Nachfrage ziehe an. Dies werde sich auch posi-
tiv auf die Inflationsrate auswirken. Der Euro habe
seit der letzten Jahrestagung des Internationalen
Wihrungsfonds (IWF) gegeniiber dem US-Dollar
abgewertet.

Die Eurogruppe befasste sich mit dem Haushalts-
plan von Luxemburg. Aufgrund von Parlaments-
wahlen im Oktober 2018 hatte Luxemburg, wie in
einem solchen Fall iiblich, im vergangenen Okto-
ber einen vorldufigen Haushaltsplan ohne Poli-
tikinderungen tibermittelt. Nach der Regierungs-
bildung wurde nun der aktualisierte Haushaltsplan
nachgereicht. Die Europdische Kommission er-
klarte, dass der Haushaltssaldo 2019 bei +1,5 % des
Bruttoinlandsprodukts liegen diirfte. Der Schul-
denstand konnte auf 20,4 % des BIP sinken. Die
Europidische Kommission erklarte, dass der ak-
tualisierte Haushaltsplan den Vorgaben des Sta-
bilitits- und Wachstumspakts entspricht. Die
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Eurogruppe verabschiedete eine entsprechende
Stellungnahme.

Die Eurogruppe diskutierte in beiden Sitzungen der
Eurogruppe tiber die Umsetzungsfortschritte Grie-
chenlandsim Zusammenhang mit denim Juni 2018
vereinbarten schuldenerleichternden Mafinah-
men. In der Eurogruppe erklirte die Europdische
Kommission, dass Griechenland ausreichende
Schritte unternommen habe, die bei der vorhe-
rigen Sitzung der Eurogruppe am 11. Mirz 2019
noch offenen Mafinahmen umzusetzen. Offen war
insbesondere im Finanzmarktbereich noch die
Handhabung von Erstwohnsitzen hinsichtlich ih-
rer Verwertung als Kreditsicherheit, auch im Zu-
sammenhang mit dem Abbau notleidender Kre-
dite. Die Europaische Kommission erklarte, dass es
ein positives Momentum im Hinblick auf erreichte
Reformen gebe. Dies zeige sich auch in der Bege-
bung einer zehnjahrigen Staatsanleihe im Februar.
Weiterer Reformbedarf bestehe noch im Banken-
sektor. Auch die Lohnentwicklungen miissten be-
obachtet werden. Die EZB erklarte, dass es inten-
sive Diskussionen mit Griechenland zum Umgang
mit Erstwohnsitzen als Kreditsicherheiten gegeben
habe. Die nun verabschiedete Regelung, die unter
gewissen Voraussetzungen auf Antrag die Restruk-
turierung mit einem Erstwohnsitz besicherter not-
leidender Kredite unter Zahlung staatlicher Zu-
schusse vorsieht, adressiere die Bedenken der EZB
und konne den Abbau notleidender Kredite un-
terstiitzen. Diese Reglung sehe eine Begrenzung
auf Altfille (Kredit notleidend zum Ende des Jah-
res 2018) vor. Antrige miissten bis Ende 2019 einge-
reicht werden. Die EZB betonte, dass es keine Ver-
langerung der Neuregelung geben solle. Die EZB
werde die Entwicklung der notleidenden Kredite
weiter eng verfolgen. Der Europiische Stabilitits-
mechanismus (European Stability Mechanism -
ESM) unterstiitzte die Ausfithrungen der Europa-
ischen Kommission und der EZB. Griechenland
betonte, dass die Regelung bis Jahresende begrenzt
sei. Bundesfinanzminister Scholz erklarte, es sei
wichtig, dass eine Losung fir den Umgang mit den
Erstwohnsitzen gefunden wurde. Es sei eine gute
Losung sowohl fiir die Finanzstabilitit als auch fir
die Burger. Die Eurogruppe verabschiedete eine
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Stellungnahme, in der sie begriifRen, dass die Ins-
titutionen festgestellt haben, dass alle notwendi-
gen Bedingungen erfiillt sind, um die im Juni 2018
vereinbarten schuldenerleichternden Maffnahmen
umsetzen zu konnen. Eine Entscheidung in den
entsprechenden Gremien kénne aber erst nach Ab-
schluss der nationalen Verfahren in den einzelnen
Mitgliedstaaten getroffen werden.

Die Eurogruppe im erweiterten Format befasste
sich in beiden Sitzungen mit der Vertiefung der
Wirtschafts- und Wahrungsunion. Es wurde {iber
die Ausgestaltung eines Haushaltsinstruments fiir
Konvergenz und Wettbewerbsfihigkeit (Budge-
tary Instrument for Convergence and Competiti-
veness — BICC) fiir den Euroraum gesprochen. Ziel
ist die Formulierung von Eckpunkten bis Juni 2019.
In der Sitzung am 11. Mirz 2018 stand die Ausga-
benseite im Fokus der Diskussion. Hierzu stellte
zunichst die Europdische Kommission ihren Vor-
schlag vor: Es konnten die Mittel genutzt werden,
die fir das Reformhilfeprogramm vorgesehen wa-
ren. Es gebe mehrere Moglichkeiten der Mittelver-
wendung. So seien direkte Finanzierungen oder
Kredite an die Haushalte der Mitgliedstaaten mog-
lich. Auch eine Kombination mit Haushaltsgaran-
tien im Rahmen von InvestEU konne diskutiert
werden. Es sollte eine Mischung aus Unterstiitzung
fir Reformen und Investitionen geben, um keine
falschen Anreize fiir kostenintensive Reformen zu
setzen. Eine Kofinanzierung der Mitgliedstaaten
konne eine antizyklische Komponente enthalten.
Es solle eine Verbindung zur Euroraumempfehlung
im Rahmen des Europidischen Semesters geben. Der
Bundesminister der Finanzen stellte zusammen
mit Frankreich den gemeinsamen Vorschlag zum
BICC vor. Bundesfinanzminister Scholz betonte da-
bei insbesondere die Unterstiitzung von Reformen
und Investitionen, die Verbindung zum Europdi-
schen Semester und verwies darauf, dass es keine
Kreditfinanzierung geben solle. Die EZB sprach sich
fir die Unterstiitzung von Reformen und Investiti-
onen sowie einen Fokus auf die linderspezifischen
Empfehlungen im Rahmen des Europidischen Se-
mesters aus. Zudem sollte es eine antizyklische
Komponente geben, z. B. bei der nationalen Ko-
finanzierung. In der Diskussion gab es eine breite
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Mehrheit, mit dem Instrument Strukturreformen
und Investitionen zu unterstiitzen, wobei sich ei-
nige daflir aussprachen, eine klare Verbindung der
Investitionen zum identifizierten Strukturreform-
bedarf herzustellen. Andere Mitgliedstaaten waren
auch fiir die Unterstiitzung grenziiberschreiten-
der Investitionen offen. Die Identifizierung des Re-
formbedarfs sollte im Rahmen der Empfehlungen
des Europiischen Semesters erfolgen. Eine Kofi-
nanzierung konne die nationale Verantwortung fiir
Reformen unterstreichen. Mehrere Mitgliedstaaten
sprachen sich fiir eine antizyklische Komponente
des BICC aus.

In der Befassung am 5. April standen Fragen der
Governance und Finanzierung im Mittelpunkt.
Die Europiische Kommission stellte ihre Uberle-
gungen vor. Das Instrument solle vollstindig in
den Prozess zum Europdischen Semester integriert
sein, um Doppelarbeiten zu vermeiden. Die strate-
gische Orientierung solle durch die Mitgliedstaa-
ten des Euroraums erfolgen und sich in den lin-
derspezifischen Empfehlungen niederschlagen.
Die finanzielle Unterstiitzung sei von der Umset-
zung der vereinbarten Reformen abhingig. Zudem
solle es Kofinanzierungen geben. Das BICC solle
im Haushalt der Europiischen Union (EU) ausge-
fuhrt werden, die Grofle im Rahmen des Mehr-
jahrigen Finanzrahmens (Multiannual Financial
Framework - MFR) festgelegt werden. Bei einem
moglichen zwischenstaatlichen Abkommen (In-
tergovernmental Agreement — IGA) musse geklart
werden, wie dies sich in den Rahmen des EU-Haus-
halts einfiigen konnte. Ein IGA kénne insbesondere
bei der Finanzierung des BICC iiber weitere Finan-
zierungsquellen (,assigned revenues“) eine Rolle
spielen. Die EZB erklirte, dass es einen klaren Fo-
kus auf die Euroraumempfehlung und die linder-
spezifischen Empfehlungen geben miisse. Das In-
strument miisse flexibel ausgestaltet werden und
eine antizyklische Fiskalpolitik unterstiitzen. Bun-
desfinanzminister Scholz betonte, dass im Hinblick
auf die Einbettung in den MFR eine Einigung bis
zum Sommer erzielt werden misse. Die strategi-
sche Ausrichtung des Instruments miisse von den
Euro-Mitgliedstaaten vorgegeben werden. Die Eu-
roraumempfehlung und die lédnderspezifischen
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Empfehlungen aus dem Europiischen Semester
miissten dabei eine zentrale Rolle spielen. Das Ins-
trument sollte zudem ausreichend Flexibilitit auf-
weisen, um auf aktuelle Entwicklungen reagieren
zu kénnen. Die Finanzierung, insbesondere bei ,as-
signed revenues®, konne im Rahmen eines IGA er-
folgen. Unter den Mitgliedstaaten gab es noch kei-
nen Konsens hinsichtlich der Notwendigkeit eines
IGA und der Einbeziehung von ,assigned revenues“
Der Vorsitzende erklarte, dass es eine grofle Unter-
stlitzung flr eine strategische Rolle der Eurostaa-
ten und die Verkniipfung des BICC mit dem Eu-
ropdischen Semester gebe und kiindigte an, die
Fragen eines IGA und der Finanzierung wihrend
der nichsten Sitzung im Mai erneut diskutieren zu
wollen.

ECOFIN-Rat am 12. Marz 2019 in
Brissel

Beim Treffen des ECOFIN-Rats am 12. Mérz 2019
in Briissel standen Verbrauchsteuern, die Digital-
steuer, InvestEU, das Europiische Semester sowie
die EU-Liste nicht-kooperativer Jurisdiktionen in
Steuerfragen auf der Tagesordnung.

Der ECOFIN-Rat befasste sich zunichst mit Ver-
brauchsteuern. Eine Einigung zu den beiden vor-
liegenden Richtlinien konnte noch nicht erzielt
werden. Die Beratungen auf technischer Ebene sol-
len fortgefiihrt werden. Die ruménische Ratsprisi-
dentschaft strebt eine Einigung im 1. Halbjahr 2019
an. Die Richtlinie iber das allgemeine Verbrauch-
steuersystem umfasst insbesondere Regelungen zu
Steuerentstehung, Steuerschuldnern, Herstellung
und Lagerung von Waren, Steuererleichterungen
und Fernverkiufen. Diese Richtlinie soll neu gefasst
werden, um neuen rechtlichen und technischen
Entwicklungen Rechnung zu tragen. Die Européi-
sche Kommission erklarte, dass mit dem Vorschlag
die Verwaltungskosten gesenkt und die Verfahren
vereinfacht werden sollen. Mehrere Mitgliedstaaten
sprachen sich fir weitere technische Beratungen
aus. Insbesondere miissten Studien der Europii-
schen Kommission zu Reisefreimengen abgewartet
werden. Zu der Richtlinie zur Harmonisierung der
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Struktur von Verbrauchsteuern auf Alkohol und al-
koholische Getridnke von 1992 hatte die Europii-
sche Kommission im Mai 2018 Vorschlége fiir An-
passungen vorgelegt, insbesondere im Hinblick auf
Vergillungsmethoden, kleine Erzeuger und An-
wendung ermaifdigter Steuersidtze. Bundesfinanz-
minister Scholz sprach sich, unterstiitzt von wei-
teren Mitgliedstaaten, fiir weitere Beratungen aus.
Zur Steuerberechnung in Abhéngigkeit vom Alko-
holgehalt sei eine Folgenabschitzung erforderlich.
Zur Anderungsverordnung zur Verordnung des
Rates flir die Zusammenarbeit der Verwaltungs-
behorden der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der
Verbrauchsteuern in Bezug auf den Inhalt elektro-
nischer Verzeichnisse, die eng mit den anderen bei-
den Richtlinien verbunden ist, gab es keinen zu-
satzlichen Meinungsaustausch.

Der ECOFIN-Rat befasste sich erneut mit der Digi-
talsteuer. Eine allgemeine Ausrichtung zum vorlie-
genden Richtlinienvorschlag konnte nicht erreicht
werden. Beim Treffen des ECOFIN-Rats im De-
zember 2018 hatten Deutschland und Frankreich
gemeinsam den Vorschlag unterbreitet, dass sich
die EU-Mitgliedstaaten auf eine Digitalsteuer ver-
stindigen sollten, die im Januar 2021 in Kraft tre-
ten soll, wenn bis dahin keine internationale Lo-
sung gefunden werden sollte. Die Arbeiten auf
Ebene der Organisation fiir wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (OECD) sollten daher
weiter fortgesetzt werden, um eine internationale
Losung bis 2020 zu erreichen, die dann in europé-
isches Recht umgesetzt werden soll. Mit dem vor-
liegenden Vorschlag einer Digital Advertising Tax
(DAT) sollten gezielt an Nutzer gerichtete Werbe-
leistungen mit einem Satz von 3 % besteuert wer-
den. Die Europiische Kommission erklirte, dass
die EU eine Vorreiterrolle bei der Besteuerung der
digitalen Wirtschaft einnehmen konne. Bei na-
tionalen Losungen bestehe aber die Gefahr einer
Fragmentierung des Binnenmarkts. Bundesfinanz-
minister Scholz unterstiitzte den Richtlinienvor-
schlag. Er erklarte, dass es derzeit fiir grofe Un-
ternehmen moglich sei, sich der Besteuerung zu
entziehen. Die Digitalwirtschaft miisse sich aber
auch an der Finanzierung des Gemeinwohls betei-
ligen. Bei den Arbeiten auf internationaler Ebene
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zur Bekdmpfung von Gewinnklrzung und -verla-
gerung (Base Erosion and Profit Shifting - BEPS)
habe es bereits erste Erfolge gegeben. Hierzu gebe
es einen gemeinsamen deutsch-franzésischen Vor-
schlag zur Ergidnzung der BEPS-Regelungen. Zu-
dem werde auf OECD-Ebene an einem System der
Mindestbesteuerung gearbeitet, welches auch in
Europa umgesetzt werden solle. Die Europdische
Kommission betonte, den Richtlinienvorschlag
nicht zuriickziehen zu wollen.

Zudem befassten sich die Minister mit InvestEU.
Eine partielle allgemeine Ausrichtung zu InvestEU
war bereits auf Ebene der Stindigen Vertreter am
20. Februar 2019 erreicht worden. Die Trilog-Ver-
handlungen mit dem Européischen Parlament ha-
ben am 4. Mérz 2019 begonnen. Das Ziel der rumi-
nischen Prisidentschaft ist es, eine Einigung noch
vor den Parlamentswahlen zu erreichen. Mit In-
vestEU sollen insgesamt 14 bestehende Finanzie-
rungsinstrumente zusammengefiihrt werden, da-
runter der Europiische Fonds fiir Strategische
Investitionen (EFSI). Projekte in den vier Investiti-
onsfenstern nachhaltige Infrastruktur, Forschung,
Innovation und Digitalisierung, kleine und mitt-
lere Unternehmen sowie soziale Investitionen und
Kompetenzen sollen eine Férderung erhalten. Of-
fen ist noch die organisatorische Ansiedlung des
Sekretariats fiir den Investitionsausschuss, die bei
der Europiischen Kommission oder bei der Euro-
paischen Investitionsbank (EIB) erfolgen konnte.
Unter den Mitgliedstaaten gab es keine klaren Pra-
ferenzen fiir eine der beiden Optionen. Bundes-
finanzminister Scholz sprach sich fiir eine kon-
struktive Losung aus, welche die Interessen der
Européischen Kommission, der EIB und aller wei-
teren Implementierungspartner wahre. Es gebe
eine leichte Priferenz fiir die Ansiedlung bei der
EIB. Der Trilog zu InvestEU solle auf Grundlage der
bereits vereinbarten Prinzipien fortgefiihrt werden.

Der ECOFIN-Rat tauschte sich tiber die Umsetzung
der linderspezifischen Empfehlungen im Rahmen
des Europiischen Semesters aus. Der inhaltliche
Fokus lag dabei auf Empfehlungen im Bereich In-
vestitionen. Hierzu berichteten Deutschland und
Belgien iber ihre nationalen Erfahrungen. Der
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Bundesminister der Finanzen erklarte, dass die 6f-
fentlichen Investitionen in Deutschland deutlich
erhoht wurden. Der Anstieg der Bruttoanlagein-
vestitionen lag 2018 mit 7,6 % tiber dem EU-Durch-
schnitt. Mittelfristig sei eine weitere Erhohung ge-
plant, auch im Hinblick auf die Bereiche Transport
und digitale Infrastruktur. Der Bundeshaushalt fiir
das Jahr 2019 sehe insgesamt Investitionsausgaben
von mehr als 38 Mrd. € vor, eine Zunahme von 57 %
gegeniiber 2013. Hinsichtlich der Umsetzung be-
stinden Engpésse, insbesondere auf lokaler Ebene.
Dies gelte besonders im Baugewerbe. Auch die Star-
kung der privaten Investitionen sei eine essenzielle
Aufgabe. Hierzu sei eine Start-up-Kampagne mit
zusitzlichen Finanzmitteln fiir 2019 ins Leben ge-
rufen worden. Aufierdem passe man die regulato-
rischen Rahmenbedingungen weiter an die Erfor-
dernisse der Digitalisierung an. Auch eine faire und
wachstumsfreundliche Besteuerung sei wichtig. Es
seien Steuererleichterungen im Bereich der For-
schung geplant.

Zudem stellte die Europidische Kommission die
Lianderberichte und vertieften Analysen zu mak-
rookonomischen Ungleichgewichten fiir das Eu-
ropdische Semester 2019 vor. Die Ungleichge-
wichte hitten sich wihrend der langen positiven
wirtschaftlichen Entwicklung insgesamt verrin-
gert. Ubermifige Ungleichgewichte seien fiir Grie-
chenland, Italien und Zypern festgestellt worden.
Bei Italien sei in naher Zukunft kein Riickgang der
hohen o6ffentlichen Verschuldung zu erwarten. Bei
der Umsetzung der linderspezifischen Empfeh-
lungen 2018 habe es in der EU nur begrenzte Fort-
schritte gegeben. Vor dem Hintergrund einer sich
verlangsamenden wirtschaftlichen Entwicklung
seien insgesamt groflere Reformbemiihungen not-
wendig. Offentliche und private Verschuldung
seien weiterhin auf einem hohen Niveau. Aufgrund
der Riickginge der Investitionen in der Krise habe
man den Investitionsplan fiir Europa beschlossen.
Das Ziel, bis 2020 insgesamt 500 Mrd. € an zusatzli-
chen Investitionen zu mobilisieren, werde man vo-
raussichtlich erreichen. Die EZB erklarte, dass die
Umsetzung der linderspezifischen Empfehlungen
enttduschend sei.
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Der ECOFIN-Rat nahm Schlussfolgerungen zur
Uberarbeiteten EU-Liste nicht-kooperativer Linder
und Gebiete in Steuerfragen an. Ziel der Liste ist es,
zur Verhinderung von Steuervermeidung, Steuer-
betrug und Steuerhinterziehung beizutragen. Die
urspringliche Liste war beim ECOFIN-Rat im De-
zember 2017 angenommen worden. Jurisdiktionen,
die sich verpflichtet haben, bestehende Mingel in
den Bereichen Transparenz, fairer Steuerwettbe-
werb und Umsetzung internationaler Vereinbarun-
gen zu beseitigen, werden seither auf einer zusétz-
lichen Sachstandsliste gefiihrt. Die Jurisdiktionen
hatten ein Jahr (Entwicklungslinder grundsitz-
lich zwei Jahre) Zeit, Fortschritte zu erzielen. Bei
einer nicht ausreichenden Umsetzung der verab-
redeten Mafdnahmen ist eine (Wieder-)Aufnahme
in die Liste nicht-kooperativer Jurisdiktionen vor-
gesehen. Bundesfinanzminister Scholz betonte,
dass es keine Akzeptanz fiir Steuerarbitrage geben
konne. Der ECOFIN-Rat beschloss einstimmig, dass
jetzt 15 Drittstaaten beziehungsweise Jurisdiktio-
nen auf der Liste nicht-kooperativer Jurisdiktionen
gefiihrt werden. Die Sachstandsliste konnte von 63
auf 34 Drittstaaten reduziert werden, da eine Reihe
der dort gefiihrten Linder ausreichende Mafinah-
men zur Beseitigung von Miangeln bei Transparenz,
fairem Steuerwettbewerb und Umsetzung interna-
tionaler Vereinbarungen ergriffen hat.

Informeller ECOFIN-Rat am
5./6. April 2019 in Bukarest

Beim informellen ECOFIN-Rat am 5./6. April 2019
in Bukarest wurden die Priorititen fiir den néchs-
ten institutionellen Zyklus, die Kapitalmarktunion,
die Arbeitsmobilitit in der EU sowie die Auswir-
kungen von Besteuerung auf inklusives Wachstum
erortert. Wie beim informellen ECOFIN-Rat uiblich,
wurden keine Schlussfolgerungen gezogen.

Zu den Prioritéten fiir den nédchsten institutionel-
len Zyklus gab es einen allgemeinen Austausch
Uber die finanz- und wirtschaftspolitischen Priori-
taten der kommenden Jahre. Der Thinktank Brue-
gel betonte auf Basis der konstatierten langfristigen
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Produktivititsschwiche und unzureichender Kon-
vergenz die Notwendigkeit einer an Investitionen
und Innovationen ausgerichteten Wachstumsstra-
tegie, die gleichzeitig den Klimawandel und den so-
zialen Zusammenbhalt adressiert. Die Européische
Kommission erklirte, dass sie die Priorititen bei
den Arbeiten zur Vertiefung der Wirtschafts- und
Wihrungsunion, der Weiterentwicklung der Ban-
ken- und Kapitalmarktunion sowie bei einer ef-
fektiven wirtschaftspolitischen Koordinierung im
Rahmen des Europiischen Semesters sehe. Zudem
verwies sie auf die anstehenden Uberpriifungen ei-
ner Reihe von Verordnungen zur finanz- und wirt-
schaftspolitischen Koordinierung, der sogenann-
ten Six Pack und Two Pack. Die EZB erklarte, dass
insbesondere die Umsetzung von bereits vereinbar-
ten Beschliissen notwendig sei. Mehrere Mitglied-
staaten verwiesen vor allem auf die Arbeiten zur
Banken- und Kapitalmarktunion. Auch die Not-
wendigkeit einer effektiven Besteuerung digitaler
Unternehmen sowie die Initiative von Deutschland
und Frankreich zur effektiven Mindestbesteuerung
wurden hervorgehoben. Dianemark und die Nie-
derlande verwiesen auf die Eigenverantwortung
der Mitgliedstaaten bei der Wettbewerbsfahigkeit
und bei stabilen 6ffentlichen Finanzen. Auf Einla-
dung der rumainischen Ratsprisidentschaft nah-
men auch die europdischen Sozialpartner an die-
sem Agenda-Punkt teil.

Bei der Kapitalmarktunion gab es einen Grundsat-
zaustausch hinsichtlich der erreichten Fortschritte
sowie zukiinftiger Herausforderungen fiir die Zeit
nach den Wahlen zum Européiischen Parlament.
Die Europédische Kommission begriifite, dass be-
reits gute Fortschritte erzielt worden seien. Wich-
tige Themenfelder, die nach den Europawahlen
weiter besprochen werden missten, seien die Di-
versifizierung der Finanzierungsquellen, die For-
derung des Ubergangs zu einer klimaneutralen
Wirtschaft sowie die weitere Entwicklung im Be-
reich der Finanztechnologien, auch im Hinblick
auf den Verbraucherschutz. Man wolle mit den
Mitgliedstaaten die nidchsten Bausteine auf dem
Weg zur Kapitalmarktunion identifizieren. Die
EZB erklarte, dass ein weiteres Vorankommen bei
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der Kapitalmarktunion auch aufgrund des Brexits
notwendig sei. Die Europaische Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehérde (European Securities and
Markets Authority - ESMA) hob die Bedeutung der
Entwicklung der Beteiligungsfinanzierung, auch
fur kleinere und mittlere Unternehmen, und Ver-
besserungen beim Insolvenzrecht hervor. Die Eu-
ropdische Aufsichtsbehorde fiir das Versiche-
rungswesen und die betriebliche Altersversorgung
(European Insurance and Occupational Pensions
Authority - EIOPA) verwies auf die Fortentwick-
lung der Rentensysteme, insbesondere der Be-
triebsrenten und privaten Renten. Die Européische
Bankenaufsichtsbehérde (European Banking Au-
thority — EBA) betonte die Bekimpfung der Geld-
wische. Einige nationale Zentralbanken hoben die
Beteiligungsfinanzierung, Konvergenz der Insol-
venzregime, europdische Altersvorsorgeprodukte
sowie die Stirkung der ESMA hervor.

Zur Arbeitsmobilitit in der EU und deren Auswir-
kungen auf o6ffentliche Finanzen gab es einen all-
gemeinen Meinungsaustausch. Eingeleitet wurde
die Diskussion durch einen Vortrag des Centre for
European Policy Studies (CEPS). Das CEPS betonte,
dass die Datenlage hinsichtlich der Arbeitsmobili-
tat noch verbessert werden miisse. Es gebe aber bis-
her wenig Evidenz fiir einen weiter anhaltenden
sbrain drain“ aus den mittel- und osteuropiischen
EU-Mitgliedstaaten. Die Lohndifferenzen zwischen
den Mitgliedstaaten nihmen ab. Daher seien Fra-
gen der Qualitit der offentlichen Dienstleistun-
gen und Infrastruktur sowie persénliche Entwick-
lungsperspektiven zunehmend wichtigere Griinde
fir Arbeitsmobilitit. Die Besteuerung von Arbeits-
einkommen sei kein Hauptgrund fiir Arbeitsmo-
bilitat; insgesamt gebe es tendenziell eine Bewe-
gung zu Mitgliedstaaten mit hoheren Steuern. Die
OECD und die EZB erklarten, dass die Arbeitsmo-
bilitat ein wichtiger Bestandteil des europiischen
Binnenmarkts sei. Die Europidische Kommission
verwies ebenfalls auf die Freizligigkeit als eine der
Grundfreiheiten des Binnenmarkts. Arbeitsmo-
bilitdt konne zudem beim Abfedern von Schocks
helfen. Die Konvergenz der Lebensstandards habe
durch die Umsetzung notwendiger Reformen eine
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nationale Komponente. Auf europiischer Ebene
konne der Prozess durch die Strukturfonds oder
InvestEU unterstiitzt werden. Eine Reihe von Mit-
gliedstaaten, darunter Deutschland, betonte, dass
die Arbeitsmobilitit zu den vier Grundfreihei-
ten des europiischen Binnenmarktes gehore. Der
deutsche Sitzungsvertreter erklarte zudem, dass die
Mobilitdt einen wichtigen Beitrag zur Schockab-
sorption auf dem Binnenmarkt leiste. Es sei wich-
tig, einen ,brain drain“ in eine ,brain circulation®
(also den Zu- und Abfluss von gut ausgebildeten Ar-
beitskraften) umzuwandeln. Einige Mitgliedstaa-
ten betonten, dass es auch innerhalb der Mitglied-
staaten Arbeitsmobilitit zwischen verschiedenen
Regionen gebe, die teilweise die wirtschaftlichen
Ungleichgewichte verschirfe. Mehrere Mitglied-
staaten sprachen sich fiir eine Unterstiitzung sei-
tens der europiischen Ebene fiir Mitgliedstaaten
mit Abflissen von Arbeitskriften aus, z. B. im Rah-
men der Strukturfonds oder neuer Instrumente.
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Zum Thema der Rolle der Besteuerung zur Stér-
kung des inklusiven Wirtschaftswachstums gab es
einen kurzen allgemeinen Austausch. Die Europa-
ische Kommission hob drei Themen hervor: Inno-
vationsférderung durch steuerliche Anreize im Be-
reich Forschung und Entwicklung, Entwicklung
einer griinen Wirtschaft sowie Starkung der Trag-
fahigkeit der 6ffentlichen Finanzen durch die Be-
kampfung von Steuerhinterziehung und Steuerver-
meidung. Es misse an die Fortschritte im Rahmen
der BEPS-Initiative angekniipft werden. Zentral
sei hier auch die Besteuerung der digitalen Wirt-
schaft. Die OECD hob den Beitrag der EU zur lau-
fenden Debatte im Bereich der effektiven Besteu-
erung der Digitalwirtschaft hervor. Sie werde 2020
hierzu einen finalen Bericht vorlegen. Zur Wachs-
tumsfoérderung sprach sich die OECD dafir aus, die
Besteuerung von Arbeitseinkommen zu verringern
und sich starker auf Verbrauchs- und Umweltsteu-
ern zu konzentrieren.
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© Bundesministerium der Finanzen
Im Portrait: Stephan Ramge,
Leiter der Abteilung fiir Beteiligungen,
Bundesimmobilien und Privatisierungen
Wie sieht Ihre Rolle im BMF Leitplanken-Papieren festgehalten, die uns eine
genaLlaUS? Orientierung geben.
Als Leiter der Vermogensabteilung bin ich fiir un-
sere Unternehmensbeteiligungen und die Bun- Was ist die Threr Meinun g
desimmobilien zustidndig. Hier gibt es tdglich neue nach aktuell gro Rte
Fragestellungen und Sachverhalte, die es zu kla- .
geve ngen W o e = A Herausforderung in Threm
ren beziehungsweise voranzubringen gilt. Dies ist - 1o
dank der sehr engagierten und kompetenten Kol- Verantwortu ngsberelch .
leginnen und Kollegen in der Abteilung sehr gut zu
bewerkstelligen. Wichtig ist mir aber auch, unse- Das unterscheidet sich nach den beiden zentralen
rer Arbeit eine klare Richtung zu geben und neue Themenkomplexen:
Impulse zu setzen. Deshalb habe ich in der Abtei-
lung eine inhaltliche Debatte angestofen, wie wir Im Immobilienbereich miissen wir verschiede-
bei diesen beiden zentralen Themenfeldern kiinftig nen Fragen nachgehen: Wie konnen wir kinf-
vorgehen wollen. Die Ergebnisse haben wir in zwei tig noch mehr dazu beitragen, dass auf geeigneten
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Bundesgrundstiicken mehr Wohnungen gebaut
werden? Wie lisst sich die Leistung des Immobili-
enmanagements der Bundesanstalt fiir Immobili-
enaufgaben steigern? Wie konnen wir die Prozesse
verbessern, wenn der Bund baut?

Im Bereich der Beteiligungen sehe ich die grofite
Herausforderung darin, dass wir die Beteiligungen
nicht nur verwalten sollten, sondern sie auch aktiv
fihren miissen. Der Kompass hierfiir ist das Beste-
hen eines fachpolitischen Bundesinteresses. Die-
ses Interesse muss von der Beteiligungsfiihrung in
regelmafligen Abstinden immer wieder tiberprift
und in moglichst operationalisierbare, klar und
eindeutig formulierte Ziele fiir die Unternehmen
konkretisiert werden. Der Erfolg der Unternehmen,
an denen der Bund beteiligt ist, misst sich dann da-
ran, dass diese Ziele wirtschaftlich umgesetzt wer-
den. Im Idealfall kann auch die variable Verglitung
der Unternehmensleitungen aus diesen Zielen ab-
geleitet werden.

Wir miissen in diesem Zusammenhang auch die
jeweiligen Rollen der Unternehmensorgane und
der Beteiligungsfiihrung prazisieren: Wenn wir
entscheiden, unsere fachpolitischen Ziele in pri-
vatrechtlicher Rechtsform (namlich als ,Unter-
nehmen®) umzusetzen, dann muss man die Unter-
nehmen auch als solche behandeln - und nicht wie
eine nachgeordnete Dienststelle.

Anders formuliert: Eine aktive Beteiligungsfith-
rung steuert und kontrolliert ein Unternehmen
nicht ,nach Gutsherrenart” mit Gesellschafterwei-
sung, sondern hauptsidchlich tiber den Aufsichts-
rat. Diesem kommt im Rahmen der aktiven Betei-
ligungsfithrung eine herausgehobene Rolle zu: Er
hat die Geschiftsfiihrung zu tiberwachen, d. h. er
muss auf die Ordnungsmafligkeit und Zweckma-
Rigkeit der Geschéftsfiihrung achten und bei stra-
tegischen Fragen eingebunden sein.

Uns ist wichtig, dass Bundesunternehmen ihre Vor-
bildfunktion auch wahrnehmen: Die Bandbreite
reicht hier von guten Beschiftigungsverhéltnissen
iber die Umsetzung von Geschlechtergerechtigkeit
bis hin zu einem verantwortungsvollen Umgang
mit unseren Ressourcen.
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Natiirlich haben wir neben dem fachpolitischen
Bundesinteresse auch immer ein vermogenspoliti-
sches Interesse - d. h. konkret: ein Interesse an dem
Wert der Beteiligung. Eine aktive Beteiligungsfiih-
rung muss selbstverstindlich auch sorgsam mit
diesem Vermogen umgehen.

Ich habe diese Grundsitze auf der jahrlichen Ta-
gung der Universitit in Speyer zu Beteiligungsfra-
gen vorgestellt und viel Unterstiitzung bekommen.
Dies ermuntert uns, den eingeschlagenen Weg kon-
sequent weiterzuverfolgen.

Der Berliner Dienstsitz des
BMF tragt den Namen von
Detlev Rohwedder - ist das
etwas Besonderes fir Sie als
Leiter der Abteilung, die auch
flr Privatisierungen zustandig
ist?

Ja, natiirlich. Die von Detlev Rohwedder mit gro-
fem Engagement geleitete Treuhandanstalt hatte
durch das noch von der Volkskammer der DDR be-
schlossene Treuhandgesetz die Kernaufgabe, die
unternehmerische Tatigkeit des Staates so schnell
wie moglich zurtckzufiihren und die Wettbe-
werbsfahigkeit moglichst vieler ostdeutscher Un-
ternehmen im neuen marktwirtschaftlichen Um-
feld zu entwickeln, um so Arbeitsplitze zu sichern
und neue zu schaffen.

Die Privatisierungen waren zwar vielfach an sozi-
ale und wirtschaftliche Auflagen gebunden, brach-
ten aber fiir die Menschen in Ostdeutschland auch
viele Harten und Briiche. So vergeht auch kein , Tag
der offenen Tur“ im BMF, bei dem wir nicht auf
diese Probleme angesprochen werden. Bei allem
Verstindnis daftir darf aber nicht vergessen wer-
den, dass es in erheblichem Umfang Arbeitsplatz-
und Investitionszusagen gegeben hat, deren Ein-
haltung tiberpriift und eingefordert wurde.

Im Ausland findet diese Transformationsleis-
tung der Treuhandanstalt auch heute noch hohe
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Anerkennung. Zahlreiche Staaten wollen aus unse-
ren Erfahrungen lernen und lassen sich auch heute
noch von uns beraten. Wir unterstiitzen zudem ein
wissenschaftliches Forschungsprojekt, das die Ar-
beit der Treuhandanstalt in einen historischen Zu-
sammenhang stellen soll - auch als Antwort auf die
verbreitete Ddmonisierung der Treuhandanstalt.

Aktuell denkt die Politik Gber
Lésungen flr das Problem der
Wohnungsnot und steigenden
Mieten in Grol3stadten nach.
Konnen Sie aus Ihrer Abteilung
heraus einen Beitrag leisten?

Wir haben die Rechts- und Fachaufsicht tiber die
Bundesanstalt fir Immobilienaufgaben - kurz:
BImA. Die BImA priift aktuell ihr Portfolio detail-
liert insbesondere zu Liegenschaften, auf denen
eventuell vorhandene Wohnbaupotenziale geho-
ben werden koénnen. Die umfingliche Priifung
umfasst dabei neben den bereits fiir Wohnungen

W

© Bundesministerium der Finanzen

Im Portrait: Stephan Ramge, Leiter der Abteilung fiir Beteiligungen, Bundesimmobilien und Privatisierungen
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genutzten Liegenschaften auch die Liegenschaften,
welche nicht fiir Zwecke des Bundes benotigt wer-
den und zum Verkauf vor allem an die Linder und
Kommunen vorgesehen sind.

Fruher wurde versucht, diese Flichen fur einen
moglichst hohen Preis im Bieterverfahren zu ver-
kaufen. Das hat sich gedndert: Jedes Grundstiick
wird heute zuniachst den Kommunen im sogenann-
ten Erstzugriffsrecht zum gutachterlich ermittel-
ten Verkehrswert angeboten. Daneben gibt es dank
der von uns im letzten Herbst noch einmal deut-
lich verbesserten Verbilligungsrichtlinie im Kern
drei Bereiche, fiir die ein Preisnachlass moglich ist:
Fir Konversionsflichen, zur Unterbringung von
Fliichtlingen und fir den sozialen Wohnungsbau.

Fir den sozialen Wohnungsbau beispielsweise
kann der Kaufpreis um 25.000 Euro pro Wohnung
verbilligt werden. Das ist eine gute Mechanik: Je
mehr Wohnungen auf dem Grundstiick entste-
hen, desto hoher ist die Verbilligung. Das kann im
Extremfall bis auf einen Kaufpreis von null Euro
heruntergehen.

Die BImA verfiigt allerdings nicht flichendeckend
in allen Bundeslindern tber potenziell fir den
Wohnungsbau geeignete Grundstiicke. Soweit ge-
eignete bebaubare Liegenschaften in Grofistadtre-
gionen verfligbar sind, ist dieser Bestand sehr be-
grenzt und kann deshalb nur punktuell, nicht aber
systemisch fiir Entlastung sorgen.

Somit kann die BImA zwar nur einen relativ klei-
nen Teil zur Losung des Wohnungsproblems in
Grofistidten beitragen; aber jede einzelne zusitzli-
che Wohnung - und da bin ich mir sicher - recht-
fertigt unseren Einsatz.
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Termine

Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

16./17. Mai 2019  Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brissel

8./9.Juni 2019 Treffen der G20-Finanzminister und -Notenbankgouverneure in Fukuoka, Japan
13./14.Juni 2019 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Luxemburg
28./29.Juni 2019  G20-Gipfel in Osaka, Japan

8./9.Juli 2019 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Briissel

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan fiir die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2020
und des Finanzplans bis 2023

20. Marz 2019  Eckwertebeschluss des Kabinetts zum Bundeshaushalt 2020 und Finanzplan bis 2023
7.bis 9. Mai 2019 Steuerschitzung in Kiel
26.Juni 2019* Kabinettsbeschluss zum Entwurf Bundeshaushalt 2020 und Finanzplan bis 2023

1 Aktuelle Planung.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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PUblikatiO ne ]:.].Vertiffentlichungskalender1 der

Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Monatsbericht Ausgabe

Berichtszeitraum

Monatsbericht des BMF
April 2019

Veroffentlichungszeitpunkt

Mai 2019 April 2019 20. Mai 2019

Juni 2019 Mai 2019 20. Juni 2019

Juli 2019 Juni 2019 22.Juli 2019
August 2019 Juli 2019 22. August 2019
September 2019 August 2019 20. September 2019
Oktober 2019 September 2019 21. Oktober 2019
November 2019 Oktober 2019 21. November 2019
Dezember 2019 November 2019 20. Dezember 2019

1 Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Publikationen des BMF

Das BMF hat folgende Publikationen aktualisiert:

Deutsches Stabilitatsprogramm 2019

Bund-Lander-Finanzbeziehungen auf der Grundlage der Finanzverfassung (de/en)

Publikationen des BMF kdnnen kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen
WilhelmstraRe 97
10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:
Telefon: 03018 272 2721
Telefax: 03018 10 272 2721
Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:
http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Das nachfolgende Angebot ,Statistiken und Dokumentationen® ist nur online verfiigbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin
bietet daruber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.

Ubersichten zur
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

Entwicklung der Verschuldung des Bundeshaushalts und seiner Sondervermogen

Nach dem Haushaltsgesetz ibernommene Gewéhrleistungen

Kennziffern SDDS - Central Government Operations — Haushalt Bund

Kennziffern SDDS - Central Government Debt - Schulden Bund

Bundeshaushalt 2014 bis 2018

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten in den Haushaltsjahren 2014 bis 2019
Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen, Ist 2018
Gesamtibersicht tiber die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2018

Entwicklung des 6ffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der 6ffentlichen Haushalte

Schulden der 6ffentlichen Haushalte - neue Systematik

Entwicklung der Finanzierungssalden der 6ffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der 6ffentlichen Haushaltssalden

Staatsschuldenquoten im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/034Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-verschuldung-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-internationaler-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Abgabenquoten im internationalen Vergleich
Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2017 bis 2018

Ubersichten zur
Entwicklung der Linderhaushalte

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2018/2019
Entwicklung der Landerhaushalte im Februar 2019

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kassenlage des Bundes und der Linder
bis Februar 2019

Die Einnahmen, Ausgaben und Kassenlage der Lander bis Februar 2019

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial
und Konjunkturkomponenten des Bundes

Produktionsliicken, Budgetsemielastizitit und Konjunkturkomponenten
Produktionspotenzial und -liicken

Beitrige der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevolkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivitit

Preise und Lohne
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kassenlage-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

Wirtschaftswachstum und Beschiftigung

Preisentwicklung

Auflenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich
Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich
Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewihlten
Schwellenldndern

Ubersicht Weltfinanzmarkte

Jingste wirtschaftliche Vorausschitzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen
und Arbeitslosenquote

Jingste wirtschaftliche Vorausschiatzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo
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https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
http://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html4
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2019/04/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
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B Zeichenerkldrung fir Tabellen

Zeichen Erkldrung

- nichts vorhanden

0 weniger als die Halfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

Zahlenwert unbekannt

X Wert nicht sinnvoll

B Formulierungshinweis

Aus Griinden der einfacheren Lesbarkeit wird auf geschlechtsspezifisch differenzierende Formulierungen -
z. B. der/die Blrger/in - verzichtet. Die in dieser Vertffentlichung verwendete ménnliche Form gilt im Sinne
der Gleichbehandlung grundsatzlich fir Frauen wie Manner gleichermafien.

B Onlineversion des Monatsberichts

Der BMF-Monatsbericht ist auch im Internet verfiigbar als eMagazin mit vielen Extra-Funktionen: Die
Inhalte sind in mobiler Ansicht auch unterwegs praktisch abrufbar, digitale Infografiken sind interaktiv
bearbeitbar, eine einfache Meniifithrung sorgt fiir schnelle Ubersicht und Datenfreunde erhalten Zugang zu
einem umfangreichen Statistikbereich.

93






e Impressum

Herausgeber

Bundesministerium der Finanzen
Referat L C 3 (Offentlichkeitsarbeit)
Wilhelmstrafde 97

10117 Berlin

Redaktion

Bundesministerium der Finanzen
Redaktion Monatsbericht
Redaktion.Monatsbericht@bmf.bund.de

Stand
April 2019

Lektorat, Satz
heimbiichel pr
kommunikation und publizistik GmbH, Kirchsahr

Gestaltung
Publicis Pixelpark, Kéln

Fotonachweis (Cover):
Felix Zahn/photothek

Zentraler Bestellservice
Telefon: 03018 272 2721
Telefax: 03018 10 272 2721
ISSN 1618-291X

Weitere Informationen im Internet unter:
www.bundesfinanzministerium.de
www.ministere-federal-des-finances.de
www.federal-ministry-of-finance.de
www.bundeshaushalt-info.de
www.bundesfinanzministerium.de/APP
www.youtube.com/finanzministeriumtv
www.twitter.com/bmf bund

Monatsbericht des BMF
April 2019

Diese Broschiire ist Teil der Offentlichkeitsarbeit der Bundesregierung. Sie wird kostenlos abgegeben und ist

nicht zum Verkauf bestimmt.

Nicht zuldssig ist die Verteilung auf Wahlveranstaltungen und an Informationsstinden der Parteien sowie

das Einlegen, Aufdrucken oder Aufkleben von Informationen oder Werbemitteln.


http://www.bundesfinanzministerium.de
http://www.ministere-federal-des-finances.de
http://www.federal-ministry-of-finance.de
http://www.bundeshaushalt-info.de
http://www.bundesfinanzministerium.de/APP
http://www.youtube.com/finanzministeriumtv
http://www.twitter.com/bmf_bund

bmf-monatsbericht.de



	Editorial
	Inhaltsverzeichnis
	Analysen und Berichte
	Deutsches Stabilitätsprogramm: Steigende Investitionen bei sinkender Schuldenquote
	Einleitung
	Konjunktur
	Entwicklung des Gesamtstaatlichen Haushalts
	Entwicklung der staatlichen Finanzierungssalden
	Struktureller Finanzierungssaldo
	Schuldenstand 2019 unter 60 % des BIP
	Europäische Vorgaben werden erfüllt

	Strategische Ausrichtung der Finanzpolitik der Bundesregierung
	Fazit

	Die Finanzsituation der Kommunen – eine Bestandsaufnahme
	Insgesamt positive Entwicklung der Finanzsituation der Kommunen
	Erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Kommunen
	Unterstützung der Kommunen durch den Bund
	Bund entlastet bei den Flüchtlingskosten
	Bund entlastet bei der frühkindlichen Kinderbetreuung
	Bund unterstützt Maßnahmen für saubere Luft

	Grundgesetzänderung zur Ermöglichung zusätzlicher Unterstützungsmaßnahmen
	DigitalPakt Schule
	Sozialer Wohnungsbau
	Unterstützung im Verkehrsbereich
	Ganztagsschule/Ganztagsbetreuung

	Weitere Entlastungen der Kommunen
	Fokus auf Unterstützung finanzschwacher Kommunen
	Fazit

	Das Brexit-Steuerbegleitgesetz
	Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU
	Vorbereitungsmaßnahmen des BMF
	Kriterien für das Brexit-Steuerbegleitgesetz
	Die Gesetzentwürfe des Brexit-Steuerbegleitgesetzes
	Das Brexit-Steuerbegleitgesetz
	Steuerliche Regelungen des Brexit-Steuerbegleitgesetzes
	Finanzmarktrechtliche Regelungen des Brexit-Steuerbegleitgesetzes

	Fazit

	Vereinfachte Veranlagung von Rentnern im Ausland
	 Gesetzliche Ausgangslage
	Besondere Situation der sogenannten Auslandsrentner
	Verfahrensansätze des Finanzamts Neubrandenburg
	„Klassische Methode“: Rentnerinnen und Rentnern im Ausland Vertrauen in die deutschen Finanzbehörden vermitteln
	Anstoß für Innovation: Das Besteuerungsverfahren nutzerfreundlich ausgestalten
	Schlanke Verfahren ohne Abgabe einer Steuererklärung

	Aktuelle Weiterentwicklung des Verfahrens – auch für „Inländer“
	Ausblick

	Bilanz des deutschen Zolls 2018
	Einleitung
	Ergebnisse des Zolls 2018
	Steuererhebung
	Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung
	Warenabfertigung
	Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität
	Bekämpfung des Zigarettenschmuggels
	Bekämpfung der Produktpiraterie
	Artenschutz


	Aufteilung der 2018 neu berechneten Budgetsemielastizität auf Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversicherungen
	Einleitung
	Ergebnis der Neuberechnung der Gewichte für den Gesamtstaat
	Ergebnis der Aufteilung auf die Teilsektoren
	Ausblick

	Höhepunkte des Münzjahres 2019
	10-Euro-Münze „In der Luft“
	20-Euro-Silbermünze „100 Jahre Weimarer Reichsverfassung“
	Bezug der Münzen


	Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
	Überblick zur aktuellen Lage
	Wirtschaft
	Finanzen
	Europa

	Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht
	Konjunkturdynamik auch zu Beginn des Jahres schwach
	Rückläufige Exporte und Importe
	Anhaltend schwache Industrieproduktion
	Verbraucherstimmung leicht eingetrübt, aber weiter intakt
	Positive Arbeitsmarktentwicklung
	Moderater Verbraucherpreisanstieg

	Steuereinnahmen im März 2019
	EU-Eigenmittel
	Gesamtüberblick kumuliert bis März 2019
	Verteilung auf Bund, Länder und Gemeinden
	Gemeinschaftliche Steuern
	Lohnsteuer
	Körperschaftsteuer
	Veranlagte Einkommensteuer
	Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag
	Abgeltungsteuer auf Zins- und Veräußerungserträge
	Steuern vom Umsatz

	Bundessteuern
	Ländersteuern

	Entwicklung des Bundeshaushalts bis einschließlich März 2019
	Einnahmen
	Ausgaben
	Finanzierungssaldo

	Entwicklung der Länderhaushalte bis einschließlich Februar 2019
	Finanzmärkte und Kreditaufnahme des Bundes
	Entwicklung von Schulden, Kreditaufnahme, Tilgungen und Zinsen
	Die Marktentwicklung im 1. Quartal 2019
	Renten
	Aktien
	Devisen


	Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik
	ECOFIN-Rat am 12. März 2019 in Brüssel
	Informeller ECOFIN-Rat am 5./6. April 2019 in Bukarest



	Aktuelles 
aus dem BMF
	Im Portrait: Stephan Ramge, 
Leiter der Abteilung für Beteiligungen, Bundesimmobilien und Privatisierungen
	Wie sieht Ihre Rolle im BMF genau aus?
	Was ist die Ihrer Meinung nach aktuell größte Herausforderung in Ihrem Verantwortungsbereich?
	Der Berliner Dienstsitz des BMF trägt den Namen von Detlev Rohwedder – ist das etwas Besonderes für Sie als Leiter der Abteilung, die auch für Privatisierungen zuständig ist?
	Aktuell denkt die Politik über Lösungen für das Problem der Wohnungsnot und steigenden Mieten in Großstädten nach. Können Sie aus Ihrer Abteilung heraus einen Beitrag leisten?

	Termine
	Publikationen

	Statistiken und Dokumentationen
	Übersichten zur finanzwirtschaftlichen Entwicklung
	Übersichten zur Entwicklung der Länderhaushalte
	Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial und Konjunktur­komponenten des Bundes
	Kennzahlen zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
	Zeichenerklärung für Tabellen
	Formulierungshinweis
	Onlineversion des Monatsberichts


	Redaktionelle Hinweise
	Impressum

